


Von Thomos Westphal 

.Die Parteien sind kein Spiegel unserer Gesellschaft 
mehr, wenn sie es jemals waren: Gewächshäuser, in 
denen selten Talente, kaum Originale, nur in Glücksfäi- 
len produktiv-unbequeme Außenseiter gedeihen. 
Eher Abstimmunasroutiniers. Beaeisterunas- und Em- - . d d 

pörungsstatisten, Gesinnungsschmirgler, deren Ver- 
lautbarungen wie holländischeTomaten schmecken." 
Zunächst war ich geneigt, diese kleineTiradevon Klaus 
Harpprecht, (dem ehemaligen Redenschreiber von 
Wiliy Brandt) als gelungene, aber doch eher privat 
motivierte Abrechnung mit dem Parteiensystem amü- 
siertabzutun. Aber nach den zahlreichen Stellungnah- 
men der Parteienvertreter zu den Anschlägen von Mad- 
rid,zurBedrohungslage in Europa und in unserem Land, 
zu den Folterbiidern der US-Streitkräfte und zum be- 
rühmten Kampf gegen den Terrorismus, da schoss es 
mir wieder durch den Kopf:,,Gesinnungsschmirgler, 
Empörungsstatisten!" Klaus Harpprecht hat Recht! 
Bei nur wenigenThemen ist die Abwesenheit von Po- 
litik, die,,Verkrümelung" gesellschaftspolitischer An- 
sprüche und die Kapitulation des politischen Gestal- 
tungsziels vor den Fakten so nachhaltig unerträglich 
wie beim dem sogenannten,Kampf gegen denTerror". 
Das Feld wird beherrscht von Militär und Sicherheits- 
diensten. Nach den Anschlägen von Madrid schlug die 
Stunde der Sicherheitskräfte auch in unserem Land. 
Keine Stimme aus der Politik war zu hören oder zu le- 
sen, die nurversucht hat, darauf zu verweisen, dass der 
Kampf gegenTerroranschläge auf Dauerein Kampf um 
Köpfe ist,den man nicht mit Maschinengewehren und 
Bomben gewinnen kann. Es war dem Chef des BND 
vorbehalten, darauf hinzuweisen, dass man einen 
Kampf gegen den islamisch motivierten Terror, über 
Jahrhunderte hinweg nicht gewinnen kann. wenn in 
den arabischen Ländern Millionen von Jugendlichen 
und Kindern den Hass auf den Westen täalich neu ae- - - 
nährt bekommen. Genau in dieser lnterpretationslinie 
müssen wir auch die Folterbilder aus den Gefängnis- 
sen des US-Militärs im lrak verstehen. Diese Bilder ha- 
ben in den Köpfen und Herzen der nächsten Generati- 
onen der arabischen Bevölkerung einen unauslöschli- 
chen Zusammenhana zwischen Tod.Vernichtuna. Er- - -. 
niedrigung. Entmannung,Verachtung und der Kultur 
der westlichen Welt erzeugt,den Bin Laden bereits seit 
Jahren in seinen ~ e t z r e d i n  betont. 
Kurzum:Wenn die US-amerikanisch angeführte Anti- 
Terror-Koalition jemals das Ziel verfolgt haben sollte, 
die Feindbildproduktion nach dem Muster des..Clash 
of Civilisation" weiter anzutreiben, dann hat sie im lrak 
ganze Arbeit geleistet. Sie treibt die arabische Bevöl- 
kerung direkt ;n die Arme der EI Kaida und bereitet so 
die nachste Welle der Gewalt vor. Der We t droht ein 
globaler Dauerkonflikt, mit eingebauter Eskalations- 
Spirale. 

Der ehemalige Bürgermeister von Palermo, Leoluca 
Orlando, hat in diesem Zusammenhang einen sehr 
wichtigen Hinweis für die Empörungsstatisten in un- 
seren Parteien gegeben. Er zieht eine Parallele zwi- 
schen dem Kampf gegen die EI Kaida im 21. Jahrhun- 
dert und dem Kampf gegen die Mafia seitdem 19. Jahr- 
hundert in Sizilien. Orlando und der sizilianischen His- 
toriker Salvatore Lupo beschreiben eine spezifische 
Dialektik zwischen der Mafia und der sizilianischen 
Gesellschaft, die für die heutige Beziehung militanter 

lslamisten und der gesamten arabischen Welt sehr 
aufschlussreich ist. 
Lupo schreibt in seinem Buch .Die Geschichte der 
Mafia":,,Fasziniert von den ländlichen und.primitiven" 
Kontexten, haben die Geschichtsforscher und die ak- 
tuellen journalistischen Beiträge regelmäßig die Idee 
wieder belebt, dass die Moderne (Industrialisierung, 
Schulbildung etc.) das Phänomen Mafia zerstören wür- 
de.Analog dazu ist inden USAdie Mafiaals bäuerliche 
Zivilisation beschrieben worden, die zum Aussterben 
bestimmt sei. Heute, über 130 Jahre später, hat sich 
der Kontext den man früher als archaisch bezeichnen 
konnte, in alt seinen Elementen gewandelt und den- 
noch hat das Phänomen Mafia die Modernisierung 
überlebt. Ein Aspekt, der von den meisten nicht beach- 
tet wird, ist dafür jedoch von zentraler Bedeutung: Die 
Mafia bedient sich selbst der kulturellen Kodizes, in- 
strumentalisiert sie, modifiziert sie und macht daraus 
ein Bindemittel für das eigene Erscheinungsbild. Die 
Ablehnung des Konzeptes der Unpersönlichkeit des 
Gesetzes, die Verachtung der Polizei sind zum Beispiel 
Züge, die sicherlich sehr verbreitet unter den Sizilia- 
nern allerGeseilschaftsschichten des beginnenden 20. 
Jahrhunderts waren,aber sie wurden von der Mafia zu 
ihren eigenen Zwecken wieder verwendet, gewendet 
und für das eigene Bild genunt.,,SeineMafia warnicht 
Verbrechertum, sondern Respekt vor dem Ehrengeserz, 
Verteidigung jeden Rechts, Charakterstärke", lesen wir 
auf dem Grabstein von Ciccio Di Cristina, Mafiaboss 
nach dem II.Weltkrieg in Riesi." 
Kurzum:DieserzentraieZusammenhang zwischenver- 
haltensmustern einer Gesellschaft (z. B. Betonung des 
individuellen Rechtes, Missbilligung der Staatsgewalt 
in Sizilien) und der Aufnahme und Umformung dieser 
Verhaltensmuster durch eine bestimmte Gruppe (in 
diesem Fall der Mafia) is t  das eigentliche Schlachtfeld 
für einen Kampf um Köpfe, für die Zerschlagung eines 
Zusammenhanges, für das Austrocknen einer Gefolg- 
schaft. 
Deshalb hat Orlando als Bürgermeister von Palermo 
eine Anti-Mafia gegründet. die sich zu den zentralen 
Verhaltensmustern der Sizilianer bekennt, ihr einen 
neuen Sinn außerhalb der Mafiaverschafh und so den 
vermeintlichen ,,natürlichen" Zusammenhang zwi- 
schen sizilianischer Bauernkultur und Mafia auflöst. 
Im aktuellen Kampf gegen die EI Kaida geschieht das 
genaue Gegenteil: Insbesondere die USA verbindet 
den Kampf gegen die EI Kaida mit dem Kampf gegen 
den Islam. Die gesamte islamische Kultur wird als rück- 
ständige, anti-emanzipatorische, vor-demokratische 
Zivilisation beschrieben, die es zu bekämpfen gilt. Das 
Bindemittel zwischen EI Kaida und der islamischen 
Bevölkerung braucht Bin Laden also gar nicht selberzu 
erfinden. Er bekommt es frei Haus geliefert aus dem 
Weißen Haus oder besser: aus den Gefängnissen im 
lrak. 
Kurzum: Wenn die Stunde der Sicherheitsdienste und 
der Militärs vorbei ist, weil sie nur größere Schäden 
statt Lösungen produzieren, brauchen wir wieder eine 
politische Kraft, die sich zentraler gesellschaftlicher 
Zusammenhänge besinnt und anfängt eine Politik auf 
dieser Erkenntnis aufzubauen. Anders wird kein dauer- 
hafter Frieden möglich sein. Vielleicht dachte Klaus 
Harpprecht an solche Politiker, die er aus seiner akti- 
ven Zeit noch in Erinnerung hatte, als er seine allzu 
verständliche Abneigung gegen unsere heutigen Par- 
teipolitiker aufschrieb. IPW a r m  
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SPD in Sippenhaft 
Der Neubeginn mit Franz Müntefering 
ist in Gefahr 

Von Andrea Nahles 

Die SPD steckt nicht nur im tiefsten 
Umfragetief seit Menschengedenken. Ihr 
fehlt es an Rückhalt in der Bevölkerung. Es 
mangelt an Zutrauen der eigenen Anhän- 
ger. Wahl- und Mitgliederverluste in Folge 
erschöpfen auch unverdrossene Aktivisten. 
Gesucht: Perspektiven der SPD und konkre- 
te Wege aus der Krise.Einige vorläufige Ant- 
worten hat die Tagung des Forum Demo- 
kratische Linke 21 versucht. 
Wahlen sind keine Naturereignisse.Siefußen 
auf strukturellen Faktoren und dem Handeln 
der politischen Eliten. Dr. Ulrich Eith von der 
Arbeitsgruppe Wahlen der Universität Frei- 
burg ließ keine Zweifel aufkommen.Die Kri- 

nachvollziehbaren Pfad für diesen Abwä- 
gungsprozess aufzuzeigen. Eine politische 
Führung hätte faire Regeln für den Verände- 
rungsprozess - selbstverpflichtend- aufstel- 
len müssen. Das ist nicht rechtzeitig gesche- 
hen und bis heute unvollendet. 
Eith diskutierte jedoch auch strukturelle 
Bedingungen von Politik, die keineswegs 
auf eine Partei beschränkt bleiben. Wie re- 
giert man in einer Demokratie,die mehr als 
einer Logik folgt? 

Deutschland ist eine Verhandlungsde- 
mokratie. Der Föderalismus erzwingt eine 
permanente Suche nach Kompromissen. In 
dieser Logiksind,RundeTischen oder Bünd- 

Andrea Nahler 

den kann.wer Bürokratievon öffentlicher Da- 
seinsvorsorge nicht zu trennen weiß und Be- 
triebswirtschaft mit Volkswirtschaft gleich- 
setzt, kann keine originäre sozialdemokrati- 
sche Orientierung ausgeben. 
2.Die Kompetenzen der lnstitutionen müssen 
neu definiert werden. Europa, Bund, Länder 

se der SPD ist zum guten Teil hausgemacht. nisse und Kommissionen sogar notwendig. und Kommunen. Europa braucht eineverfas- 
Die wahlsozioloaische Bestandsaufnahme . Deutschland isteineMediendemokratie. suno. Eurooa braucht eine Vision von sich - 
belegt,dass die SPD ihre Wählervom Fachar- 
beiter zum postmaterialistischen Studienrat 
findet. Das Begriffspaars ,,Innovation und 
Gerechtigkeit" hat eine Brücke geschlagen 
von der traditionellen zur modernen SPD-An- 
hängerschaft. Der erfolgreiche Wahikampfs- 
logan des Jahres 1998 umfasst auch heute 
noch das Spektrum, in dem sich die Mehr- 

die täglich Aufmerksamkeit braucht und 
bietet. die nahezu tägliche Abstimmungen 
inszeniert.Tue das, was Dir heute erfolgver- 
sprechend erscheint. heißt die Maxime. 

Deutschland ist eine Parteiendemokratie. 
Tue das. wozu Dich Deine Mitglieder legiti- 
miert haben. Handle nach vereinbarten Pro- 
grammen. Organisiere stabile Mehrheiten. 

selb;t: ~onkurrenz um die besten Lebensbe- 
dingungen, den größten sozialen Fortschritt 
und die nachhaltigsten Produkte undverfah- 
renstechniken.DerBund und dieLänder brau- 
chen eine neueAufgabenteilung.Die Kommu- 
nen Handlungsspielräume und Investitions- 
möglichkeiten. lnstitutionen die ihrer Gestal- 
tungsmöglichkeiten bera~btsind~unterminie- 

heitsfähigkeit der SPD entscheidet.Zweiste1- Es fälltjedem autdass hier widersprüchliche ren das Vertrauen in die Demokratie. 
liae Umschwünae in der bundesdeutschen Loaiken aufeinander treffen. Für die SPD 3.Die SPD muss nicht nur um Orientieruna. - 2 - <. 

Wählerbewegung sind dagegen neu. Sie Iässt sich sagen: Der Motor SPD als Partei ist Vertrauen und eine klare Handschrift kämp- 
müssenalsAbstrafunggewertetwerden.Eith unter Schröder ausgefallen. Das war teil- fen. Sie muss ihre Partei wieder ernst neh- 
lokalisierte den Hauptgrund für diese Ent- weise eine bewusste Vernachlässigung. men.Mehr noch als Programme interessiert 
Wicklung im UmgangmitdemzentralenThe- Aber es ist auch eine gesamtgesellschaftii- Menschen,obsiean Entscheidungen betei- 
ma sozialdemokratischer Identität und All- cheEntwicklun0:Die (Parteien-)Demokratie liot werden. Wer als Mitalied nicht mittun 
tagspolitik: Soziale Gerechtigkeit. Darauf sei- 
en die unteren Schichten angewiesen und 
wüssten das auch, während die besser ge- 
stellten Schichten, die der SPD nahe stehen, 
,Soziale Gerechtigkeit'als zentrale Werteba- 
sis akzeptieren. Beide Teile der SPD sehen 
sozialeGerechtigkeit nichtals unveränderba- 
re Größe. Soziale Gerechtigkeit fungiert als 
Chiffre: Eine Gesellschafcdie mit sich selbst 
immer wieder neu aushandeln muss,was ist 
hinnehmbare Ungerechtigkeit und wasistzu 
vermeidende Ungerechtigkeit. Eith stellte 
klar fest. ,Soziale Gerechtigkeit' unterliegt 
dem Wandel der Zeit - sie muss immer 
wieder neu interpretiert und erweitert wer- 
den, aber sie muss eben auch angewandt 
werden. Wenn Veränderungen notwendig 
sind, wenn sich die Bedeutung des Begriffs 
verschiebt,waszig Mal in der Geschichte der 
SPD geschehen ist, dann muss das klar ge- 
sagt werden. Die SPD hat versäumt einen 

Andrea Nahles, Literaturwissenschafrlerin, Vo 
rin und Mitglied im SPD-Präsidium 

- .  
wirdzunehmend zerriebenzwischen profii- 
armer Kompromisssuche und geschwätzi- 
ger Effekthascherei imTagesgeschäft. Dafür 
lässt sich nicht eine Person - und sei diese 
Bundeskanzler - verantwortlich machen. 
Die Abwertung von lnstitutionen ist 
mittlerweile common sense.Politische Iden- 
titäten werden als Handelsware angesehen, 
aber sie lassen sich nicht mit betriebswirt- 
schaftlicher Logik erzeugen. 
Auf die Frage der Wahl- und Mitgliederver- 
luste muss deshalb auf mehreren Ebenen - 
das wäre mein Fazit - geantwortet werden. 
1. Soziale Gerechtigkeit ist Kernkompetenz 
derSPD.Sie ist gleichzeitig ein fortwährender 
Auftrag zur Veränderung. Erfolgreich kann 
die SPD nur sein, wenn sie Brücken baut und 
eine Klammerfür unterschiedliche Interessen 
findet. Wer aber Brücken baut, muss einen 
eigenen Kompass haben.Wer Marktideolo- 
gievon Marktbedingungen nicht unterschei- 

rsitzende Forum DL2l e. V., spw-Mitherausgebe- 

- 2 

darf,geht.Wenn Programme erarbeitet wer- 
den, wie es jetzt bis 2005 passiert, dann ist 
das eine wichtige Beteiligungschance. die 
auch realisiert werden muss. Zwischen Ver- 
handlunosdemokratie und Mediendemo- < 

kratie müssen Parteien und offene Mei- 
nungsbildungsprozesse stabilisiert werden. 
Die Partei und die Bundestagsfraktion ver- 
halten sich loyal. Die Arbeitsplanung der 
Parteizentrale macht Sinn.Ob Bürgerversi- 
cherung oder Innovationsoffensive. Partei- 
reform Mitgliederpartei oder Grundsatzpro- 
grammdebatte - die Richtung stimmt, die 
Bemühungen sind ehrlich und werden pro- 
fessionell organisiert.Allerdings verspielen 
eine ganze Reihe von Ministern und Appa- 
raten derzeit den Kredit, den die Öffentlich- 
keit einem Neubeginn mit Franz Müntefe- 
ring gegeben hat. Bewusst oder unbewusst? 
Planlos oderselbstverliebt? Es ist eaal. in der 

2 

Öffentlichkeit gilt das Gesetzder Sippenhaft. 
Dummheiten haben sich in vielen Perioden 
der Geschichte und an vielen Orten abge- 
spielt- das Bedrückende ist: sie sind anschei- 
nend endlos wiederholbar ..... mrvm DU1 



Die Zukunft hat 
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Gebur ts tag!  
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Jusos feiern 100 Jahre 
Arbeiterjugend -dem Fortschritt 
verpflichtet. 

5 

Von Rüdiger Scholz 

Sich die eigene Tradition, die eige- Konkretenzu bleiben: 
ne Herkunft zu vergegenwärtigen ist gera- Die menschenverach- 
de in politisch schwieriger Zeit mit Umfra- tenden Zustände in Nielr Annen imVordeigrund.im Hniergrund ua. Han$lurgenWixhnewiki und Andiea Naher 

getiefs,Mitgliederverlusten der Sozialdemo- 
kratie und nicht zu leugnender Orientie- 
rungslosigkeit von rot-grün mehr als sinn- 
voll. Motivierend und sinnstiftend ist es au- 
ßerdem -das hat die Beschäftigung der Ju- 
sos mit ihrer hundertjährigen Tradition am 
Wochenende vom 14. bis 16. Mai gezeigt. 
Die Geschichte der Arbeiterjugendbewe- 
gung in Deutschland und der Jusos im be- 
sonderen war immer durch ein kritisches 
Verhältnis zur SPD gekennzeichnet. Schon 
in der frühen Gründungsphase wurde der 
Aufbau einer eigenen politischen Interes- 
sensvertretung der jugendlichen Arbeiter 
von der SPD eher mit Argwohn betrachtet. 
Ein eigenerJugendverband birgt dieGefahr 
einer nicht kontrollierbaren, eigenen politi- 
schen Willensbildung -das war die Befürch- 
tung der SPD sicherlich nicht nur damals. 
DieJugendlichen sollten sich lieber direkt in 
Partei und Gewerkschaft engagieren - der 

der Lehrlingsausbii- 
dung waren vor 100Jahren der Anlassdeszu- 
sammenschlusses - heute erleben wir, 
einerseits wie sich mehr und mehr Betriebe 
aus ihrer Verantwortung für die Berufsausbil- 
dung herausstellen und andererseits wie von 
der Union Forderungen nach der Absenkung 
der Ausbiidungsvergütungen und der.Ver- 
schlankung" der Ausbildung zugeschninen 
auf die jeweiligen sehr engen. betrieblichen 
Interessen,forciert werden.Ein historischer Zu- 
sammenhang,den Klaus UweBenneter-ehe- 
maliger Juso-Bundesvorsitzender mit der kür- 
zesten Amtszeit und heutiger Generalsekretär 
der SPD - herausstellte. 
Die rund 500Teilnehmerlnnen im prallvol- 
len Atrium des Willv-Brandt-Hauses erleb- 
ten aber auch den Einfluss derJusosauf die 
Herausbildung sozialdemokratischer Füh- 
rungsgenerationen: Hans-Jürgen Wisch- 
newski als erster gewähltervorsitzenderder 

nen wichtigen lmpulsgeber für die Erneue- 
rung sozialdemokratischer Programmatik 
eine zentrale.Schulen für den sozialdemo- 
kratischen Generationenaufbau. 
Unterm Strich war das.JubiIäums-Wochen- 
ende" daher weniger ein nostalgischer 
Rückblick,sondern viel mehr Handlungsauf- 
trag für die Zukunft der Jusos. Für die Zu- 
kunft eines heute sehr jungen Verbandes. 
der sich seiner historischen Wurzeln be- 
wusst bleiben muss. Eines jungen Verban- 
des. der viel in die Bildungsarbeit. in die in- 
haltliche und handwerkliche Schulung sei- 
ner Köpfe investieren muss. Dabei sind in- 
haltliche, personelle und organisatorische 
Erneuerung und Weiterentwicklung ständi- 
ge Aufgabe eines sozialistischen und femi- 
nistischen Jugendverbands,der die Ansprü- 
che junger Menschen an die Zukunft von 
Leben und Lernen, von Arbeiten und Wirt- 

Restwürdesich schon ergeben.Aberdie ka- Nachkriegs-Jusos und Karsten D.Voigt, mit schaften - in Partei, Bewegung und Gesell- 
tastro~halen Lebens-und Arbeitsbedinoun- dessen Wahl vor 35 Jahren aufdem Bundes- schaftformuliert und durchsetzt.lnsofern ist 
gen gerade der Jugendlichen führten-zur kongress in München die Linkswende und von der Veranstaltung nicht nur das Signal 
Gründung eigener Lehrlingsvereine - und damit der moderne Juso-Verband begrün- ausgegangen, dass es in Deutschland 
die Geburtsstunde der Arbeiterjugendbe- det wurde, berichteten von den spezifi- immernoch eine Arbeiterjugendbewegung 
wegung sch1ug:DerFreitod des 15-jährigen schen Situationen,,ihrer Zeit" und entdeck- gibt und sie i s t  immer noch notwendig i s t -  
Berliner Schlosseriehrlinas Paul Nährina im ten durchaus Paralielen.DerSPD-Vorsitzen- sondern vor allem auch. dass sie in ihrem > 2 

Frühjahr 1904,der die physischen und psy- 
chischen Misshandlungen seines Lehrherrn 
nicht mehr ertragen hatte,wardertragische 
Anlass zur Gründung der ersten Lehrlings- 
vereine, die sich sehr bald zu einer reichs- 
weiten Bewegung entwickelten. Hieraus 
entstanden in einer niemals gradlinigen, 
widerspruchsfreien Entwicklung die uns 
heute bekannten Arbeiterjugendverbände 
wie die Gewerkschaftsjugenden, SJD-Die 
Falken, das Jugendwerk der Arbeiterwohl- 
fahrt oder eben die Jusos in der SPD. 
Die Jubiläumsveranstaltung in Berlin hat ge- 
zeigt:Vieles hat sich seit 1904 verändert, die 
Geschichteder Arbeiterjugend ist dabei auch 
eineGeschichtedessozialen Fortschrins.Aber 
sie hat in vielen Beiträgen auch gezeigt, dass 
die Entwicklung nicht zu Ende und vieles Er- 
reichte nicht auf Dauer sicher ist. Um im ganz 

Rüdiger Schok Bundesgeschäfisführer der Jus< 

de Franz Müntefering schilderte in beein- 
druckender und höchst unterhaltsamer Art 
den,,Spagat"zwischen theoretischer Arbeit, 
dem westlich-westfälischen Agieren zur 
Durchsetzung der Linkswende in München 
und der konkreten Juso-Arbeit im Sauer- 
land.Susi Möbbeckals Juso-Vorsitzende im 
Zeitraum der deutschen Vereinigung und 
Andrea Nahles alsvorsitzende in den 1990er 
Jahren lieferten Beiträge aus der neueren 
Juso-Historie. Abgerundet wurde die 100- 
jährigeGeschichtemitihren Höhen undTie- 
fen, mit Aufspaltung und Zusammenhalt 
und einer immerwährenden Kraft der in- 
haltlichen und organisatorischen Erneue- 
rung durch die Rede des amtierenden Vor- 
sitzenden Niels Annen, die unter www.ius 
os.de dokumentiert ist. Gemeinsames Fazit 
aller war: Die Jusos bildeten und bilden ei- 

>s in der SPD, lebt in Berlin 

Handeln und Auftreten modern und dem 
sozialen Fortschritt verpflichtet ist.Und dass 
sie lebendig und begeisterungsfähig ist, 
haben die rund 500 Teilnehmerlnnen am 
Wochenende selbst unter Beweis gestellt. 
Junge Sozialistinnen und Sozialisten wer- 
den gebraucht, damit die heute junge Ge- 
neration durch die vorherrschende Mei- 
nungsmacht in Standortdiskussion und Ge- 
nerationendebatte nicht für dumm verkauft 
wird.Sie werden gebraucht als Antreiber für 
eine Diskursverschiebung weg von der So- 
ziaiabbau-Logik hin zu einer Fortschrinsde- 
batte und sozialen Innovationen. Und sie 
werden gebraucht. um als .Agenten" für 
einefortschrinlich-linke Politikzu streiten:in 
Partei, Bewegung und Gesellschaft. Daher 
macht es Sinn sich der eigenen Geschichte 
anzunehmen um auch in Zukunft gerecht 
weiter zu denken. 
Mehr Informationen zum Thema unter 
www.iusos.de. mWm DLZI 



Umlage und kein Ende? 
Wird die Umlage in NRW umgelegt? 

Von Kristian Kaiser 

Eine alte gemeinsame Forderung Doch gibt es neben den Gründen der Soli- 
der Jusos und der SPD seit Mitte der neun- darität wirtschaftspolitische Gründe,sich für 
zigerJahre wurde durch den Bundestag be- eine Trendwende in der Berufsausbildung 
schlossen. Dieses Gesetz-das Berufs-ausbil- einzusetzen. Die demographische Entwick- 
dungssicherungsgesetz,soll gewährleisten. lung unserer Gesellschaft lässt einen Fach- 
dass sich alle Arbeitgeberan den Kosten für kräftemangel erwarten, dem man bereits 
Berufsausbildung beteiligen und nicht nur jetztentgegenwirken muss,wenn wirgene- 
die-die ausbilden sondern auch endlich die. rationengerecht Politik betreiben wollen. 
die sich ihrer gesellschaftlichen Verpflich- Die Qualifizierungsfrage ist überdies auch 
tung auszubilden, seit Jahren mehr und eine sozialstaatliche Frage, da keine oder 
mehr entziehen. nur eine unzureichendeQualifizierung indi- 
Doch dieses Gesetz ist nach einer Kampag- viduell die Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
ne der Arbeitgeber, die zunehmend mehr in kommender Zeit noch weiter drastisch 
auch in den eigene Reihen verfängt, um- verschlechtern wird.Doch kannauch dieBe- 
stritten. Peer Steinbrück und SPD-Landes- antwortung dieser Frage nichts daran än- 
chef Harald Schartau - bekannte Gegnerei- dern, dass unser primäres Problem auf dem 
ner Umlagefinanzierung -ziehen freiwillige Arbeitsmarkt die rückläufige Anzahl der Ar- 
Vereinbarungen der,,Zwangsumlage" vor. beitsplätze ist. 
Dochfreiwillig heißtwohl eben auch unver- Doch wie wird die Debatte geführt? Es gibt 
bindlich, hat doch dieser,,Ausbildungskon- in NRW einen klaren Beschluss des Landes- 
sens" bisher nicht verhindern können,dass parteitages vom Februar 2004,der die Aus- 
die Zahl der Ausbil- 
dungsstellen seit ral*una.m.m-ung-~.inwar 

langem rückläufig 
ist. Dieser Ausbil- " 
dungskonsens orga- 
nisiert hingegen die 
Verteilung der un- - 
versorgten Jugendli- 
chen in die vollschu- 
llschenAusbildungs- .. 
gänge an den Be- 
rufsschulen. 7- 

Seit 2000 ist ein 
enormer Rückgang 
an abgeschlossenen o '  ,gm 

Ausbildungsverträ- o,"s" M ~ ~ e c , ~ ~ . ~ ~ ~ ~ o L , ~ ~ ~ ~ c ~ a q m ~ ~ , , ~ ~ , m ~ ~ ~ , . , m , ~ B ~ N ,  ~ ,,-. , b , n " ~ ~ m ,  

aen zu verzeichnen. 
Nach Zahlen des 
Landesamtes für Datenverarbeitung und bildungsumlage in der Berufsbildung for- 
Statistikging allein in NRW die Zahl derab- dert und der dem SPD-Landesvorstand kei- 
geschlossenen Ausbiidungsverträge zwi- nen Spielraum lässt. 
schen 2002 und 2003 um 3.3% zurück. Doch lässt sich Harald Schartau nicht auf 
Dieser Rückgang ist nicht ohne Folgen für den Beschluss des Parteitages verpflichten. 
Jugendliche in NRWgeblieben.NachZahlen Auch als Mitglied im Präsidium der Bundes- 
der Bundesagentur für Arbeit kamen Ende partei und als Wirtschafts- & Arbeitsminister 
Märzdiesen Jahresaufknaoo 37.500offene in NRW ist er nicht davon zu überzeuoen. . . - .  
Ausbildungsplätze mehr als 61.000 unver- dass die innerparteiliche Demokratie sich 
mittelte Bewerberlnnen. bereits entschieden hat.Dieses Thema kün- 
Damit wird klar:Esgibt auch in NRW keinen digt nicht schon langean.DieAusbildungs- 
Grund sich weiter darauf auszuruhen,dass misereverschlimmert sich von Jahrzu Jahr. 
hier ja alles so wunderbar klappt. Der Kanzler hat in seiner berüchtigten 

Kristian Kaiser, 25 Jahre, seit März 2004 Juso-Landesvorsitzender in NRW und Mitglied des Par- 
teirates der SPD. Er arbeitet im Juso-Bundesverband im Umbauprojekt Berufsorientierung mit. 

Agenda-Rede davon gesprochen, man wer- 
de gesetzgeberisch tätig werden müssen, 
wenn nicht ausreichend Ausbiidungsplätze 
zur Verfügung gestellt werden. 
Peer Steinbrück hat dazu eine eigene Hal- 
tung entwickelt.Als bekannter Gegner der 
Agenda schwebt er als freies Radikal im 
Raum der sozialdemokratischen Partei. 
Peerverweist dabei auf seinen Amtseid,der 
ihn daran hindere Beschlüsse der Partei,die 
dem Land schaden umzusetzen. Das alte 
Lied wird wieder gesungen, nach der erst 
das Land und dann die Partei Priorität 
habe.Als ließe sich das auseinander den- 
ken. 
Dabei sitzt Peer Steinbrück an einer Schlüs- 
selstelle.Erhebt der Bundesrat mit den Stim- 
men der CDU-Länder und NRW Einspruch 
gegen das bislang zustimmungsfreie Ge- 
setz, so kann der Bundestag diesen Ein- 
spruch nur mit Zweidritteln der Stimmen 
zurückweisen. Damit wäre das Gesetz ge- 
scheitert. Am Widerstand Nordrhein-West- 
falens. 
Franz Müntefering hat in einer erfreulichen 
Art und Weise dieses Thema und damit die 
Zukunftschancen junger Menschen zu sei- 
nem Motiv gemacht. Müntefering hat es als 
Partei- und Fraktionsvorsitzender wieder 
aufdieTagesordnung geholt und verfechtet 
es vehement gegen alle Kritik. Doch was 
geschieht, wenn Müntefering scheitert? An 
den eigenen Genossen? In der Sitzung des 
Parteirates-der sich mit breiter Mehrheit der 
Position Münteferings angeschlossen hat, 
wurde diese Frage kurz angeschnitten. 
Franz nahm daraufhin sofort das Wort und 
erklärte-er würde sein Amt nicht ultimativin 
die Waagschale werfen,sondern alles versu- 
chen, um sich in der Diskussion durchzuset- 
zen.Ein Stil-den man bisher nicht kannte. 
Reicht die Umlageaus in der Reform der Be- 
rufsbildung? 
Nein, sicher nicht. Die Umlagefinanzierung 
ist ein Instrument um den weiteren Abbau 
der Ausbildungszahlen zu verhindern und 
um langfristig eine Steigerung zu erlangen. 
Auch werden dabei die entlastet, die ausbil- 
den und die belastet,die nicht ausbilden. 
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Doch muss eine umfassende Reform der und der Integration bisher vollschulischer gegnen wir wirksam dem Vorwurf,wir wür- 
Berufsbildung weitergreifen und auch zu- Ausbildungsgängein ein duales System der den lediglich eine Zwangsmaßnahme 
sammengedacht werden.Neben den Inhal- Berufsausbildung steht eben eine breite durchsetzen wollen, uns aber nicht mit der 
ten der Berufsausbildung und der Ausstat- Debatte um diese Form fachlicher Erstqua- Frage der Qualität der Ausbildung beschäf- 
tung der Schulen, der Art der Ausbildung lifizierung auf derTagesordnung.Damit be- tigen wollen. F O W ~  DLII 

DL21: Inhaltliche Arbeit 
neu strukturiert 
Von Joachim Schuster 

Inhaltlichen Diskussionsbedarfgibt litische Projekte in der Partei zu verankern 
es genug.Mitder Agenda 2010von Bundes- und damit zu Positionsveränderungen der U'. 

kanzler Schröder hat die Bundesregierung SPD beizutragen. Die Arbeitsgruppen be- C Z V '  
den Anspruch erhoben, den soqenannten schäftigen sich im einzelnen mit: 
~eformstau in der Bundesrepubiik abzuar- 
beiten. Die bisher vorgelegten Konzepte 
und Gesetze werden diesem Anspruch je- 
doch nicht gerecht. Die inhaltliche Reich- 
weite der Reformen ist sehr begrenzt. Und 
nicht einmal das Ziel, die sozialen Siche- 
rungssysteme nachhaltig zu sichern, wird 
erreicht werden. Schon vor der nächsten 
Bundestagswahi im Jahr 2006 wird die SPD 
gefordert sein. Antworten auf drängende 
gesellschaftlichen Herausforderungen zu 
geben.Für weiteren programmatischen KIä- 
rungsbedarf sorgt die Grundsatzprogramm- 
debatte. die von der neuen Parteiführuna - 
inzwischen wieder vorangetrieben wird. 
Schon im Jahr2005 sollen Ergebnissevorlie- 
gen. 
Auf dem Bochumer Parteitag hat die Partei- 
Linke gezeigt,dass sie bei einem koordinier- 
tenvorgehen durchaus in der Lage ist,wich- 
tige inhaltliche Akzente zu setzen. Ausbil- 
dungsplatzabgabe. Bürgerversicherung 

Beschäftigungs- und Finanzpolitik 
Diese AG befasst sich mit den ökonomisch 
relevanten Debatten des kommenden Jah- 
res. Bezugspunkt der Diskussion bilden der 
Abbau der Arbeitslosigkeit, die lnitiierung 
eines nachhaltigen Wirtschaftswachstums 
unddieUmstrukturierunazu einer nachhal- - 
tigen Wirtschaft. Angesichts der zu erwar- 
tenden Auseinandersetzungen 2004 sollen 
folgendeThemen im Mittelpunkt stehen: 

der europäischer Stabilitätspakt und die 
Perspektiven einer demokratischen Regulie- 
rung in der EU, . die mittelfristige Perspektiven der Steu- 
erpolitik inkl.der Verschuldungsproblema- 
tik und der föderalen Finanzverfassung - die Eckpunkte einer innovationsorien- 
tierten lndustriepolitik 
Das nächste Treffen der AG wird am 2.7.04 
stattfinden. 

Joachim Schuster 

tiger Grundssatzfragen gehen. Ausgangs- 
punktder Reformdebatte bilden dabei nicht 
in erster Linie der demographische Wandel 
oder angebliche Finanzierungsprobleme, 
sondern die durch gesellschaftliche Struk- 
turveränderungen hervorgerufenen Anpas- 
sungsnotwendigkeiten.Das nächsteTreffen 
der AG wird am 20.8.04 stattfinden. 

Bildung und lnnovation 
Im Mittelpunkt der Arbeitsgruppe soll die 
Rolledes Menschen im Rahmen eines Inno- 

und Reform der ~rbschaftsiteuer sind dafür Reform der sozialen Sicherungssysteme vationssystems stehen. Besonderes Ge- 
einiae herausaehobene Beisoiele. Nur auf Neben den beiden ÜberareifendenThemen wicht soll auf die Fraaen .Bilduna - Qualifl- 

2 ~~~~ <~ ~~~ ~~~ 

Druck der Linken wurden diese Punkte in 
die kurz- bis mittelfristige Programmatik 
aufgenommen. 
Vor diesem Hintergrund hat das Forum DL 
21 in diesem Jahr seine inhaltliche Arbeit 
neu strukturiert. Neben den inhaltlichen 
Diskussionen auf unseren Frühjahrs- und 
Herbsttagungen haben wir drei Arbeits- 
gruppen eingerichtet,die auf wichtigen Re- 
formfeldern zur programmatischen Weiter- 
entwicklung beitragen sollen. Ziel der 
Neustrukturierung ist es, die Partei-Linke 
inhaltlich weiter zu profilieren,wichtige po- 

- 
,Demographischer Wandel' und ,Finanzie- 
rung des Sozialstaates'sollen in der Arbeits- 
gruppe Eckpunkte für Reformprojekte für 
alle Zweige der Sozialversicherung entwi- 
ckelt und diskutiert werden.Von aktueller 
Bedeutung ist dabei sicherlich die Ausge- 
staltung einer Bürgerversicherung als Ant- 
wort auf die Finanzierungsprobleme der 
Krankenversicherung.Diskutiert werden soll 
darüber hinaus die Arbeitsversicherung als 
Weiterentwicklung der Arbeitslosenversi- 
cherung. In Bezug auf die Rentenversiche- 
rung wird es zunächst um die Klärung wich- 

Dr. Joachim Schuster, Vorstandsmitglied von Forum DLZ I e. V., Mitglied des Bremer Abgeordne- 
tenhauses und des SPD-Landesvorstonds Bremen. 

- .  
zierung - Weiterbildung - Lebenslanges 
Lernen im Erwerbsleben - Humanisierung 
der Arbeit'gelegt werden.WeitereThemen 
sollen dieRolledesStaates bei Bildung und 
lnnovation sowie die Frage nach einer ge- 
eigneten Finanzierung von Bildung sein. 
Das nächsteTreffen der AG wird am 28.5.04 
stattfinden. 
Die Arbeitsgruppen sollen ergebnisorien- 
tiert arbeiten. Es ist geplant, die ersten Ar- 
beitsergebnisse bis zur Herbsttagung von 
DL 21 vom 22.-24-10.04vorzulegen und zur 
Diskussion zu stellen. Die Arbeitsgruppen 
richten sich vornehmlich an Mitglieder von 
DL 21.Willkommen sind aber auch alle an- 
deren Interessierten. Wer Interesse hat, set- 
ze sich am besten mit Joachim Schuster 
(Tel.: 0421-74923 oder e-mail: Schustere 
bremneae) in Verbindung. Fowm M21 



Steuerschwund wegen Privilegien für 
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Unternehmen und hohe Einkommen 

rpw 3 12004 

Von Fred Schmid (isw München e.V.1 

Zu den Ergebnissen des Arbeitskreises 
Steuerschätzung 

dann stellt man fest,dass für den Steueraus- 
fall in jedem Jahr fast ausschließlich das 
Wegbrechen der Gewinn- und Unterneh- 
menssteuern verantwortlich ist. 
Die Mindereinnahmen bei den Gewinn- und 
Unternehmenssteuern addieren sich in den 
vier Jahren auf einen Gesamtsteuerausfall 
von über 100 Milliarden Euro (101.5 Mrd. 
Euro)..s.Tabelle 2 

Lohnsteuer) aufgrund des nominolen Zu- 
wachses proportional wachsen, bei der Ein- 
kommensteuer aufgrund der Progression 
sogar überproportional." (JarasslObermair, 
Geheimnisse der Unternehmenssteuern, 
Marburg 2004.S.44). 
Und was dieGewinneanbelangt,so sind sie 
trotz konjunktureller Flaute gestiegen, wie 
die Steuerprofessoren JarassIObermair an 
anderer Stelle nachweisen.und zwar sowohl 

Diese Bundesregierung ist im 
wahrsten Sinne des Wortes bankrott: Ge- 
genüber der letzten Steuerschätzung vor 
einem halben Jahr klafft bei den erwarte- 
ten Steuereinnahmen eine Lücke von fast 
10 Milliarden (9,6 Mrd. Euro),davon 8.3 Mil- 

die Unternehmensgewinne der Kapitalge- 
sellschaften (AG,GmbH) als auch die Gewin- 
ne der Personengesellschaften und Selb- 
ständigen; sie lagen in jedem Jahr nach 
2000 deutlich über dem Niveau von 2000. 
Die Unternehmens- und Ertragssteuern hät- 
ten also deutlich steigen müssen. Das Ge- 

Tabelle 1: Entwicklunu des Steueraufkommens 
Jahr I 2000 I 2001 I 2002 1 2003 2004* 1 2005* 2006* ( 2007' 
Steuerauikommen 
in Mrd. Euro 
* A X  Steuerrrhatlun% Mai 2 0 W  nKl8mmern: AKSreuerrrhilrungMai2003 Chir 2004:AKSieuerxh. N<~.iW11:Quelle: BMF 

467.2 

liarden allein beim Bund.lm Jahr 2005 sind 
es bereits 15.2 Milliarden Euro und bis zum 
Jahr 2007 addieren sich die Steuerausfälle 
gegenüber der Schätzung vom Mai 2003 
auf 61 Milliarden Euro (davon 40,2 Mrd. 
beim Bund); dabei wurden bereits damals 
diezahlen in der mittelfristigen Finanzpla- 
nung um zig-Milliarden nach unten korri- 
giert. Die Steuermindereinnahmen, weite- 
re Fehlkalkulationen (Toll-Collect) und 

Auch für diese Steuerlücke macht der Fi- 
nanzminister die schwache Konjunktur ver- 
bunden mit einerverschlechterten Gewinn- 
situationverantwortlich.Und hier beginnen 
die dicken Lügen. Eichel spekuliert hier auf 
die Lücken im Gedächtnis seiner Mitbürger. 
Die Steuerexperten Lorenz JarasslGustav 
Obermair (Jarass ist Mitglied der vom Fi- 
nanzministerium eingesetzten Kommission 
zur Unternehmensbesteuerungl stellen 

446.2 

genteil ist der Fall. D& Grund liegt in der 
.Unternehmens-Steuerreform 2000". die 
eine beispiellose Steuerentlastung für Kon- 
zerne und Spitzenverdiener brachte und zu 
den aufgezeigten Steuerausfällen führte (im 
einzelnen siehe dazu isw-report 55,,Staat- 
Steuern-Daseinsvorsorge", S. 4ff; L. Jarassl 
G.Obermair, Sinkende Belastung von Unter- 
nehmens- und Vermögenseinkommen, in: 
HWWA-Wirtschaftsdienst, 3104, S. 156ff). 
Der Steuerausfall bei Unternehmens- und 

441.7 442.2 

Mehrausgaben führen zu neuen Milliar- darobverwundertdieFrage:,,Warumgehen Gewinnsteuern ist die Folge einer politi- 
denlöchern im Bundeshaushalt. Für 2004 eioentlich seit 2000 in Deutschland die Er- schen Entscheiduna.ist aewollt:voraeblich 

443.8 
(453.4) 

- -. - . 
ist mit einer Rekordverschuldung von weit tragssteuern zurück, obwohl die Erträge solltendamit Konjunktur und Wachstumsti- 
über40 Milliarden Euro beim Bundeshaus- 

453.5 
(468.7) 

473.7 
492.1) 

halt zu rechnen. Die Haushaltslöcher wer- 
den gestopft durch neue Schulden. Ver- 
scherbelung des IetztenTafelsilbers (Priva- 
tisierungen). Abbau von Steuervergünsti- 
gungen bei Arbeitnehmern und - 
spätestens nach den Landtagswahlen - 
durch zusätzlichen Sozialabbau. 
(...I 

493.0 
(510.81 

I Tabelle 2: Steuerausfälle bei Gewinn- und Untec 

1 Gewerbesteuer 

.V,. . ., . . . , . 
Wegbrechende Gewinnsteuern 20.8 1 27.2 1 30.0 1 23,s 
Die schwache Konjunktur Ist aber nicht 
einmal die halbe Wahrheit in Bezug auf das 
Steuer- und Finanzdesaster. Auf die eigent- 
liche Ursache stößt man, wenn man die 
Steuereinnahmen des Jahres 2000 mit de- 
nen der folgenden Jahre vergleicht. Sie lie- insgesamt (,Volkseinkommen") nicht sin- mulien werden.Rot-Grün hat damit auf die 

Steuerausfali in 4Jahren: 
101.5 Mrd. Euro 
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gen in jedem der Folgejahre und auch bei ken. sondern nur weniger stark wachsen? Spitzegetrieben,wasseiteinemVierteljahr- 
derschätzuna für2004 zwischen 20 und 25 Selbst bei einem reolen Wachstum des hundert in Gana ist: Der schleichende Aus- 

2 < 

Milliarden niedrigerals2OOO(sieheTabelle 1). Volkseinkommens von 0 Prozent müsste stieg von Konzernen und Spitzenverdienern 
Untersucht man die einzelnen Steuerarten, doch das Steueraufkommen (wie bei der aus der Finanzierung des Gemeinwesens. 

Wiedas iswin seinem wirtschaftsinfo 36.Bi- 
lanz2003 -Ausblick2004" (5.26.5.31) nach- 

Der vorliegende Beitrog von FredSchmid ist eine leicht gekürzte Fassungs seines Artikels aus weist, betrug das Aufkommen der Gewinn- 
dem Newsletter des isw - institut für soziol-ökologische wirtschoftsforschung e.V., 1www.isw- steuern am gesamten Steueraufkommen 
muenchen.de) vom 24. Moi2004. 1980 noch ein Viertel (24.9 8). Bis zum Jahr 



Tabelle 3: Unternehmensaewinne - in Mrd. Euro 
2000 2001 I 2002 1 2003 Jahr 

I I 

gen. Denn eine effektive Besteuerung inter- 
national tätiger Unternehmen is t  durchaus 
möalich. wie JarasslObermair aufzeiaen. Es 

Gewinne 
Kapitalgesellschaften (AG, GmbH) 
ucw,,rMac 

Perronengeselischaften U. 

Selbstständi e 

205 
c-...:--,. I I I I 

209 

212 
derzeit Löhne und die RestqröRe.zu ver- 

Quelle: Jarass/Obermair, HWWA-Wirtschaftsdienst 3/04 

214 

gesamte im Inland erwirtschaftete Wert- 

221 

220 

schöpfung" (a.a.O., 5.160). Dies wäre auch 
ohne EU-weite Steuerharmonisierung von 

2003 hatsichdieser Anteil mehrals halbiert: men aber viele vernichtet. Die Senkung jedem Nationalstaat dadurch möglich, in- 
11.6 %. Würden die Gewinn- und Ertrags- schlägt sich nieder in den Mindereinnah- dem er die Wertschöpfung jeweils am Sitz 
steuern heute den gleichen Anteil am Steu- men der veranlagten Einkommensteuer, is t  der Betriebsstäne besteuert. Diese Wert- 
eraufkommen erbringen wie 1980, dann aberauch eine Ursachefürden Ausfall beim schöpfung umfasst neben Löhnen und Ge- 
hätte das Steuermehreinnahmen von 62 Lohnsteueraufkommen, da Topmanager ja hältern,die weiterhin der Lohnsteuer unter- 
Milliarden Euro pro Jahr zur Folge. Umge- meist auf den Gehaltslisten der Konzerne liegen sollen,alle mit Eigen- oder Fremdka- 
kehrt ist die Belastung durch Steuern auf stehen. pital erwirtschafteten Erträge:Schuldzinsen 
Arbeit und Verbrauch drastisch gestiegen, Auch bei PersonengesellschaftenlSelbstän- abzüglich Zinserträge, Finanzierungsantei- 
von 62 % (1 980) auf 80 % (2003). (..J digen ist diesteuerbelastung zurückgegan- le von Miet- und Pachtzahlungen, Leasing- 

gen,um etwa 30 Prozent,aiso weniger krass raten, Lizenzgebühren plus der gesamte 
Konzerne zahlen keine Steuern mehr als bei den Kapitalgesellschaften. Sie liegt verbleibende Gewinn. Steuermindernde 
(..J ,,Kapitalgesellschaften leisten in ihrer jedoch mit 13 Prozent deutlich unter der Gewinnverschiebungen zwischen einzel- 
Gesamtheit überhaupt keinen Beitrag mehr 
zur Staatsfinanzierung",stellte im Jahr 2001 

220 

der Chefkommentator des unternehmer- 
freundlichen'Handelsblatts'fest. als die Fi- 
nanzämter erstmals in der Geschichte der 
BRD mehr an Körperschaftsteuer auszahlten 
als  sie einnahmen. Inzwischen zahlen die 
Konzerne wieder ein Paar Milliarden Euro an 
Körperschaftsteuer, doch selbst wenn sich 

A - 
dürften beim Unternehmen nicht nur wie 

218 steuernder Gewinn"ais Bemessungsgrund- 
lage herangezogen werden,,,sondern die 

die Prognose für 2004 realisiert, was hier 
bezweifelt wird,ist es nur halbsoviel wie im 
Jahr 2000. Ab 2006 dürfte das Körper- steuerlichen BelastungeinesDurchschnitts- nen Konzernteilen oder zwischen Holding 
schaftsteueraufkommen erneut sinken, da ~erdieners~dessen 30.000 Euro Jahresgehalt und Tochtergesellschaften wären damit 
ab diesem Jahr Aktiengesellschaften ihre mit ca.21 %besteuert werden. L..) weitgehend unterbunden. 
Gewinnrücklagen wiederum wie 2001 und Konzernbesteuerung und Globalisierung Eine solche Art Wertschöpfungssteuerfor- 
2002 steuermindernd auskehren dürfen. In der kapitalistischen Globalisierung liegt dert auch der Deutsche Städtetag in sei- 
Auch die Schwindsucht bei der Gewerbe- die Wurzel derProbleme:,,Die großenTrans- nem Modell einer modernisierten Gewer- 
steuergeht zum größten Teil auf das Konto formationen der letzten Jahrzehnte.die zu- besteuer. Eine Kombination beider Model- 
der Kapitalgesellschaften (AG, GmbH), was nehmende Globalisierung von Produktion, le ist durchaus realisierbar. Der Steuersatz 
erheblich zur Finanznot der Städte und Ge- Märkten und insbesondere Finanzierung müsste so bemessen sein, dass ein Ertrag- 
meinden beitrug. In München zahlten die wurdenvon der Steuerpolitik kaum berück- steueraufkommen bei den Kapitalgesell- 
sieben Dax-Konzerne - Siemens. BMW, Alli- sichtigt", schreiben JarassIObermair (Wirt- schaften erbracht würde. das mindestens 
anz,HypoVereinsbank,MAN und lnfineon - schaftsdienst, a.a.O., 5. 159). Hier ist in der Größenordnung der Körperschaft- 
jahrelang keinen Cent Gewerbesteuer. allerdings Widerspruch anzumelden: Die plus anteiligen Gewerbesteuer vom Jahr 
Neuerdings hatsichVW in dieGang der Ge- neoliberalen Steuerpolitiker und Standort- 2000 liegt, also etwa 45 Milliarden Euro 
werbesteuerverweigerer eingereiht. Die Strategen haben sie sehr wohl berücksich- ausmacht. 
VW-Stadt Wolfsburg muss sogar über 30 tigt und in ihrer Angebotsorientierung un- Zu ergänzen wäre eine solch neugefasste 
Millionen Euro Gewerbesteuervorauszah- ter dem Schlachtruf,,internationale Wettbe- Unternehmensbesteuerung durch die Rück- 
lung zurückerstatten. (...) werbsfähigkeit"fürKonzerneeine Steuerer- nahme der Senkungen des Spitzensteuer- 

leichterung nach der anderen durchgesetzt. satzes und die Wiedereinführung einerwirk- 
Steuergeschenke an Spitzenverdiener .Rate to the bottom",.Wettlaufder Besesse- samen Vermögensteuer. Wie das Deutsche 
(...I Die Senkungdes Spitzensteuersatzesauf nenZ'nennt Paul Krugman diese Konkurrenz Institut für Wirtschaftsforschung IDIW) er- 
42 Prozent bedeutet pro Jahr einen Steuer- der Nationalstaaten um möglichst niedrige rechnete, brächte eine Vermögensteuer bei 
ausfall von rund 12 bis 14 Milliarden Euro Steuersätze. um transnationales Kapital an- einem Freibetrag von 500.000 Euro pro Fa- 
gegenüber dem früheren Höchstsatz. Kein zulocken.DieinternationaleAusweichmög- milie und einem Steuersatz von einem Pro- 
einziger Arbeitsplatz wurde dafür geschaf- lichkeit der Konzerne dient dabei als Vor- zent 15.9 Milliarden Euro jährlich an Steuer- 
fen, durch die staatlichen Mindereinnah- wand für immer neue Steuervergünstigun- aufkommen.Schließiich müsstedie Kapital- 

verkehrssteuer in Form der Tobin-Steuer 
wiedereingeführt werden. 
Entscheidend sind jedoch nicht möglichst 
ausgeklügelte Alternativvorschläge, son- 
dern ob es gelingt, eine gesellschaftliche 
Gegenmacht zu formieren, die der herr- 
schenden neoliberalen Diktatur wirksam 
entgegen tritt. fowm OUI 

Tabelle4 Gewinnsteuerbelastuna Ka~italaesellschaften (AG, GmbH 

* Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Soli-Zuschlag, Zinsabschlagsteuer; Quelle: 
Jarass/Obermair, HWWA-Winschaftsdienst 3/04 

Jahr 
Gewinne (in Mrd. Euro) 
Steuern* (in Mrd. Euro) 
Steuerbelastung (in Prozent) 

2002 
221 

19 

8.6 

2003 
220 
25 

11.4 

2000 
205 
43 

20.9 

2001 
212 
16 
7.7 
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Einfachsteuer 
Gerechte Steuern - Öffe rntliche 
Finanzen stärken 

Von Detlev V. Larcher 
Steuervereinfachung zu einem linken 
Thema machen: 

Sieben Wirtschaftswissenschaft- 
lern haben sich zusammengesetzt und ein 
Konzept für eine Solidarische Einfachsteuer 
geschrieben. Denn sie sind der Meinung, 
dass das Thema Steuervereinfachung nicht 
der Rechten überlassen werden darf. Diese 
Steuervorschläge wurden in einer Presse- 
konferenz in Berlin von attac und Ver.di am 
13. Mai 2004 vorgestellt. Das Konzept sieht 
vor, kleinere und mittlere Einkommen deut- 

Forschung, Lehre 
und Weiterbildung, 
in die öffentliche 
und ökologische In- 
frastruktur usw. Von 
den Ausgabenkür- 
Zungen sind sozial 
S c h w ä c h e r e  
besonders betrof- 
fen. In der Summe 

lich zu entlasten. Der steuerfreie Grundfrei- 
betrag wird auf 8.000 Euro angehoben. Der 

ergibt unser Kon- 
zept trotz der deutlichen Steuersenkung 
durch den Tarifverlauf eine maßvolle Erhö- 
hung des Steueraufkommens. 
Steuergerechtigkeit muss der zentrale Maß- 
stab für dieVerteilung der Steuerlasten sein. 
Der Anteil der Lohnsteuer an den gesamten 
Steuereinnahmen ist in den Jahren 1977 bis 
2002 von 30 auf 35 Prozent gestiegen,der- 
jenige der Gewinn- und Vermögenssteuern 
hat sich von 29 auf 14 Prozent halbiert. Der 
Anteil der Mehrwert- undverbrauchsteuern 
stieg von 33 auf 44 Prozent. Das Konzept 
einer solidarischen Einfachsteuer von ver.di 
und Attac führt dazu, dass Reiche und Su- 
perreiche, Bezieher hoher Einkommen und 
wirtschaftlich stabile Unternehmen wieder 
einen erheblich höheren Anteil an der Fi- 
nanzierung öffentlicher Leistungen aufbrin- 
gen. Erreicht wird dies insbesondere 
dadurch.dass die diversen steuerlichen Son- 
dertatbestände für Besserverdienende- die 
Steuerschlupflöcher - beseitigt werden. 
Steuervereinfachung und Abbau von Steu- 
ervergünstigungen führen nach diesem 
Vorschlag zu mehr SteuergerechtigkeiLBei 
Friedrich Merz, Kirchhof und den Sachver- 

Ein wichtiger Schritt zur steuergerechten 
Vereinfachung ist die Reduzierung der 
bisher sieben Einkunftsarten, die teilweise 
steuerlich völlig unterschiedlich behandelt 
werden, auf vier Einkunftsarten. Gerade im 

Eingangssteuersatz beträgt 15 Prozent. Der 
Soitzensteuersatz beträot 45 Prozent. Diese - 
Spitzenbelastung setzt ab einem zu versteu- 
ernden Jahreseinkommen von 60.000 Euro 
ein. Der Tarif steigt zwischen dem Eingang- 
und Spitzensteuersatz kontinuierlich (line- 
ar-progressiv) an. 
Finanziert wird die Absenkung der Steuers- 
ätze durch eine Verbreiterung der steuerli- 
chen Bemessungsgrundlage und die Ein- 
schränkung von steuerlichen Ausnahmetat- 
beständen. Das bisherige Einkommensteu- 
ersystem ermöglicht es vor allem internati- 
onal verflochtenen Unternehmen und Be- 
ziehern von hohen Einkommen ausvermie- 

Bereich der Unternehmensbesteuerung ist 
das Steuerrecht besonders kompliziert. Das 
Konzeot der ..Solidarischen Einfachsteuer" 
nimmtdaherauch besonders in diesem Be- 
reich Vereinfachungen und die Streichung 
von Ausnahmetatbeständen vor. 
Für mehr Steuergerechtigkeit ist vor allem 
auch die Wiedereinführuna der Vermöoen- < - 
Steuer notwendig.Die Erbschaftsteuer muss 
reformiert und gestärkt werden.Bei derver- 
mögen- und der Erbschaftsteuer sind aus- 
reichend hohe Freibeträge vorzusehen. Die 
öffentlichen Finanzen können allein durch 
diese Reformen um 20 Milliarden Euro ge- 
stärkt werden. 

tung und selbstständigerTätigkeit.sich arm 
zu rechnenSie sollen sich in Zukunftwieder 
nach ihrer Leistungsfähigkeit an der Finan- 
zierung öffentlicher Aufgaben beteiligen. 
Die öffentlichen Finanzen müssen gestärkt 
werden. 
Ein moderner und sozialer Staat braucht 
hinreichendeFinanzmitte1,um seine Aufga- 
ben im Interesse der Allgemeinheit erfüllen 
und eine aktive Politik zur Bekämpfung der 

Gemeindewirtschaftsteuer: 
Auf kommunaler Ebene fordern wir.die Ge- 
werbesteuer zu einer Gemeindewirtschafts- 
teuer weiter zu entwickeln. Dadurch wird 
das Band zwischen den Kommunen und ih- 
ren Wirtschaftsunternehmen gestärkt. Die 
Besteuerungsgrundlage ist der Steuerbi- 
lanzgewinn unter Hinzurechnung aller Zin- 
sen aus Dauerschulden sowie des Finanzie- 
rungsanteils aller Mieten, Pachten und Lea- 

Massenarbeitslosigkeit betreiben zu kön- 
nen. In den letzten Jahren sind die öffentli- 

ständigen sind Steuervereinfachungen das 
Vehikel für eine weitere Mehrbelastuno der 

chen Finanzen aufgrund politisch verur- 
sachter Steuerausfälle immer tiefer in die 
Krise geraten. Läge die Steuerquote - der 

d 

Beschäftigten oder von Beschäftigtengrup- 
pen. 
Die Steuererfassung kann vereinfacht und 

Anteil der Steuern a ß  Bruttoinlandsprodukt 
-noch auf dem Stand des Jahres 2000. hät- 

damit transparent gestaltet werden. Die Er- 
stelluno der Einkommensteuererkläruno für 

singraten. Einbezogen werden alle Einkünf- 
te aus selbstständioer Tätiokeit mit einem 

te der Staatjährlich etwa 50 Milliarden Euro 
höhere Einnahmen. Folge der öffentlichen 
Finanznot sind immer schwächere Zu- 
kunftsinvestitionen von Gemeinden. Län- 
dern und Bund für Bildung und Erziehung, 

- < 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ist 
so weit wie möglich zu vereinfachen.Sie er- 
halten auf einem stark vereinfachten For- 
mular einen Entwurf für ihre Steuererklä- 
rung zugeschickt. 

< - 
Freibetrag,dereine unsoziale Belastung von 
Selbstständigen mit niedrigem Einkommen 
ausschließt. Damit werden Steuerumge- 
hungsmöglichkeiten verschlossen. und der 
Steuersatz kann sinken. 
Eine Absage erteilen wir den Plänen, Kapi- 
taleinkommen niedriger als Arbeitseinkom- 
men zu belasten.Stattdessen soll die Steu- 
erflucht von Unternehmen und vermögen- Detlev von Larcher, spw-Mitherausgeber und Co -Vorsitzender Forum DL2l e.V., lebt in Weyhe 



den Privatpersonen durch eine Reihe von 
Maßnahmen konsequent bekämpftwerden. 
Von besonderer Bedeutung ist die konse- 
quente Verbesserung der Betriebsprüfun- 
gen. Hierfür muss zusätzliches Personal be- 
reitgestellt werden. 
Was nun mit dem Konzept passieren soll 
Ich kann mir gut vorstellen,dass sich DL 21 
dies Konzept zu Eigen macht. Es sollte von 
der Parteilinken in der innerparteilichen Dis- 
kussion um Haushaltslöcher und Steuervor- 
Schläge propagiert werden. Denn es vermag 
den Slogan aus vergangenen Steuerdebat- 
ten ,,Gerecht und einfach besteuern - 
Staatsfinanzen in Ordnung bringen" tat- 
sächlich einzulösen. 
Einfach ist unsere Steuer, weil sie mit den 
Schlupflöchern im Unternehmens- und Ka- 
pitalbereich aufräumt,also dort,wo das gel- 
tende Einkommensteuerrecht tatsächlich 
kompliziert und auch für Fachleute kaum 
durchschaubar ist. 
UnserVorschlag beseitigt mit der Beschrän- 
kung auf vier Einkommensarten (bisher 7) 
und durch das Abschaffen der Ausnahmen 
und der Ausnahmen von den Ausnahmen 
viele undurchsichtige Steuergestaltungs- 
möglichkeiten. 
Er schafft Transparenz und die gleichmäßi- 
ge Besteuerung aller Einkünfte (syntheti- 
sche Besteuerung) ganz nahe am Tarif. 

b e m . k ~ s t i s c h e  
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Die Arbeitnehmer mit durchschnittlichem 
Arbeitseinkommen haben schon heute mit 
der Kompliziertheit des Steuerrechts kaum 
zu tun. Ihre Lohnsteuer wird vom Arbeitge- 
ber abgeführt (Quellenbesteuerung). Unse- 
re Vorschläge zur elektronischen Steuerer- 
klärung vereinfachen dasverfahren auchfür 
diejenigen,die am Jahresende einen Steu- 
erausgleich durchführen oder eine Einkom- 
mensteuererklärung abgeben wollen. 
Solidarisch ist die von uns vorgeschlagene 
Steuer aus zwei Gründen: sie besteuert das 
Einkommen der Bürgerinnen und Bürger 
nach ihrem wirtschaftlichen Leistungsver- 
mögen.Die stärkeren Schultern haben mehr 
zu tragen als dieschwachen,weil sieja mehr 
Kraft haben.5otrittderStarkeauch imSteu- 
errecht für den Schwachen ein. 
Solidarisch ist unsere Steuer aber auch des- 
halb, weil sie dafür sorgt, dass solidarisches 
mit einander leben dadurch möglich bleibt, 
dass dieöffentlichen Kassen das leisten kön- 
nen, was eine Gesellschaft zum Leben 
braucht: Bildung und Ausbildung, öffentli- 
che Infrastruktur,Ver- und Entsorgung,Ver- 
kehr,Schulen,Hochschulen. Krankenhäuser, 
Kinderversorgung, Altenheime.. . 
Unsere moderne Gesellschaft hat die Solida- 
rität des Menschen mit dem Menschen im 
Laufe ihrer Entwicklung auf eine gesamtge- 
sellschaftliche Basis gestellt. Die Verpflich- 
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Gerecht weiter denken 
Bausteine für eine Sozialdemokratie der 
nächsten Generation 

Von Niels Annen und Björn Böhning 

Der Juso-Verband hat ein neues Ge- 
sicht bekommen. Nach einem schwierigen 
Konsolidierungsprozess derJusos sehen wir 
heute eine verjüngte Basis-die neue Ansprü- 
che an politische Gestaltung und Organisa- 
tion hat. Gleichzeitig waren die Hälfte aller 
Neueintritte im letzten JahrjungeGenossin- 
nen undGenossen.DieAufgabederJusos in 
der kommenden Zeit wird es sein. dieses 
Potenzial aufzunehmen und sich mit ihnen 
über politischeOrientierungen zu unterhal- 
ten. 
DieJusos wieder zu einem festen Bestandteil 
der Sozialdemokratie der nächsten Genera- 
tion zu machen - so lautete eine der wich- 
tigsten innerverbandlichen Forderungen in 

den 9Oern und den FolgejahremHeute müs- 
Sen wir uns aber fragen lassen, ob es gelun- 
gen ist-dem Generationenaufbau auch eine 
Richtung zu verleihen. Franz Walter stellttref- 
fend fest:,,ln früheren Jahrzehnten waren sich 
die Sozialdemokraten ihres gesellschaftli- 
chenOrtes,ihrer sozialen Ursprünge und ma- 
teriellen Interessen sicher."(Walter,2004:554) 
Doch welchen politischenwert hat ein Gene- 
rationenaufbau, wenn mit ihm keine konsis- 
tente programmatische Erneuerung einher- 
geht, wenn also in der Sozialdemokratie der 
nächsten Generation.Gewissheit und Über- 
einstimmung von Ort, Subjekt und Ziel L...] 
nicht mehr [existiertl"? Wir sind uns sicher. 
dass es gerade die Jusos sind, denen diese 

tung bleibt:die aktive Generation muss für 
dienoch nicht aktiveund für die nicht mehr 
aktive sorgen. Viele Aufgaben, die früher 
Großfamilien oder Nachbarschaften über- 
nahmen, hat sie den öffentlichen Händen 
übertragen. Und um die Erfüllung dieser 
Aufgaben finanziell abzusichern, bezahlen 
wir Steuern. 
Derfinanziell handlungsfähigeSozialstaat ist 
für die Schwachen lebensnotwendig. Diese 
historische Lehre wollen wir nichtvergessen. 
Neoliberale Ideologen haben zu diesem Ge- 
danken keinen Zugang. Für sie ist jede und 
jeder für sich selbst und nur für sich selbst 
verantwortlich: alle gegen alle, das ist ihr 
Marktprinzip, das angeblich zum Wohlstand 
für aileführt.Der Mensch ist ein gesellschaft- 
liches Wesen und nicht Einzelgänger. Des- 
halb müssen dieöffentlichen Händedie not- 
wendigen Mittel für ihre von den Bürgern 
geforderten Aufgaben bekommen. Das leis- 
tet unsere solidarische Einfachsteuer. 
An der Erarbeitung des Konzepts haben mit- 
gewirkt: Sven Giegold (Attac), Rudolf Hickel 
(Memo),Ralf Krämer (ver.di), Astrid Kraus (At- 
tac), Detlev V. Larcher (Attacl, Axel Troost 
(Memo),AchimTruger (WS1 in der Hans-Böck- 
ler-Stiftung),Burkhard Winsemann.Das Kon- 
zep liegtauf www.forum-di2l.dezum down- 
load oder kann bei redaktion@sow.deange- 
fordert werden. F O W ~  DUI 

Nielr Annen 

Orientierungsleistung auch gegenüber der 
Partei gelingen muss. Dies stellt aber natür- 
lich auch Anforderungen an die Diskussio- 
nen innerhalb des Verbandes und die Ein- 
bringungvonfortschrittlichen Inhalten in die 
Partei -auch innerhalb der Programmdebat- 
te. 
Dass die Situation der SPD in Umfragen er- 
nüchternd ist, ist mittlerweile zum Alltags- 
denken geworden. Aus dieser Situation 
speist sich derzeit ein gehörigerTeil der weit 

Niels Annen (37) istJuso-Bundesvorsitzender undlebt in Homburg. Björn Böhning (25) ist stell- herrschenden Perspektiv- und Mutlosigkeit 
vertretenderJuso-Bundesvorsitzender.Mitolieddersow-Redoktion undlebtinBerlin.Annen wird vieler Genossinnen und Genossen. Die Poli- ~~~~~~~~ ~~~ ~~ ~ ~. ~< 

beim Bundeskongress derJusos Mitte Juni sein A A ~  niederlegen. Björn Böhning kandidiert in tik des vergangenen Jahres hat der Partei in 
München für seine Nachfolge. derTat einen entscheidenden Stoß zur.Ver- 



abschiedung vom Proletariat"versetzt.Dies 
wiegt zum Einen umso schlimmer, weil die 
Agenda-Sachzwanglogik eine Debatte um 
konsistente Reformalternative verhindert 
hat. Zum Anderen kann es der SPD kaum 
gelingen,jenseits der starken Bastion der Ar- 
beitnehmermilieus ein äquivalentes Wäh- 
lerreservoir aufzubauen. 
Im Windschatten der sozialdemokratischen 
Lethargie schafft es die Union - von der Öf- 
fentlichkeit fast unbemerkt - marktradikals- 
te Positionen in ihre Programmatik aufzu- 
nehmen -von der Kopfpauschale bis zum 
Steuerdumping. Es wird die SPD sein müs- 
sen, die darauf in Zukunft und auch in den 
laufenden Wahlkämpfen verstärkt hinweist. 
Einen Fahrplan für Gerechtigkeit denken 
Das reichtabersicherlich nicht.Was dieSPD 
braucht, ist eine neue politische Orientie- 
rung. niedergelegt in einer sozialdemokra- 
tischen,,roadmap", in der sich auf die pola- 
risierenden Botschaften für die entschei- 
dende Auseinandersetzung im Jahre 2006 
verständigt wird. Überlegungen aber, die 
aufeine solche Mittelfristigkeit ausgerichtet 
wären,gehen im Politikkleinbetrieb rot-grü- 
ner Regierungspolitikvöllig unter.Standes- 
Sen überwiegen die kurzfristigen Schlach- 
ten um die schönste Überschrift- und zwar 
ohne nachhaltige Perspektive.Will die SPD 
sich aber nicht in dieser Medienmaschinerie 
verheddern, muss sie jetzt die Grundlagen 
für die zukünftigen Auseinandersetzungen 
legen. Heute müssen die programmati- 
schen Weichenstellungen gelegt werden. 
damit spätestens Ende 2005 die Partei auf- 
gestellt sein kann. Dies bedarf eine mittel- 
fristigen Kampagnenplanung. Das ist umso 
mehr bedeutender, wenn man sich die 
Wahltermine für dieses und nächstes Jahr 
vergegenwärtigt:Allein 2004 noch 13 Wah- 
len und Wahlkämpfe - im Jahr 2005 dann 
die richtungsweisenden Wahlen in Schles- 
wig-Holstein und Nordrhein-Westfalen.Die- 
se Etappen werden ein großes Maß inner- 
parteilicher Organisationskraft binden.Und 
will die SPD am Ende des Jahres 2005 nicht 
nur sinnentleert wie jetzt, sondern auch 
nicht organisationspolitisch aufgezehrt da 
stehen, sollte die neue Parteiführung jetzt 
handeln. Und das bedeutet, wir müssen in- 
nerparteilich über die Botschaften und In- 
halte der Kampagnen streiten.Das Zeitfens- 
ter dafür ist eng,aber noch ist es offen. 
Eine solche Orientierung bedeutet aber 
auch, dass die Linke jetzt nicht anfängt, die 
Diskussionen des letzten Jahres zu wieder- 
holen. Das führt politisch in eine Sackgasse. 
Ob es uns gefällt oder nicht, die Maßnah- 
men der Agenda 2010 wurden von der Par- 
tei beschlossen und sind - mit den Stimmen 
der Union -Gesetz. Die strategische Aufga- 
be der Linken insgesamt wäre daher nicht, 
Argumentefür die eigene Schwäche in den 
verlorenen Kämpfen des letzten Jahres zu 
reproduzieren.Vielmehr käme es darauf an, 
das derzeit gesellschaftlich offene Klima für 

1 . . . . . . . . . 
Fragen der Gerechtigkeit als Chance zu be- 
greifen, programmatische Impulse für eine 
Sozialdemokratie der nächsten Generation 
in Partei und Bevölkerung zu verankern. 
Ein Baustein sind dafür die Maßnahmen,die 
die Linke bereits innerparteilich durchge- 
setzt hat Da ist zum einen die Frage der Zu- 
kunfts- und Ausbildungschancen junger 
Menschen. Auch wenn das Berufsausbil- 
dungssicherungsgesetz mit vielen Ausnah- 
men versehen. so hat die SPD doch deutlich 
gemacht, dass unter ihrer Verantwortung 
kein Jugendlicher von der Schule in die Ar- 
beitslosigkeit fallen darf.Das war eine wich- 
tige Weichenstellung zu mehr Glaubwür- 
digkeit und darauf kann aufgebaut werden. 
Die zweite wichtige Richtungsbestimmung 
war die Entscheidung für eine solidarische 
Bürgerversicherung innerhalb der Gesetzli- 
chen Krankenversicherung. Mit einem ge- 
schlossenen sozialdemokratischen Konzept 
die Bürgerversicherung in Stellung gegen 
die Kopfpauschalen von Union und FDP zu 
bringen,wird die Aufgabe der kommenden 
Monate sein. 
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Die Jusos i m  Mittelpunkt solidarischer 
Generationendirkurse 
Der Juso-Verband steht im Prinzip vor ganz 
ähnlichen Aufgaben wie die Partei.Auch wir 
Jusos müssen uns neu vergegenwärtigen, 
welche Kampagnenthemen wir zukünftig in 
die junge Generation tragen wollen. 
Spätestens nachdem die Umlage Gesetz ist, 
stellen auch wir fest,dass neue programmati- 
sche Impulse innerhalb des Verbandes not- 
wendig sind. Deshalb wird es im Rahmen der 
Kampagne-Gerecht weiter denken." gerade 
darauf ankommen, neue kampagnenartig 
zugeschnittene und im Alltag junger Men- 
schen verankerteThemen aufdie Agenda des 
Verbandeszu heben.Der Konsolidierungspro- 
zess, den wir Jusos die vergangenen Jahre 
gemeinsam gestemmt haben. wird dafür die 
notwendige Grundlage bilden können. 
Warum aber sollten die Jusos in diesem ge- 
meinsamen Prozess von Partei und Verband 
nicht eine Vorreiterrolle einnehmen? Gera- 
de die jungen Sozialistlnnen in der Partei 
könnten zeigen, dass sie nicht nur aktions- 
politisch gut aufgestellt sind.Viel nachhalti- 
ger wärees-geradeauch aus Sichteines in- 
haltlichen sozialdemokratischen Generatio- 
nenaufbaus - heute programmatische Pflö- 
cke innerhalb der SPD und der Regierung 
einzuschlagen. Dazu wird erstens eine 
bündnispolitische Jugendorientierung - 
Stichwort,,Arbeiterjugendbewegung heu- 
te"- unerlässlich sein.Zweitens müssen sich 
die Jusos aber auch neuen Themen öffnen 
und gemeinsam diskutieren. 
Ein Ansatzpunkt dafür ist die Frage des Le- 
bensbegleitenden Lernens.Wenn es richtig 
ist, dass der demografische Wandel, aber 
auch die Qualifikationsentwicklung immer 
höhere Ansprüche an die Gestaltung der 
Erwerbsarbeit stellen, muss eine nachhalti- 
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gesozialistische Politikgenau darauf reagie- 
ren. Dafür könnte man die Thematik fort- 
schrittlicher Sozialstaatlichkeit sinnvoll mit 
dem Megathema Bildungspolitikverbinden. 
Die Finanzierung und Organisation von 
Weiterbildung sozialstaatlich zu flankieren 
wird zur Zukunftsfraae moderner Gesell- - 
schaften. Angelehnt an Erfahrungen aus 
Frankreich werdendieJusosdeshalb Fonds- 
modelle vorschlagen, von denen gerade 
diejenigen profitieren. die nicht die Mög- 
lichkeit habeman Weiterbilduna zu oartizi- 
pieren.Klar istaberauch,dass dafür die SPD 
den Mut aufbringen muss, die Unterneh- 
men an der Finanzierung von Weiterbildung 
adäquat zu beteiligen - im gesellschaftli- 
chen wie ökonomischen Interesse. 
Dies ist sicher nur ein Thema-das auch kam- 
pagnenartig gegen die Wirtschaftsinteressen 
von Union und FDP gewendet werden kann. 
WeitereThemen müssten folgen. Dabei darf 
es aber nicht bleiben: Noch in dieser rot-arü- 
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nen Legislaturperiode müssen politische 
Weichenstellungen sowohl für die Umset- 
zung der solidarischen Bürgerversicherung 
als auch die Reform des Lebensbegleitenden 
Lernens gelegt werden. Nur dann können 
dieseThemen auch glaubwürdig in die Be- 
völkerung hinein wirken. Die Jusos werden 
ihren Beitrag dafür leisten müssen. Es ist und 
bleibt notwendig, sich in einem gemeinsa- 
men Prozess auf diese Kamoaonenthemen . >  

zu verständigen. Dabei darf es jedoch nicht 
bleiben: Im Hinblickauf 2005 und 2006 müs- 
sen die Jusos diese solidarischen Themen in 
Partei, Bewegung und junger Generation 
verankern. Eine solcher Prozess orooramma- , d 

tischer Erneuerung muss ein entscheidender 
Beitrag zur Überwindung der,,diffusen Mit- 
tigkeit" (Walter) innerhalb der Partei leisten 
- im Interesse einer solidarischen Gesell- 
schaft heute wie morgen. ~ o i u m  DLZI 
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Hoffnungsschimmer am 
Horizont? 
Kongress ,,Es geht auch anders! Perspektiven 
für eine andere Politik", 14.-16.Mai 2004 

Von Edgar GöII 

Allem Anschein nach i s t  es wieder 
so weit: die Verhältnisse und die daraus re- 
sultierenden Perspektiven sind derart 
schlecht, dass nicht mehr nur punktueller 
Protest sich zeigt. sondern wichtige Be- 
troffenengruppen immer häufiger zusam- 
menarbeiten:sei es beim Europäischen Ak- 
tionstag gegen Sozialkahlschlag Anfang 
April 2004 mit einer halben MillionTeilneh- 
merlnnen in Deutschland oder nun auch bei 
dem daran anknüpfenden ,,Perspektiven- 
kongress" Mitte Mai in Berlin. 
DieZahlen überden Kongresssind beeindru- 
ckend: 83 Träger- und Unterstützerorganisa- 
tionen haben ihn unterstützt; es gab 125 
Angebote im Programm, hauptsächlich Vor- 
trags-und Diskussionsveranstaltungen (aber 
auch KabarenTheater, Performance, Lesun- 
gen,Film und Ausstellungen);250ReferentIn- 
nen und Moderatorlnnen bearbeiteten 14 

Deutlich warder immenseBedarfan Artiku- 
lation der Empörung über dieverschlechte- 
rung der Lebensbedingungen der Men- 
schen, der Umverteilung von Unten nach 
Oben, die Kurzsichtigkeit und Einseitigkeit 
der Politik. deren Ignoranz gegenüber Zu- 
kunhsfähigkeit.Allerdings waren auch eini- 
ge Wortmeldungen selbst durchsetzt mit 
neoliberalem Jargon und modisch-verklä- 
renden Ideologiestücken (,schwächeIn", 
Wettbewerbsfähigkeit etc.), was wiederum 
thematisiert wurde und einen Aspekt der 
..Selbstaufkiärung" darstellt, der innerhalb 
des Kongresses betrieben wurde. Ansatz- 
punkte wurden in der Kritik der Politischen 
Ökonomie und anderen fortschrittlichen 
und emanzipatorischenTraditionen (paritä- 
tische Mitbestimmung!) gesehen, die 
allerdings nicht unreflektiert und unmittel- 
bar eingespeist wurden.Defizite gab es hin- 

gegenüber einer erneuten Parteigründung 
war deutlich: zum Einen sei keine hinrei- 
chend starke soziale Bewegung existent 
und esgebe keineGewähr,dass nicht auch 
eine neue Partei in den Zwängen parla- 
mentarischer Politik versanden würde. Die 
ganze Veranstaltung erinnerte sehr an die 
gute alteVolksUni,die als Lernfest die Lin- 
ke seit Jahrzehnten konstruktiv und in- 
struktiv begleitet (und auch an Pfingsten 
wieder, wenngleich in nur abgespeckter 
Form durchgeführt wird). 
Inhaltliche Zuspitzungen kristallisierten sich 
heraus: statt die sozialen Sicherungssyste- 
me abzubauen und zu privatisieren, sollten 
sie zu einer umfassenden Bürgerversiche- 
rung für alle Menschen und Einkunftsarten 
ausgeweitet werden. Auf große Zustim- 
mung stieß auch das Konzept einer,,Solida- 
rischen EinfachsteuerC'von Ver.di und Attac, 
das kleine und mittlere Einkommen entlas- 
tet, während Steuerflucht bekämpft wird. 
Den aktuellen 8estrebunoen.die Arbeitszei- 
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ten zu verlängern, setzte der Kongress die 
Forderung nach Umverteilung und Verkür- 
zung der Arbeitszeiten entgegen. Auf brei- 
te Ablehnung stießen die Hartz-Gesetze,die 
für Millionen Menschen auch jeden noch so 
schlechten Job für zumutbar erklären oder 
sie in die Armut treiben.Gefordert wurden 
stattdessen existenzsichernde Löhne, aus- 
kömmliche Renten und eine Grundsiche- 
rung für alle. In den Kleinveranstaltungen 
wurden darüber hinaus auch noch weitere 

Themenfelder (,.Programmachsen") und es sichtlich der systematischen Berücksichti- einzelne Forderungen oder Ideen vorge- 
nahmenfast2.000Menschenteil-viel mehr. auno der alobalen Wechselwirkunaen und stellt: so z.B.die Durchführunq von,,Arbeit- 
als erwartet. Das Spektrum war und ist sehr 
breit,umfasstalle Altersstufen und umspannt 
wichtige Gewerkschaften, Anac, zahlreiche 
soziale Verbände und Vereinigungen. Kir- 
chen, NGOs, Wissenschaften. Studentlnnen 
und dies wurde in vielen Redebeiträgen her- 
vorgehoben:.Die Mischung war noch nie so 
gut wie heute!" (Margit Köppen, IG Metall) 
Dass der katholische Sozialethiker Prof.Fried- 
helm Hengsbach in seinem Eröffnungsvor- 
trag daher von einem,,Hoffnungsschimmer 
am Horizont"sprach, war treffend. 
Eine derart positive Einschätzung wurde 
aber noch durch qualitative Phänomene 
unterstützt: eine sehr konstruktive Diskussi- 
onskultur, die hellwache und engagierte 
Teilnahme der Anwesenden,die nach Kurs- 
veränderung gierende Stimmung (,es 
schreit förmlich danach, dass es nicht so 
weitergehen kann!") und das zum Ausdruck 
kommende Selbstbewusstsein. und - für lin- 
ke Veranstaltungen geradezu herzerfri- 
schend: Witz und Lachen war häufig zu hö- 
ren (was nicht nur an dem Logo des Kon- 
gresses, einem ,,Smiley" lag)! Leider waren 
die Moderationen insb. der Plenen etwas 
bieder und nur unzureichend in der Lage, 
die Dynamik positiv zu gestalten. 

Dr. Edgar GöII, Zukunftsforscher, lebt in Berlin 

- 
der Frauen- und Genderthematik,oder auch 
bzgl. der Friedensfrage und den Lebensla- 
gen Behinderter. Aber eine Gesamtschau, 
eine Bündelung und eine Prioritätenset- 
zung wird wohl erst im Laufe des angestreb- 
ten Kommunikations- undvernetzungspro- 
zesses erfolgen können. Hierfür werden 
wohl auch die 12Thesen des Politikwissen- 
schaftlers Roland Roth hilfreich sein, der 
Gemeinsamkeiten und Kontroversen präg- 
nant zusammenfasste. 
Häufig wurde hervorgehoben,dassgerade 
die Vielfalt die große Stärke dieser Bewe- 
gungen und dieses Bündnisses sei. In die- 
sem Zusammenhang war sehr positiv,dass 
bisherige Erfahrungen der Linken explizit 
berücksichtigt wurden und der Wille zu 
praktischen und pragmatischen - 
wenngleich theoretisch fundierten - Kon- 
zepten und Maßnahmen überall spürbar 
war nach dem Motto:es muss dringend et- 
was passieren, so darf es nicht weiter ge- 
hen! An manchen Stellen wurden die Vor- 
haben angesprochen, angesichts der de- 
fensiv-anpasslerischen Rechtsentwicklun- 
gen in SPD, Grünen und der PDS womög- 
lich eine neue parlamentarisch orientierte 
Organisation aufzubauen,doch die Skepsis 

nehmerbegehrens" in den Betrieben (Jür- 
gen Peters).den Aufbau eines,,Weltfernseh- 
Senders" (Daniela Dahn). Förderung von Ge- 
nossenschaften und anderen konkreten al- 
ternativen Möglichkeiten von Leben und 
Arbeit. 
Als am Ende der erfolgreichen Veranstal- 
tung einer der Hauptinitiatoren, der Ver.di- 
Vorsitzende Frank Bsirske, skizzierte, was 
derzeit die Schrödersche Regierung an So- 
zialabbau betreibt, was die CDU durchset- 
zen möchte, was die FDP durchdrücken 
möchte, was die Unternehmerverbände an 
extremem Sozialabbau im Köcher haben - 
spätestens da wurde deutlich, wie notwen- 
dig ein breites Bündnis in der nächsten Zeit 
sein wird.Und so ist die Hoffnung durchaus 
konkret,dass derzeit ein Aufbruch in Bewe- 
gung gesetzt ist-der wirksam werden könn- 
te. Ein positives Signal war denn auch, dass 
Bsirske einen Stuhl zum Podium holte und 
eineinVertreter der Erwerbsloseninitiativen 
zum Platznehmen anbot,der zuvor mit An- 
deren deutlich kritisiert hatte, nicht mit am 
Podium sitzen zu können: ,,Es geht auch 
anders!" Nun sieht esdanach aus,als würde 
es bald auch in Deutschland ein Sozialforum 
geben und Ziel ist,die Bündnisarbeit auf lo- 
kaler und regionaler Ebene auszubauen und 
die alternativen Ansätze wirksam werden zu 
lassen. mrvm DUI 



Die Aufstellung der Sozialdemo- Trend zur Suburbanisierung Seit den 70er Jahren ist zu beobachten, 
kratie in den Städten war und ist Geaen- Die ~olit ische Entwickluna in den Städten dass sich die Bevölkerunoszahlen in den - 
stand zahlreicher Debatten. Doch selten 
war bislang die Frage. wie sich Kommu- 
nalpolitik in einen gesamtstrategischen 
Rahmen der SPD einzuordnen hat und 
wie die unterschiedlichen Ebenen 
miteinander kommunizieren. Uirich 
Maly, Christian Ude oder Bärbel Dieck- 
mann stehen für erfolgreich bestande- 
nen Oberbürgermeisterwahlen trotz 
schwieriger Rahmenbedingungen. Im 
Trend gibt es jedoch in vielen einstigen 
Stammquartieren für Kommunalpoliti- 
kerinnen und Kommunalpolitiker der 
SPD derzeit nicht viel zu holen. Frankfurt 
ist seit Jahren fest mit einer CDU-Ober- 
bürgermeisterin ausgestattet. In Ham- 
burg erhielt erst jüngst eine absolute 
CDU-Mehrheit. Selbst im einstmals roten 
Ruhrgebiet hat die CDU mittlerweile ihre 
Stellung ausbauen können: Essen und 
Gelsenkirchen haben CDU-Oberbürger- 
meister bekommen und gibt es in ganz 
Nordrhein-Westfalen nur noch zwei sozi- 
aldemokratische Landräte. 

Oliver Kaczmarek, Mitglied der spw-Redaktion, 

und'das stabile konservahe Wählermili- 
eu sind wohl vor allem auf die soziale Ent- 
wicklung zurückzuführen. die weder stra- 
tegisch noch organisationspolitisch aus- 
reichend aufgegriffen worden sind. Of- 
fensichtlich entwickeln sich die städti- 
schen Milieus immer kontrastreicher 
auseinander.Galt in der Zeit der industri- 
ellen Blüte die Zugehörigkeit zur Stadt 
noch als modern und eher wohlstands- 
bringend, da hier die damals modernen 
Betriebe des lndustriesektors vertreten 
waren, während auf dem Land die Land- 
wirtschaft und das Kleingewerbe domi- 
nierten, so ändert sich heute das Bild. Je 
nachdem, ob ein Mensch auf dem Land 
oder in der Stadt lebte. veränderten sich 
auch die gesellschaftlichen Rahmenbe- 
dingungen und individuellen Lebensum- 
stände. Auch heute noch ist der räumli- 
che Einfluss auf die Ausbildung und Cha- 
rakteristika von Milieus nicht zu vernach- 
lässigen. Allerdings haben sich die Rah- 
menbedingungen verändert. 

steilv. SPD-UB-Vorsitzender Unna, lebt in Kamen 
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Großstädten zumTeil drastisch zurück ent- 
wickeln.DieserTrend wird überlagert von 
der Zunahme der ausländischen Bevölke- 
rung in den Städten. Das führt dazu. dass 
sich die mobilen Mittelschichten, 
insbesondere mit Kindern, heute häufiger 
im Umland der Städte finden als in den 
Städten selbst. Durch diese Suburbanisie- 
rung haben sich Lebenslagen und -for- 
men, mithin gesellschaftliche Entwick- 
lungsmöglichkeiten. umverteilt. Familien 
in den Städten, insbesondere mit Migrati- 
onshintergrund, sind häufig in den soge- 
nannten Stadtteilen mit besonderem Er- 
neuerungsbedarf konzentriert.Die Folgen 
lassen sich im europäischen Ausland gut 
beobachten: verfestigte Arbeitslosigkeit 
und soziale Ausgrenzung führen oft zur 
Erosion traditioneller Solidargemeinschaf- 
ten in der Stadt. 
Hier wird ein Mangel kommunaler Politik 
deutlich-die sich in den vergangenen Jah- 
ren trotz bestehender Tendenzen auf ein 
Auslaufmodell der Stadt verlassen hat:die 
traditionelle Kleinfamilie. Anders als auf 
anderen politischen Ebenen. wo es abs- 
trakt um das Verhältnis von Beitragszah- 
lern in die Sozialversicherungen und Leis- 
tungsempfänger geht, muss sich kommu- 



nale Politik konkret mit den sozialen Ver- 
hältnissen beschäftigen und pragmati- 
sche Lösungen entwickeln. Es geht um die 
konkrete Gestaltung von Lebensverhält- 
nissen, um die Organisation von Pflege 
und Betreuung, um die Integration von 
Einwanderern etc. Hier hat kommunale Po- 
litik in der Vergangenheit vielleicht zu we- 
nig auf die reale Entwicklung städtischer 
Milieus und die neuen Formen sozialer Un- 
gleichheit geschaut. Während sich unter 
der Oberfläche in den Städten bereits 
massive Erosion der sozialen Verhältnisse 
und eine neue Qualität sozialer Ungleich- 
heit bemerkbar gemacht hat, hat man sich 
im kommunalen Raum zu oft noch auf 
eine standardisierte Vorstellung von sozia- 
ler Konstitution in der Stadt konzentriert. 
Diese Politik wird nun von der sozialen 
Wirklichkeit eingeholt. 

Kommunalpolitik braucht Arbeit und 
Wachstum 
Gleichzeitig treffen in den Städten Pro- 
blemlagen aufeinander, auf die die Sozi- 
aldemokratie bislang nur unzureichen- 
de Antworten oder Ansätze liefern 
konnte. Diese sollen hier nur stichwort- 
artig genannt werden,da sie in den Ar- 
tikeln dieses spw-Heftschwerpunktes 
noch eine größere Rolle spielen werden. 
Der Strukturwandel von Arbeit und 
Wirtschaft mi t  seinen sozialen Auswir- 
kungen stellt für die Kommunen eine 
immer noch dominante Aufgabe dar. Er 
forciert weitere Brüche in der Stadtent- 
wicklung. Konkret wirkt sich das derzeit 
vor allem in der finanziellen Ausstat- 
tung der Kommunen aus. Einbrechende 
Steuereinnahmen bei gleichzeitig stei- 
genden Sozialausgaben reduzieren das 
kommunale Aufgabenspektrum immer 
weiter auf die gesetzlich vorgeschriebe- 
nen Pfiichtaufgaben. Spielräume zur zu- 
kunftsfähigen Gestaltung der Städte er- 
geben sich kaum noch. Der massive Ar- 
beitsplatzabbau vor allem in den indus- 
triellen Kernen verschärft zudem immer 
weiter die vorhandene soziale Spaltung 
in den Städten und zwischen den Regio- 
nen. Gleichzeitig hat das aber auch un- 
ter dem massiven Handlungsdruck zur 
Kostenreduzierung in den Kommunen 
zu einer sehr flexiblen und innovativen 
Arbeitsmarkt- und Weiterbildungspoli- 
t ik  geführt. Die Schaffung von Arbeits- 
plätzen und - derzeit immer wichtiger - 
die Pflege des Bestands ist für die Städ- 
te  nicht nur Gestaitungsaufgabe, son- 
dern auch eine Frage die den Raum für 
weitere politische Gestaltung der Stadt- 
entwicklung klar determiniert. Und ge- 
rade hier müssen sie sich auf Bundes- 
und Landespoiitik verlassen, da den 
Kommunen nur wenige wirkungsvolle 
Instrumente in diesem Politikfeld zur 
Verfügung stehen. 

Demografischer Wandel betrifft auch 
die Kommunen 
Eine oft diskutierte und dennoch kaum ge- 
löste politische Herausforderung für den 
kommunalen Raum stellen die Auswirkun- 
gen des demographischen Wandels dar. 
Die Landesregierung von Nordrhein-West- 
falen hat in der Beantwortung einer gro- 
ßen Anfrage zum Thema.Wohnen im Al- 
ter" ermittelt: . Bis zum Jahr 2040 wird die Bevölke- 
rungszahl auf das Niveau von 1980 sinken. . Einwohnerverlusten in den kreisfreien 
Städten stehen Einwohnergewinne in den 
Kreisen gegenüber, d.h. bei insgesamt ab- 
nehmender Einwohnerzahl wirken sich die 
Einwohnerverluste in den Großstädten 
stärker aus. 

Die Altersgruppe der über 60jährigen 
nimmt im Umfang weiter zu: waren es 
1980 noch 18.5 %an der Gesamtbevölke- 
rung und 2000 23.3 96, so wird 2040 in 
NRW mit 26.6 % gerechnet. Unterstellt 
man hier, dass insbesondere ältere Men- 
schen weniger mobil sind,so stellt sich die 
Auswirkung dieses Problems in den Städ- 
ten deutlich ausgeprägter dar. 
Neben der Zunahme des Bedarfs an ent- 
sprechenden Betreuungs- und Pflegeplät- 
zen stellt die Antwort der NRW-Landesre- 
gierung fest:.,Der anhaltende Alterungs- 
prozess der Bevölkerung hat erhebliche 
Auswirkungen auf die örtliche Infrastruk- 
tur und auf die regionalen Wohnungs- 
märkte. Senioren sind keine homogene 
gesellschaftliche Gruppe, auch sie unter- 
liegen der Pluralisierung von Lebensstilen. 
Insbesondere allein lebende Senioren,die 
auf Unterstützung bzw. Hilfe angewiesen 
sind, stellen besondere Anforderungen an 
ihre Wohnung und ihr Wohnumfeid." 
(Landtag Nordrhein-Westfalen, Drucksa- 
che 1315406 vom 5.5.2004) 
Neben diesen hart spürbaren Auswirkun- 
gen ist die Frage,wiesich diezunehmende 
Alterung (insbesondere in den Städten) 
auf das gesellschaftliche Leben und die 
kommunalen Entwicklungsschwerpunkte 
auswirkt, bislang kaum diskutiert. 

Bevölkerungswanderung zwischen Bal- 
lungszentren und -rand 
Immer mehr Bedeutung gewinnen die Aus- 
wirkungen der Bevölkerungswanderung 
zwischen den Regionen. Hier geht es nicht 
nur um die Austauschbeziehungen von Bal- 
lungszentrum und Ballungsrand, sondern 
zunehmend um die Auseinanderentwick- 
lung von Regionen in Deutschland und die 
deutliche Identifikation von Problemfeldern. 
Das Berlin-Institut für Weltbevölkerung und 
globale Entwicklung hat kürzlich soziode- 
mographische und ökonomische Kennda- 
ten ausgewertet und Gewinner- und Verlie- 
rerregionen in Deutschland identifiziert 
(Landtag Nordrhein-Westfalen, Drucksache 
13/5406 vom 5.5.2004). 

Sämtliche Kreise mit den besten Gesamtno- 
ten liegen um die Ballungsräume München. 
Erlangen, Stuttgart und Heilbronn herum. 
Die fünf schlechtesten Ergebnisse stehen 
stellvertretend für die meisten industriellen 
Krisenregionen: die Braunkohle-Region im 
sog. Altenburger Land. Bremerhaven, Wis- 
mar,Gelsenkirchen und Löbau-Zinau.lnter- 
essant ist überdies, dass hier demographi- 
sche und ökonomische Daten mit den Ana- 
lysen von Bildungsmöglichkeiten korrelie- 
ren. (Passend dazu eine aktuelle Studie zur 
Biloungsoeteil'gung im Ruhrgebiet.d'e.zan- 
flwssioen B Idunosverkehr runo .m d e A42" > 2 

diagnostiziert - www.iatge.de.) 
Für die Kommunen entwickelt sich hier ein 
Kreislauf, der aus eigener Kraft kaum noch 
zu stoppen ist: weniger Menschen in einer 
Region bedeuten weniger Nachfrage, 
Schließung von Betrieben und somit sin- 
kende Steuereinnahmen. Kommunale 
Selbstverwaltung ist dort dann aufgrund 
der knapper werdenden Mittel bei immer 
größer werdender Herausforderung kaum 
noch in der Lage gegenzusteuern, ge- 
schweige denn zur Erhöhung der Lebens- 
qualität beizutragen. Die Folge: weiterer 
Wegzug. Insbesondere in einigen ostdeut- 
schen Mittelstädten kann die Auswirkung 
dieser Entwicklung bereits jetzt beobachtet 
werden: wer andere Zukunftsperspektiven 
schaffen kann, verlässt Hoyerswerda oder 
Eisenhüttenstadt. um in den Ballungsräu- 
men Arbeit und eine höhere Lebensqualität 
zu finden. 
Es ist frappierend und symptomatisch 
zugleich, dass Bundes- und zunehmend 
auch Landespolitik insbesondere in den 
hier aufgezeigten Problembereichen Struk- 
turwandel von Arbeit und Wirtschaft, de- 
mographischer Wandel und Bevölkerungs- 
wanderung kaum Orientierung bieten kön- 
nen. Die Vermutung liegt nahe, dass 
insbesondere die reale soziale und sozioö- 
konomische Entwicklung und das politi- 
sche Handeln in Wahrheit immer weiter 
auseinander laufen,statt miteinander in Be- 
ziehung zu stehen. Der zunehmend auf 
Kurzfristigkeit angelegte Aktionismus be- 
ruht nurselten auf einer fundierten Analyse 
der,,Lage der Nation". 

Politische Entfremdung zwischen Bund, 
Land und Kommune 
Möglicherweise ist das auch eine Ursache 
der zunehmenden Sprachlosigkeit zwi- 
schen den politischen Ebenen oder doch 
zumindest zwischen professioneller und 
ehrenamtlicher Politik. Am deutlichsten 
kommt diese derzeit in der Umsetzung der 
Hartz IV-Gesetze zum Ausdruck. Offen- 
sichtlich schlicht durch einen Rechenfeh- 
ler während nächtlicherVerhandlungsrun- 
den ausgelöst, kommt es dabei statt der 
versprochenen Entlastung der kommuna- 
len Haushalte zu einer Belastung in erheb- 
licher Größenordnung.Natürlich wird die- 



ser Fehler (hoffentlich) durch die Bundes- 
regierung behoben werden. Aber an die- 
ser Debatte zeigt sich derzeit doch recht 
deutlich, dass es an der kommunalpoliti- 
schen Basis der Sozialdemokratie zuneh- 
mend Unverständnis über das Handeln 
der politisch verantwortlichen Ebenen 
gibt. Wurde Unverständnis bislang eher 
durch ,,Runterschlucken" oder Ignorieren 
zum Ausdruck gebracht (oder auch nicht), 
so formiert sich lauter Protest in Gremien- 
sitzungen,der durch Druckder kommuna- 
len Spitzenverbände überparteilich unter- 
stützt wird. Das ist wenig verheißungsvoll 

ten 30 oder mehr Ortsvereinsgrenzen und 
verbringen mehr Zeit in anderen Städten 
als ihren Wohnbezirken. Sicher bleibt das 
Territorialprinzip auch zukünftig wichtig 
und dominancaber an seine Seite müssen 
weitere Beteiligungsformen gestellt wer- 
demzudem kommt es immer mehr auf die 
regionale Wiedererkennbarkeit der SPD an. 
Wer morgens in Coesfeld ins Auto oder den 
Zug steigt, der soll in Essen an seinem Ar- 
beitsplatz nicht den Eindruck haben, es 
handele sich um zwei unterschiedliche Par- 
teien. Das betrifft Gestaltungsfragen 
genauso wie die Einigung auf bestimmte 

für das Gesamtklima in der Partei und vor Botschaften,da die Menschen an ihrem Ar- 
allem für das oemeinsame Proiekt der oe- beitsolatz oder in der Stadt. in der ihr Ar- - > 

samten SPD. Der Landtag von Nordrhein- 
Westfalen hat hier mit einer eigenen 
Zwangsmaßnahme die Notbremse gezo- 
gen.Mit den Stimmen aller Fraktionen ver- 
ankert man das KonnexitätsDrinziD.was so . . 
viel bedeutet wie: wer ein politisches Pro- 
jekt bestellt, muss auch bezahlen.Bei allen 
zusätzlichen Aufgaben für die Kommunen 
muss die Finanzierung mitgeliefert wer- 
den. Ein sehr lobenswerter Ansatz, wenn 
man sich auch fragt: wie ist das denn 
vorher gelaufen? Und warum? 

Die SPD i n  Stadt und Land... 
Nun ist der Problemdruck in den aufgezeig- 
ten Problembereichen in den Kommunen 
sicher enorm. Allerdings darf man wohl 
nicht dem Missverständnis unterliegen, hier 
träfe man auch auf die größte gesellschaft- 
liche Verankerung der Sozialdemokratie. 
Die soziale Entwicklung und die organisati- 
onspolitische Aufstellung der Partei vor Ort 
sind nicht unbedingt deckungsgleich.Lan- 
ge bekannt ist zum Beispie1,dass dasTerri- 
torialprinzip einer wandernden und mobi- 
len Gesellschaft nicht mehr gänzlich genü- 
gen kann. Auf dem täglichen Weg zur Ar- 
beit durchqueren die Menschen nicht sel- 

beitsblatz liegt, häufig genau so viel oder 
mehr politische Botschaften aufgreifen,als 
in ihrem Heimatort. 
Genauso wichtig ist, dass eine alte kommu- 
nalpolitische Stärke mit neuem Leben ge- 
füllt wird: die Verankerung in Vereinen und 
Verbänden,demVorfeld.Die Sozialdemokra- 
tie kann sich immer weniger auf ein zudem 
'mmer klener werdendes klassisches soziai- 
demokratiscnes Vorfeld aus AWO. Falken. 
ASB,Naturfreunden usw. beziehen.Sie muss, 
ohne Bewährtes grundlos aufzugeben, die 
Augen auf haben für neue Entwicklungen 
und Zielgruppen. Das bedeutet gerade,dass 
eine gründliche Analyse der sozialen Ent- 
wicklungen permanent notwendig ist. Pla- 
kativ formuliert ist es doch häufig immer 
noch so, dass im Ruhrgebiet die Orientie- 
rung auf den bergmännischen Traditions- 
verein immer noch höher i s t  als auf den Exis- 
tenzgründer, der seit einiger Zeit auf der 
ehemaligen Zechenbrache tätig und ebenso 
interessiert an sozialdemokratischen Pers- 
pektiven ist. Neue Organisationsformen von 
der Elterninitiative bis hin zu globalisie- 
rungskritischen Diskussionszusammenhang 
finden in der SPD vor Ort noch zu selten 
statt. 

Parteipoiitik,übrigens nicht nur in der SPD, 
bildet einen immer kleiner werdenden Aus- 
schnitt ausGesellschaft ab.Anspruch einer 
Partei mit Mehrheitsanspruch muss es hin- 
gegen sein, möglichst weit in den gesell- 
schaftlichen Milieus verankert zu sein und 
möglichst viele neue und alte Meinungs- 
führer an sich zu binden.Zweifellos wird in 
dieser zunehmend erodierenden Veranke- 
rung ein absehbarer Mangel kommunaler 
Politik deutlich. Aber nicht nur. Denn hier 
entsteht für die Partei ein Defizit nicht nur 
im Hinblick auf die Wahlchancen, sondern 
auch hinsichtlich der Rekrutierungsmecha- 
nismen für Funktionärs- und Abgeordne- 
tentätigkeit.Abhilfe deutet sich nur in der 
Schaffung und Evaluierung von weiteren 
Beteiligungsformen in der Sozialdemokra- 
tie und ihrem Umfeld sowieeiner möglichst 
weiten Dialogorientierung an. Dialog meint 
nicht, sich der politischen Beliebigkeit 
preiszugeben. sondern ein politisch profi- 
liertes Dialogangebot an vorhandene Inter- 
essensgruppen in der Kommune zu ma- 
chen. so die eigenen politischen Vorstellun- 
gen zu überprüfen und schlicht Mehrheiten 
für politische Projekte zu gewinnen. Das 
knüpft natürlich an die politische Strategie 
an. Nur auf der Grundlage einer die bestim- 
menden Tendenzen der Stadtentwicklung 
aufnehmenden politischen Strategie kön- 
nen auch sinnvolle und passgenaue Beteili- 
gungsangebote gemacht werden. Organi- 
sationspolitik,Analyse und politische Stra- 
tegie sind untrennbar miteinander verbun- 
den! 
Wie geht's weiter? In diesem Jahr stehen in 
mehreren Bundesländern Kommunalwah- 
len an. Unserer Auffassung nach wird die 
kommunale Sichtweise stärker auch in die 
Entwicklung der gesamtpolitischen Strate- 
gie der Sozialdemokratie Eingang finden 
müssen. Das mag nicht jeden oder jede in 
den Szene-Netzwerken der Berliner Schi- 
ckeria per se überzeugen. Aber gerade von 
der Kommunalwahl am 26. September 
2004 in Nordrhein-Westfalen wird eine Sig- 
nalwirkung für die im Mai 2005 dort anste- 
hende Landtagswahl und letztlich auch für 
die Bundestagswahl 2006 ausgehen. Bis 
dahin muss es gelingen, die Sichtweisen 
und Handlungsansätze auf den verschiede- 
nen Ebenen stärker zusammenzuführen: 
die BerlinerSicht mit ihrerwichtigen Anbin- 
dung an wissenschaftliche und kulturelle 
Netzwerkerwie auch dievorOrt.wosich die 
Großtendenzen im politischen Handeln 
nicht nur abstrakt.sondern meist ganz kon- 
kret in politischen Projekten und Lösungs- 
ansätze auswirken. Einen Ansatz dazu bie- 
tet, wie Ernst Wolowicz in seinem Artikel in 
dieser spw richtig auffächert, die Hartz IV- 
Debatte wie auch die Diskussion um das 
Grundsatzprogramm der SPD.Hier geht es 
eben auch ganz konkret um die Frage. was 
wir kommunaler Politik zutrauen und was 
sie uns wert ist. W 31- 



Tragen Public Private Partnerships zur 
Lösung pol i t ischer Prob leme bei? 
Von Karsten Schneider 

Der Begriff Public Private Partners- 
hip (PPP) ist schillernd.lmmer häufiger wird 
fast jede Form der Kooperation von öffentli- 
cher Hand und Privaten als Public Private 
Partnership betrachtet. Das solle beispieis- 
weise auf die Kooperation von öffentlichen 
Schulen und Unternehmen zutreffen,wenn 
sie sich bemühen,Auszubildende einerseits 
Einblick in betrieblichen Alltag zu vermitteln 
und andererseits den Unternehmen bei der 
Auswahl von Auszubilden zu helfen. Wenn 
eine so weite Definition von Public Private 

rechtlicher Möglichkeiten zur Schuldenauf- 
nahme neue Finanzierungsmöglichkeiten, 
welche Quasi-Kreditcharakter haben, er- 
schlossen werden können. Private,,Partnerm 
schießen Geld für Investitionen vor und die 
öffentliche Hand zahlt einen regelmäßigen 
Beitrag für die Nutzung. 
Diese Modelle finden sich häufig in Kombi- 
nation mit sog. Betreibermodellen. Dabei 
wird auch der Bau. das Gebäudemanage- 
ment bzw. der Betrieb einer Einrichtung 
ganz oder zum Teil an einen privaten.Part- 

prägten Sozialstaatstradition häufig mit ei- 
nem schlechten öffentlichen lmaae zu 
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kämpfen haben. 
ad C) Im Rahmen von Netzwerken kommt es 
themenbezogen zu Kooperation von öffent- 
lichen und privaten Partnern.Dies kann z.8. 
im Feld von Gesundheitsdienstleistung oder 
zur Verbesserung schulischer Ausbildung 
geschehen.Beispie1 hierfür i s t  die Kooperati- 
on zwischen allgemeinbildenden Schulen 
und Unternehmen, die u.a.den Schulen zu 
einem realitätsnäheren Lernen und den Un- 
ternehmen zu besser oassenden Auszubil- Partnership gewählt wird,stellt sich die Fra- ner" vergeben. Die Bezahlung erfolgt über 

oe.ob nicht bereits die Lernortkoooeration Fixoreise. Die Serviceaualität wird anhand denden verhelfen soli. Im Unterschied zu 
den ersten beiden Fällen kommtes in diesen 
Fällen weitaus häufiger zu tatsächlicher Zu- 
sammenarbeit. 
ad d) Dieam besten fassbare Formvon Pu- 
blic Private Partnership ist das gemischt öf- 
fentlich-private Unternehmen. In Deutsch- 
lands Kommunen handelt es sich dabei 
zumeist um Betriebe,die zum Teil bereitsvor 
Jahrzehnten. vielfach aber auch erst in 
jüngster Zeit in private Rechtsform über- 
führt wurden.Mit der Wettbewerbsöffnung 
in vielen Bereichen (Ver- und Entsorgung 
USW.) wird es insbesondere für kommunale 
Betriebe interessant,größere private Unter- 
nehmen als strategische Partner für eine Be- 
teiligung zu gewinnen. Da die kommunalen 
Betriebe einen eher kleinen Zuschnitt haben 
und weil sie sich in der Vergangenheit nur 
bedingt um möglichst optimale Wirtschaft- 
lichkeit sowie Kundenorientierung bemü- 
hen mussten, verbessert der Einstieg priva- 
ter Partner ihre Wettbewerbssituation. Priva- 
te Partner bringen z. B.finanzielle Ressour- 
cen oder bestimmte Managementstrateglen 
ein. Das Phänomen ist dabei nicht so neu. 
wieman meinen mag.ln Deutschland gabes 
schon in den zwanziger Jahren eine ge- 
mischte öffentlich-private Eigentümerschaft 
bei Energieversorgungsunternehmen. 

-. 
von Berufsschulen und ~usbildungsbetrie- 
ben eine PPP ist. 
Auch ist aus der politikwissenschaftlichen 
Verwaltungsforschung bereits seit den sieb- 
Ziger Jahren bekannt, dass staatliches Han- 
deln umso eher erfolgreich sein kann,je stär- 
kerder Adressat der Maßnahmen mit der öf- 
fentlichen Hand kooperiert. Da staatliches 

möglichst genauer ~ektungsbeschreibung 
gemessen. Es fehlt den Betreiber- und Finan- 
zierungsmodellen grundsätzlich das Ele- 
ment der Kooperation.es handelt sich bei ih- 
nen eher um Formen der Delegation. 
ad b) Das klassischecontracting-out,dass 
heißt die Vergabe einer Leistung an einen 
externen Dienstleister, ist ein von der deut- 

Handeln angesichts einer komplexer wer- schen öffentlichen Hand seit den achtziger 
den gesellschaftlichen Wirklichkeit immer Jahren und auch international häufig einge- 
mehr gezwungen ist, von einem vor allem 
hierarchisch geprägten Rollenverständnis 
Abstand zu nehmen, wäre beinahe alles 
Handeln der öffentlichen Hand eine öffent- 
lich-private,Partnerschaft".Gegenstand die- 
ses Beitrages soll zum einen eine Unterschei- 
dung der wichtigsten Formen öffentlich-pri- 
vater,,Partnerschaften" sein. Außerdem wird 
die Fragediskutiercinwieweit sich Public Pri- 
vate Partnership als Modernisierungsinstru- 
mentfürdie öffentliche Hand eignen,d. h.in- 
wieweit sie zur Problemlösungsfähigkeit 
staatlichen bzw. kommunalen Handelns bei- 
tragen können. 
Formen öffentiich-privater Partnerschaften 
Unter Public Private Partnerships werden 
gemeinhin folgende Formen der Zusam- 
menarbeit verstanden: 
a. Finanzierungs- und Betreibermodelle. 
b. Serviceverträge (contracting out), 
C. Netzwerke von öffentlichen und privaten 
.Partnernz' zu Erreichung bestimmter ge- 
meinsamer Ziele und 
d. gemeinsame Unternehmen öffentlicher 
und privater Anteilseigner ijoint ventures). 
ada) Finanzierungs-.Partnerschaftenn 
nach dem Modell der britischen Private Fi- 
nance initiative (PFI) gewinnen ihren Reiz 
u.a. daraus, dass angesichts begrenzter 

seiztes 1nstrument.Gegenstand des contrac- 
tings sind zumeist einfacheTätigkeiten,z. B. 
in der Reinigung. Private Serviceerbringer 
können durch geringere Bezahlung, Arbeits- 
verdichtung und Flexibilisierung günstiger 
produzieren und geben diesen Vorteil 
teilweise an die öffentliche Hand weiter. In 
der Regel werden dabei die Leistungen ge- 
nau beschrieben, um ein gewisses Maß ans 
Servicequalität zu sichern.Genau diese Ser- 
viceoualitätistaberein Problem.weil dieGe- 
winnspannen in der Dienstleistungsbranche 
tendenziell gering sind,versucht man-weit- 
gehend Einsparungen zu erzielen. Bestimm- 
te Anforderungen, die im Servicevertrag 
nicht festgehalten ~ind~verursachen also Ex- 
trakosten und die Privaten versuchen die 
Servicequalität zu verschlechtern. Zur Ver- 
meidung von Extrakosten und für den Erhalt 
der Servicequalität (z.T.auch zur Sicherung 
bestimmter Arbeitsbedingungen) wird da- 
her - auch im Rahmen der 0.9. Betreibermo- 
delle - versucht.durch besondere Koopera- 
tionsarrangements zwischen privatem und 
öffentlichem,,Partner"eine Integration und 
ein Vertrauensverhältnis zu etablieren. Dies 
ist insbesondere für skandinavische Länder 
ein interessantes Modell,weil private Dienst- 
leistungserbringer angesichts einer ausge- 

Deutlich wird,dass die Erscheinungsformen, 
die aemeinhin als Public Private Partnershio - 
beschrieben werden, kein einheitliches Bild 
ergeben. Dabei kommt es sehr auf den Ge- 
schmack des Einzelnen an, was man als öf- 
fentlich-private Partnerschaft versteht. Die 
Zahl der Definitionsversuche ist zwar groß, 
sie haben aber zumeist beschreibenden 
Charakter.Obwohl es insbesondere den bei- 
den zuerst genannten Beispielen grundsätz- 
lich am Partnerschafts- bzw. Kooperations- 
charakter fehlt. schlage ich angesichts des 
heterogenen Feldes und der öffentlichen 
Debatte vor, insgesamt alle vier Formen als 
PPP zu begreifen-sich aber mit allgemeinen 

Dr. Karsten Schneider, arbeitet am Wissenschaftszentrum Berlin für Soziaiforschung in der Abtei- 
iung,,innovation undOrganisation" 
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Aussagen überden Charaktervon öffentlich- 
privater Kooperation zurückzuhalten und 
stattdessen die spezifischen Formen einzeln 
zu bewerten. 

Die Problernlösungsfähigkeit öffentlich- 
privater Kooperation 
Die Attraktivität öffentlich-privater Koopera- 
tion entspringt auszwei Quellen.Zum ersten 
ist es der Problemdruckder auf den öffentli- 
chen Haushalten lastet und sich auch in der 
begrenzten Problemlösungsfähigkeit tradi- 
tioneller Politikformen zeigt.Zum zweiten ist 
es zu einem gewissen Maß auch der Zeit- 
geist. der die private Wirtschaftstätigkeit als 
dem ÖffentIichenVerwaltungshandeln über- 
legen sieht. 
Öffentlich-private Gemeinschaftsunterneh- 
men versprechen vor diesem Hintergrund 
Lösungsmöglichkeiten für gesellschaftliche 
Probleme. Der private Anteilseigner kann 
einerseits nicht nur finanzielle Ressourcen 
einbringen, sondern bietet auch Wissen 
über die wirtschaftliche Gestaltung von Ar- 
beitsprozessen. Andererseits behält die öf- 
fentliche Hand durch die Miteigentümer- 
Schaft zumindest in formeller Form Einfluss. 
Fraglich ist allerdings,ob diese Erwartungen 
einer empirischen Prüfung standhalten.~at- 
sächlich finden wir in der Praxis Fälle, in de- 
nen die Beteiliauna Privater zu einer Profes- - 
sionalisierung eines vormals zu 100% in öf- 
fentlichem Eigentum befindlichen Betriebes 
geführt hat. Bereits in den neunziger Jahren 
gab es aber auch im Rahmen von Verwal- 
tungsreformprojekten -zumindest in Einzel- 
fällen - erhebliche Produktivitätssteigerun- 
gen bei öffentlichen Betrieben, die mit de- 
zentraler Ressourcenverantwortung ausge- 
stattet wurden.Dies ist ein erstes Indiz dafür, 
dass PPP nicht per se ein Königsweg zur Mo- 
dernisierung des öffentlichen Sektors ist. 
Empirische Befunde deuten darauf hin,dass 
Private insbesondere dann zu einer Beteili- 
gung an öffentlichen Unternehmen neigen, 
wenn sie sich in einem strateaischen Dilem- - 
ma befinden. Ein solches Dilemma kann z. B. 
sein.dass man rechtzeitig den Einstieg in ei- 
nen neuen Marktverpasst hat und sich durch 
eine Beteiligung an einem öffentlichen Unter- 
nehmen um einen.Seiteneinstiea" bemüht. 
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Eine ähnliche Motivation lässt sich bei den 
privaten Dienstleistungserbringern diag- 
nostizieren.die die traditionellen Servicever- 
träge zu.Partnerschaften" aufwerten wollen. 
Ein Blick auf die empirische Realität zeigt, 
dass selbst in Modellprojekten, der nach 
außen dargestellte Partnerschaftswille an- 
gesichts prekärer Gewinnerwartungen im 
privaten Dienstleistungsgewerbe an Ge- 
wicht einbüßt. 
Ahnlich sieht es auch bei den Betreibermo- 
dellen aus. Für die privaten ,,Partner" Ist 
grundsätzlich auch dieVerringerung der Ser- 
vicequalität eine Stellschraube, um die eige- 
nen Gewinnaussichten angesichts geringer 
Profitraten zu verbessern. 

Nicht in Zweifel gezogen werden soll an die- 
ser Stelle, dass es auf Seiten der Privatwirt- 
schaft Kompetenzen gibt,die für den öffent- 
lichen Sektor gewinnbringend genutzt wer- 
den können.Vor dem Hinterorund derdiffe- - 
renzierten Bewertungen öffentlich-privater 
Kooperation sollte man aber vorsichtig sein 
mit der Zuschreibung eines Modernisie- 
rungscharakters von öffentlich-privater Part- 
nerschaften. Bereits die Modernisierunas- < 

projekte der neunziger Jahre hatten unter 
den Versprechungen, was alles durch sie 
möglich würde (Einsparungen,Qualitätsver- 
besserungen, Bürger- und Beschäftigtenbe- 
teiligung) zu leiden, weil sie in dieser Form 
kaum zu verwirklichen waren. Diese Hypo- 
thek sollte man den Formen der öffentlich- 
privaten Partnerschaft nicht mitgeben. 
Da private Unternehmen grundsätzlich nur 
ein begrenztes Interesse an der Umsetzung 
politischer Ziele haben, muss der öffentli- 
cher Sektor dafür Vorsorge treffen, dass er 
Einfluss behält. Genau darin liegt aber ein 
groRes Problem der öffentlichen Hand in 
Deutschland. Während Ausgliederungen 
und Konzernstrukturen im privaten Sektor 
angesichts einer Konzentration strategi- 
scher Kompetenzen oftmals zu einer Hierar- 
chisierung und Konzentration von Macht bei 
der zentralen Holding führen, werden im öf- 
fentlichen Sektor zentrifugale Tendenzen 
wirksam. Dies ist bereits für die Ausgliede- 
rungspraxis der neunziger Jahre dargestellt 
worden (vgl.Schneider 2002).Angesichtszu- 
nehmender öffentlich-privater Kooperatio- 
nen ergibt sich die Notwendigkeit,durch ein 
effektives Beteiligungsmanagement politi- 
sche Steuerung zu ermöglichen. 
Eine Befragung nordrhein-westfälischer 
Städte, die das Difu im Jahr 2002 durchge- 
führt hat.1 bestätigt Defizite beim Aufbau 
von Beteiligungsmanagement in der öffent- 
lichen Verwaltung (vgl. Abb. 2). Angesichts 
einer Ausgliederungswelle in den neunziger 
Jahren hatte der Aufbau von Beteiligungs- 
management im kommunalen Sektor be- 
sondere Relevanz.allerdings nimmt auch auf 
Bundes- und Landesebene die Zahl privater 
Rechtsformen zu. Auffällig ist, dass immer 
noch ca.70% der Kommunen unter 50.000 
Einwohnern kein Beteiligungsmanagement 
geplant hatten. 
Aber selbst ein bestehendes Beteiligungs- 
management bietet keine Gewähr für eine 
funktionierende politische Steuerung. Da 
Definition politischer Ziele ein schwieriges 
Unterfangen ist (vgl.Bogumil 1997). bedarf 
es auf Seiten der öffentlichen Hand beson- 
derer Anstrengungen. 
Die Aufgabe der Zieldefinition und -durch- 
setzung fällt vor allem der Gesellschafterver- 
Sammlung und den darin vertretenen Politi- 
kern zu. Systematische Konzeptionen zu ei- 
ner Einflussnahme durch die Gesellschafter- 
versammlung gibtes aber bislang kaum.Der 
Erfola der Einflussnahme hänat mithin von - 
den handelnden Personen ab. 



Angesichts der für die Arbeit von Aufsichts- 
räten meistens unzureichenden Informati- 
onspolitikvon Geschäftsführungen (Machu- 
ra 1998,S.lSlf.) bedarf es vor dem Hinter- 
grund der geschilderten Zusammenhänge 
nicht nur einer Aufbereitung von die Gesell- 
schaft betreffenden Informationen,sondern 
auch eines Humanressourcen-Manage- 
ments für Politiker. In Aufsichtsräten sind die 
Vertreter privater Anteilseigner häufig nicht 
nur besser informiert, sondern kennen sich 
mit ihren rechtlichen und faktischen Hand- 
iungsmöglichkeiten auch besser aus. 
Die Fähigkeiten und Kenntnisse die Politik 
und Verwaltung brauchen, um Einfluss auf 
gemischte öffentlich-private Unternehmen 
zu nehmen,sind dabei auch nützlich, um die 
Erfüllung von Qualitätsstandards bei Ser- 
viceverträgen und Betreibermodellen zu 
kontrollieren. 
Die formalen Steuerungsmodelle sind aber - 
wie bereits angedeutet - nur notwendigevor- 
aussetzungen für das Funktionieren von politi- 
scher Steuerung. Angesichts der Probleme, 
einerseits politische Ziele zu definieren und 
andererseits Wirkungen von Maßnahmen 
frühzeitig abschätzen zu können, können Koo- 
perationsmodelle sich als taugliches Mittel er- 
weisen, um die Problemlösungsfähigkeit öf- 
fentlicher Verwaltungstätigkeit zu verbessern. 
Die Wirksamkeit der Kooperation kann durch 
die Einführung operativer Regeln beeinflusst 
werden. mit denen der institutionelle Rah- 
men des Handelns der Akteure verändert 
werden kann.Zur Herausbildung eines durch 
Vertrauen geprägten Kooperationsverhält- 
nisses kommt es dabei nur, wenn die Bezie- 
hungen eng, regelmäßig und stabil sind. Da 
sich im Rahmen einessolchen institutionellen 
Settings vor allem schwache Beziehungen 
(lose Kopplung) hera~sbilden~profitieren die 
Koooerierenden orundsätzlich von einem 
neuen lnnovationipotential und einem brei- 
ten Zugriff auf Informationen. 
Durch ein regelmäßiges und von operativen 
Regeln bestimmtes Zusammenkommen zwi- 
schen der Partner kann es daher zur Betonung 
gemeinsamer lnteressen und von Vertrauen 
kommen. Auf der Basis gemeinsamer Interes- 
sen und eines Vertrauensverhältnisses kann 
wiederum kooperatives Handeln entstehen: 
Während das traditionelle Modell von der hie- 
rarchischen Einflussnahme bestimmt ist, 
kommtes nunmehr auf der Basis neuer institu- 
tioneller Regelungen zu einer enthierarchisier- 
ten Koopemtionsbeziehung.DergroßeVorteil 
dieses Kooperationsmodells liegt darin, dass 
Politik und Verwaltung nicht mehr in Einzel- 
maßnahmen intervenieren müssen, sondern 
die Partner auf der Basisder gemeinsamen In- 
teressen Korrekturen vornehmen können. Es 
kommt also einerseits zu einer Entlastung von 
Politik undVerwaltuno und andererseits sinkt - 
das Risiko opportunistischen Verhaltens des 
privaten Partners.Für beide Seiten werden po- 
sitive Efizienzeffekte wirksam, ein Positivsum- 
menspiel kann entstehen. 

Der Aufbau vertrauensbasierter Kooperati- tragen,istdeshalbnurunterdengenanntenVo 
onsstrukturen ist allerdings dann umso un- raussemngen realistisch. SPW 3 1 2 0 ~  

wahrschelnlicher,je prekärer die Interessen 
eines Partners sind. Insbesondere bei einfa- Literatur 
chen Dienstleistunqen lieqt der Verdacht Bagumil, Järg (19971, Dar Neue Steuerungrmodell und 

nahe,dass die Unternehmen vor al- der Prozerr der politischen Problembearbeitung - 
Modell ohne Realirätrbezug!.in:Bogumil.JärglKiß- 

lem deshalb ein Interesse an einer Partner- ler,Leo (Hrrg.).Verwaitungrmoderni~ierung und lo- 
schaftskonstruktion haben. um ihr öffentli- k,i,~~~~k~~tie.~isiken ~ndchanceneiner~euen 
ches lmaoe zu verbessern und damit einen Steuerunsrmodells für die lokale Demokratie, Ba- 

2 

besseren Marktzugang erhalten. 
Das Beispiel Toll Collect zeigt darüber hin- 
aus, dass Vertrauen insbesondere bei Pro- 
jekten,dieerheblichefinanzielle Risiken be- 
reithalten,nicht immer angemessen ist. und 
die Politik letztlich in der Öffentlichkeit und 
auch wirtschaftlich für die Fehler der priva- 
ten Partner die Zeche zahlt. Allerdings ist 
die Politik an dem Scheitern und den Kos- 
ten des Mautsystems nicht ganz unschul- 
dig,weil sie zugunsten von deutschen Un- 
ternehmen (davon eines,das sich in staatli- 
chem Eigentum befindet), den Wettbewerb 
weitgehend umgangen hat (vgl.Rügemeier 
2004). 
Der Vorteil, den private Partner gegenüber 
öffentlicher Verwaltung haben, liegt vor al- 
lem darin, dass sie sich mit einer Wettbe- 
werbssituation besser auskennen. Schaltet 
die Politik aber den Wettbewerb aus, droht 
ein öffentliches Monopol nur durch ein pri- 
vates ersetzt zu werden, und positive Wirt- 
schaftlichkeitseffekte bleiben aus. 
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auch im Feld der öffentlich-privaten Kooperati- hat' 

on. Vertrauen darauf, 
dass die Kooperation 
mit Privaten bereits zu 
positiven Wirtschaft- 
lichkeitseffekten führt, .- 
ist angesichts empiri- 
scher Befunde nicht 
angemessen und g e  
rade auch die Umset- 
zung politischer Ziele 
istohneeinen direkten 
Zugriff auf die Umset- 
mngsebeneschwierig. 
Tendenziell muss die 
Politik daher in Zu- 
kunft mehr Wert auf 
die Definition von 
Standards legen und 
insbesondere den di- 
rekten, regelmäßigen 
Austausch mit den Ak- 
teuren, die für die 
Durchführung von 
Maßnahmen bzw. für 
die Produktion verant- 
wortlich sind, suchen. 
DieErwanung,dassöf- 
fentlich-private Part- 
nerschaften zur M o  
dernisierung des öf- 
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Jenseits des Wettbewerbs? - Modern 
Governance und die Veränderung lokaler 
Staatlich keit 
Von Detlef Sack 

In seinen Erörterungen zu der.Zu- seeland und Großbritannien mit Reformen miert und zunehmend Geltung in soziaiwis- 
kunft des Nationalstaates" hat der neo- des New Public Managements vorange- senschaftlichen Diskursen beanspruchen 
gramscianische Politikwissenschaftler Bob prescht,so haben weitere (kontinental-)eu- konnte. Für den hier interessierenden Zu- 
Jessop drei vorherrschende Entwicklungs- ropäische Staaten seit Beginn der letzten sammenhang lokaler Staatlichkeit. d.h. der 
trends ausgemacht: die Internationalisie- Dekade entsprechende Veränderungen in Formen gesellschaftlicher Definition, macht- 
rung des Staates,die Entstaatlichung politi- die Wege geleitet (Hood 1991). Das .Neue bewehrter Normendurchsetzung und der 
scher Reaime und die Entnationaiisieruna Steuerunasmodell". in dem öffentlichenver- Dienstleistunaserbrinauna in Städten. Ge- - - 
des Staates. Die Machtpotentiale und Regel- 
kompetenzen. die bisher einer eher hierar- 
chisch agierenden (Wohlfahrts-)Staatlich- 
keit zugeschrieben wurden - der Regierung 
im engen Sinn -, erfuhren seit den 1980er 
Jahren zwei wesentliche Neu-Skalierungen, 
d.h. neue ,räumliche' Bestimmungen. 
Einerseits findet eine vertikale Ausdifferen- 
zierung in dem Sinne statt,dass Politiken zu- 
nehmend auf su~ranationalstaatlichen und 
subnationa1staa;lichen Ebenen formuliert 
bzw. ausgeführt werden. Zuständigkeiten 
des Nationalstaates werden im Zuge der Eu- 
ropäischen Integration und der Globalisie- 
rung ,nach oben' abgegeben und zugleich 
durch die Regionaiisierung auch auf Städte 
und Gemeinden verlagert. Die horizontale 
Neu-Skalierung umschreibt andererseits das 
Phänomen,dass in die entsprechenden Pro- 
zesse neben staatlichen Einrichtunaen auch - 
privat-kapitalistische und zivilgesellschaftli- 
che Akteure als,Partner'eingebunden wer- 
den.lnsgesamt ist,so Jessop,für die subnati- 
onalstaatliche Ebene ein ,,Wiederaufleben 
reaionaler und lokaler Governance"zu kon- - 
statieren (Jessop 1997: 64, s.a. Jessop 2001: 
161-163).Aus einer kritischen Perspektive ist 
die Beschäftigung mit den Veränderungen 
lokaler Staatlichkeit immer wieder mit der 
Frage befasst, ob sich in den Städten, Ge- 
meinden und Regionen einenGegenmacht" 
artikuliert, die sich gegen vorherrschende 
Trends stellt. oder ob es sich bei dem örtli- 
chen Institutionengefüge um ein ,,Ausfüh- 
rungsorgan" handelt (KrätkelSchmoll 1987). 
Mit dem Verweis auf Prozesse der,,lokalen 
Governance" scheint eine neue Runde in 
dieser Auseinandersetzung eingeleitet, die 
im Folgenden skizziert wird. 
DieVeränderung lokaler Staatlichkeit ist zu 
Beginn der 1990er Jahre auch in Deutsch- 
land vor allem in Kategorien des Marktes 
und des Wettbewerbs diskutiert worden. 
Waren Ende der 1970er Jahre die USA,Neu- 
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waltungen die Dezentralisierung administ- 
rativer Einheiten, die Budgetierung der 
Haushalte,die Beschreibung und Festlegung 
von Produkten sowie die Einführung von 
Elementen des Wettbewerbs nahe gelegt 
wird,steht beispielhaft für managementori- 
entierte - in dem spezifischen deutschen 
Fall auch vornehmlich binnenorientierte - 
Ver~altungsreformen~die vor allem in Städ- 
ten und Gemeinden durchgeführt wurden. 
Nach einem Jahrzehnt entsprechender Re- 
formversuche ist auch bei Protagonisten 
dieses Reformkurses eine gewisse Ernüchte- 
rung eingetreten. Zum einen sind die ver- 
waltungsinternen Beharrungskräfte erheb- 
lich unterschätzt worden.Um in dem mikro- 
politischen Spiel von Interessen und Res- 
sourcenverteilung entsprechende Verände- 
rungen durchsetzen zu können. wird der Ruf 
nach,,leadership" in der kommunalwissen- 
schaftlichen Debatte zunehmend 1auter.d.h. 
nach durchsetzungsstarken und charismati- 
schen Führungsfiguren. die Verwaitungsre- 
formen gegen interne Widerstände voran- 
treiben.Zum zweiten steht auch die hauot- 
sächliche Stoßrichtung des ~anagements 
und der Einführung von Wettbewerb in der 
Kritik: Mit der starken Binnenorientierung 
und reinen Marktiichkeit sei a.) nur eine un- 
zureichende Problemlösungskapazität ver- 
bunden, da fehlende gesellschaftliche Ak- 
zeptanz sowie mangelnde Ressourcen die 
Wirksamkeitvon Maßnahmen einschränken. 
Darüber hinaussei b.) zivilgesellschaftlichen 
Beteiligungsansprüchen und bürgerschaftli- 
chem Engagement ein wesentlich größerer 
Raum zuzumessenrum auf der lokalen Ebe- 
ne jenes,soziale Kapital'zu bilden,das die Bil- 
dung stabiler Gemeinschaften unterstützt. 
Spätestens ab Mitte der 1990er Jahre setzte 
- zunächst in Großbritannien und in den 
Niederlanden,dann auch im gesamten euro- 
päischen Kontext - eine Debatte ein,die un- 
ter dem Schlagwort der ,,Governance" fir- 
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meinden und Regionen, wurde der Begriff 
der,,Local Governance" (Bovaird u.a. 2002) 
prägend. Andere wiederum schreiben von 
,,PublicGovernance" (KlenklNullmeier2003) 
und zielen im Kern auf eine ähnliche Ent- 
wicklung ab: jenseits marktorientierter Re- 
formen lokaler öffentlicher Verwaltungen 
werden neue Wege der Steuerung und Poli- 
tikreaiisierung eingeführt, die auf sektor- 
übergreifender Kooperation basieren. 

Definitionen von Governance 
Wenn von Governance und der Verände- 
rung (lokaler) Staatlichkeit die Rede ist, so 
geht es weniger um die modische Einfüh- 
rung eines Anglizismus, mit dem Altbekann- 
tes neu verpackt wird. Es handelt sich viel- 
mehr um eine neue Perspektive auf Prozesse 
der Politikformulierung und der Erstellung 
von Dienstleistunaen im allaemeinen Inter- - < 

esse. Die Verwendung des Begriffes erfolgt 
jedoch relativ uneinheitlich. Drei typische 
stränge in der sozialwissenschaftlichen De- 
batte lassen sich skinieren:Der breiteren Öf- 
fentlichkeit ist. erstens. der Beariff vor allem - 
aus zwei Verwendungszusammenhängen 
bekannt:dem der,,CorporateGovernance",d. 
h.der,guten: weil transparenten und nicht- 
korrupten Unternehmensführung,die unter- 
schiedliche stakeholder integriert, und dem 
der.Global Governance",d.h.der Regelung 
transnationaler Probleme durch Netzwerke, 
in die neben staatlichen Akteuren auch Un- 
ternehmen und Nicht-Regierungsorganisa- 
tionen einbezogen sind. in diesem Strang 
der Debatte wird ein normativ-pragmati- 
sches Konzept vertreten, d.h. ein Vorschlag 
für eine neue kooperative Form des,guten 
Regierens'formuliert und damit ein Gestal- 
tungsanspruch vertreten. Dies gilt auch für 
Städte, Gemeinden und Regionen, wenn 
etwa ,,Local Governance" die problemlö- 
sungsorientierte Zusammenarbeit unter- 
schiedlicher Akteure (Administration, Fir- 
men. bürgerschaftiiche Organisationen,Ver- 
bände) beschreibt. mit der ein neuer Weg 
derverwaltungsreform eingeschlagen wird 
(Bovaird u.a.2002). 



Daneben ist. zweitens, in der sozialwissen- 
schaftlichen Debatte eine Perspektive zu 
identifizieren, die auf die Analyse sektor- 
übergreifender Kooperation abzielt. Gover- 
nance ist in diesem Sinne mit dynamischen 
Prozessen der lnteraktion befasst, die in 
Netzwerken staatlicher, privat-kapitalisti- 
scher und ziviigesellschaftlicher Akteure 
stattfinden. Deren interne Struktur und ihr 
Leistungsvermögen innerhalb von Bezie- 
hungen mit ,verschwimmenden Grenzen' 
zwischen traditionellen gesellschaftlichen 
Sektoren wird untersucht (Stoker 1998). 
Eine dritte Sichtweise innerhalb der gesam- 
ten Governance-Debatte erhebt einen wei- 
ter gehenden Anaiyseanspruch.Die Konsti- 
tution von Netzwerken und sektorübergrei- 
fender Kooperation soll nicht allein. sondern 
in Beziehung zu anderen Formen der Steue- 
rung. vor allem denen des Marktes und der 
Hierarchie, analysiert und bewertet werden. 
Governance ist in diesem Sinnedas gesamte 
Ensemble von Steuerungsformen und Pro- 
zessen wechselseitiger Beeinflussung. Die 
Analyse lokaler Staatlichkeit und ihrerverän- 
derung konzentriert sich nicht allein auf die 
Bildung von Netzwerken, sondern identifi- 
ziert in diesen,zum einen, Elemente der Hie- 
rarchie wie auch des Wettbewerbs und setzt. 
zum anderehdiese Formen der Kooperation 
in Beziehung zu dem gesamten Spektrum 
der Regelungsstrukturen von bürokratischer 
Führuno. marktiichem Wettbewerb. interes- 
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sensbasierter Verbandsbildung, und ge- 
meinschaftlichen Verbünden (Klenk /Null- 
meier 2003,s.a. Naschold u.a. 1994). 
Diese drei Stränge der Debatte (Governance 
als normatives Konzept, als Analyse sektor- 
übergreifender Kooperation und als Unter- 
suchung der lnteraktion verschiedener Steu- 
erungsformen) finden ihre Gemeinsamkeit 
darin.dass moderne Staatlichkeit als Produkt 
von Steuerungsbestrebungen verstanden 
wird, in die Formen sektorübergreifender 
Kooperation mitbestimmend eingehen.Ge- 
genüber Denkansätzen, die sozioökonomi- 
schen Strukturen und Institutionen die we- 
sentliche Bedeutung für gesellschaftliche 
Entwicklung zuschreiben, wird der Aspekt 
der Handlungsfähigkeit von Akteuren be- 
tont.Zudem ist dem Mainstream der Debat- 
te insofern eine spezifische Verzerrung, ein 
sogenannter,,Probiemlösungsbias" (Mayntz 
2001),eigen,als es vornehmlich um Fragen 
der Gestaltung, Politikdefinition und Reaii- 
sierung geht. Herrschaftskritische Fragen 
und die Analyse gesellschaftlicher Domi- 
nanzgeraten eher ins Hintertreffen.Damit ist 
ein Begriff von Staatlichkeit im Sinne der 
..materiellen Verdichtung gesellschaftlicher 
Kräfteverhältnisse" (Poulantzas 1978) zwar 
für die Governance-Perspektive grundsätz- 
lich anschlussfähig (vgl. Jessop 2001); der 
Mainstream der Debatte fokussiert jedoch 
weit eher auf neue Steuerungsformen, mit 
denen ein zuweilen apodiktisch gesetzter 
Reformbedarf bewältigt werden soll. 

Erscheinungsformen lokaler Governance 
Wenn also mit dem Begriff der Governance 
neue Formen von Steuerung jenseits und in 
Interaktion mit marktiichem Wettbewerb 
und bürokratischer Hierarchieerfasst und als 
Veränderung von lokaler Staatlichkeit kate- 
gorisiert werden, dann steilt sich die Frage, 
welche konkreten Erscheinungen in Städten, 
Gemeinden und Regionen entsprechendzu- 
geordnet werden. Festzuhalten bleibt, dass 
die Debatte auch auf Organisationsformen 
eingeht.die bereits lange vor der Einführung 
des Begriffes Governance sektorübergrei- 
fende Kooperationen institutionalisiert ha- 
ben (als Überblick s. Sack 2003). So sind 
bereits seit Mitte der 1980er Jahre 
insbesondere in der Stadt- und Regionalent- 
wicklung vermehrt Netzwerke vorzufinden, 
in denen öffentliche Administrationen, Pla- 
nungs- und Architekturbüros, Unterneh- 
mensverbände und Kammern. zivilgesell- 
schaftliche Institutionen aus Stadtteilen und 
Regionen sowie weitere Assoziationen, wie 
etwa Umwelt- und Naturschutzverbände, 
gemeinsam Leitbilder für bestimmte Räume 
sowie entsprechende konkrete Maßnahmen 
entwickeln und diese zu realisieren suchen. 
Kennzeichen dieser frühen Formen sektor- 
übergreifender Kooperation ist nicht allein 
die lnteraktion von staatlichen, privat-kapi- 

sche'Maßnahmen der Wirtschaftsförderung 
(Gewerbeflächenausweisung, Fördermiitel. 
administrative Beschleunigung) wurden in 
der Kooperation von öffentlicher Verwal- 
tung, Kammern, Unternehmensverbänden 
und einzelnen lokal dominierenden Firmen 
mitTechnologieförderung und Wissenspoli- 
tiken ebenso kombiniert wie mit der Förde- 
rung,weicher'Standortfaktoren, d.h.z.B.der 
Festivaiisierung von Kultur. Auch im Bereich 
lokaler Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs- 
politik haben sich in den 1990er Jahren.z.8. 
im Netzwerk,,Kommunen der Zukunft" der 
Hans Böckier Stiftung.der Bertelsmann-Stif- 
tung und der KGY, bundesweit verknüpfte 
Formen der Kooperation unterschiedlicher 
Akteure aus der Arbeitsverwaltung sowie 
den Städten und Gemeinden konstituiert. 
Sektorübergreifende Kooperationen ver- 
breiten sich auch im Bereich der lokalen In- 
frastrukturen.lmVerkehr,in der Abfallentsor- 
gung,in der Wasserwirtschaft sowie beim E- 
Government wurden in den 1990er Jahren 
sog. Public Private Partnerships installiert, 
d.h. hauptsächlich gemischtwirtschaftliche 
Unternehmen von staatlichen Verwaitungs- 
einheiten und privat-kapitalistischen Unter- 
nehmen, in die in Einzelfällen. 2.8. beim 
Münsteraner virtuellen Stadttor Publikom, 
auch zivilgesellschaftliche lnitiativen inte- 

talistischen und zivilgesellschaftiichen Ak- griert wurden.ln der Jugend-,Gesundheits-, 
teuren und der Raumbezuo ihrer Institutio- Bildunas- und in der Seniorenoolitikfinden - 
nen, sondern auch der Querschnittscharak- 
ter ihrer Politiken,d.h.dass auch herkömmli- 
che Abgrenzungen von Aufgabenfeldern 
zunehmend durchlässig werden. In einge- 
schränktem Maßstab gilt dies auch für das 
Feld der Wirtschafts- und Strukturpolitik, in 
der seit Anfang der 1990er Jahre zuneh- 
mend öffentlich-private Netzwerke entstan- 

sich ebenfalls vermehrt ~etzwerke von Ak- 
teuren aus unterschiedlichen Bereichen: 
Teilweise firmieren initiativen des bürger- 
schaftlichen Engagements, die mit Unter- 
stützung von Firmen und öffentlichen Ver- 
waltungseinhelten in diesem Bereich tätig 
sind, als .soziale Unternehmen" (Evers u.a, 
2001),da sich in ihnen staatliche, marktliche 

den.Ziel dieser Formen lokaler Governance und zivilgesellschaftliche Steuerungsprinzi- 
war die Förderuno der Attraktivität von Dien mischen.Teilweise finden sich in die- 
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Städten, Gemeinden und Regionen für Fir- sem Feld lnitiativen des Corporate Citizen- 
men im Rahmen einer.unternehmerischen ship, d.h. des unternehmerischen sozialen 
Stadtpolitik (Häußermann /Siebel).,Klassi- Engagements, welches in Zusammenarbeit 



mit Selbsthilfegruppen undloder öffentii- 
chen Verwaltungen realisiert wird (Back- 
haus-Maul2004).Zwei weitere Felder schlie- 
ßen den Überblick über lokale sektorüber- 
greifende Kooperationen ab:Zum einen ha- 
ben sich in den 1990erJahren in den unter- 
schiedlichsten Städten und Gemeinden sog. 
.kommunale Präventionsräte" installiert, in 
denen Polizei mit zivilgesellschaftlichen Ak- 
teuren. Jugend- und Soziaiämtern, teilweise 
auch mit Unternehmen undverbänden koo- 
periert,um Kriminalität imvorfeld zu begeg- 
nen (Prätorius 2002).Zum anderen sind auch 
die weit verbreiteten Lokale-Agenda 21-Pro- 
zesse als Formen öffentlich-privater Koope- 
rationen zu subsumieren,da die lokale Um- 
weltpolitikformulierung von Akteuren aus 
den unterschiedlichsten gesellschaftlichen 
Teilbereichen vorgenommen wird (Rusch- 
kowski 2002). Im Zusammenhang mit örtli- 
chen Umweltpolitiken zeigt sich zudem, 
dass von Städten und Gemeinden in den 
1990er Jahren auch ein Prozess derTransna- 
tionalisierung in die Wege geleitet worden 
ist -ein Beispiel ist das nachhaltigkeitsorien- 
tierte,,International Council for Local Envi- 
ronmental Initiatives" - . d.h. einer Vernet- 
zung örtlicher Gebietskörperschaften jen- 
seits nationalstaatlicher Institutionen, die 
ebenfalls als Erscheinungsform der Gover- 
nance diskutiert werden muss (Kern 2001). 
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Pmbleme lokaler Governance 
Nun lässt sich fragen, wie verbreitet denn 
diese Formen sektorübergreifender Koope- 
ration sind. Handelt es sich um eine Steue- 
rungsform, die tatsächlich zu der Verände- 
rung von Staatlichkeit beiträgt? Belastbares 
Zahlenmaterial ist hier eher Mangelware,die 
Diskussion lebt vor allem von der Identifizie- 
rung und Darstellung von Fallgeschichten 
(Sack 2003). Dieses empirische Problem 
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weist zugleich auf ein praktisches hin: Mit 
der Einführung sektorübergreifender Koo- 
peration und mit der Umsetzung marktli- 
cher wie wettbewerblicher Steuerungsprin- 
zipien hat eine De-Zentralisierung lokaler 
Staatlichkeit stattgefunden, die zu einer 
wachsenden Unübersichtlichkeit im öffentli- 
chen Sektor führt. Probleme der legitimier- 
ten Kontrolle von Dienstleistungserbrin- 
gung durch Öffentlichkeit und Parlamente 
sind aufgeworfen. da Governance-Reformen 
die Zurechenbarkeit von Politikformulie- 
rung und -realisierung dadurch verringert, 
dass diese zunehmend in einem varianten- 
reichen Feld verschiedener Organisations- 
formen stattfindet. Somit weist Governance 
eineTendenz auf,sich den traditionellen For- 
men von öffentlicher Kontrolle in einer re- 
präsentativen Demokratiezu entziehen bzw. 
diese deutlich zu verändern. 
Darüber hinaus ist das Verhältnis von Gover- 
nance-Reformen zu einer übergeordneten 
Tendenz der neo-liberalen Restrukturierung 
von Gesellschaft zumindest ambivalent. Er- 
möglicht werden die Beteiligung zivilgesell- 
schaftlicher Initiativen an Prozessen der Poli- 
tikformulierung und -realisierung. Mit eini- 
ger Emphase könnte von der Stärkung der 
Mitbestimmungsmöglichkeiten von Bürger- 
innen und Bürgern gesprochen werdemNe- 
gativ schlagen jedoch einige andere Phäno- 
mene zu Buche, die darauf verweisen, dass 
Governance-Reformen lediglich als Anpas- 
sungsprozess an eine neo-liberale Konstitu- 
tionalisierung verstanden werden können. 
Festzuhalten bleibt z.B.,dass eine Reihe sek- 
torübergreifender Kooperationen in der 
Stadt- und Regionalentwicklung sowie in 
der Wirtschafts- und Strukturpolitik vor al- 
lem darauf abzielen, ihren Raum im Rahmen 
einer interkommunalen Standortkonkur- 
renz so auszustanen,dass externe Produkti- 

ons- und Konsumtionspotentiale angezo- 
gen werden, d.h. dass häufig eine reine An- 
passung an Unternehmensinteressen er- 
folgt. 
In den verschiedenen Netzwerken variieren 
sodann die Exklusionen aesellschaftlicher - 
Akteure erheblich.Haben beispielsweise ge- 
werkschaftliche Akteure in den Regionen 
Südostniedersachsen, Nürnberg-Fürth-Er- 
langen oder Dortmund sektorübergreifende 
Koooerationen maßgeblich initiiert. so sind - 
sie in anderen Regionen bestenfalls formal 
repräsentiert. Auch Umweltverbände oder 
Assoziationen von Frauen können häufig 
ebenso über Vertretungsdefizite in sektor- 
übergreifenden Kooperationen klagen wie 
Initiativen, die sich für die Interessen unter- 
schiedlicher Nutzergruppen einsetzen. Da- 
mit verbunden ist insgesamt das Problem 
der Repräsentation gesellschaftlicher Anlie- 
gen in diesen netzwerkartigen Gefügen, In 
denen die Einigung zuungunsten Dritter er- 
folgen kann,etwa wenn in kommunalen Prä- 
ventionsräten Maßnahmen gegen sozial 
Marginalisierte beschlossen werden. 
Teilweise drängt sich bei der Betrachtung 
der sektorübergreifenden Kooperation je- 
doch auch der Verdacht auf,dass hiergesell- 
schaftliches Engagement und die Bereit- 
schaft zur Zusammenarbeit lediglich ge- 
nutzt werden-um Leistungen,dlestaatlichen 
Sparmaßnahmen zum Opfer fa1len.z~ sub- 
stituieren. 

Zwischen ,,Ausführungsorgan" und .Ge- 
genmachtm- Konklusion 
In der Debatte um Governance sowie in de- 
ren verschiedenen Erscheinungsformen bii- 
det sich eine wesentlicheVeränderung loka- 
ler Staatlichkeit ab.Diese ist durch eine De- 
zentralisierung,d.h.eine Einschränkung bü- 
rokratischer Hierarchie, ebenso gekenn- 
zeichnet wie durch eine Aufwertung sektor- 
übergreifender Kooperation. Schlagworte 
des.kooperativen" oder des,,aktivierenden" 
Staatesfinden ihren Ausdruck in den hier be- 
schriebenenTendenzen. Lokale Staatlichkeit 
wird in der Governance-Perspektive als örtli- 
ches Terrain der Beziehungen zwischen 
staatlichen, privat-kapitalistischen und zivil- 
gesellschaftlichen Akteuren verstanden,die 
in ,gemischten' Organisationsformen und 
Steuerungsprinzipien münden. Zweierlei 
bleibt jedoch anzumerken: Vorstellungen, 
dass lokale Governance management- und 
wettbewerbsorientierte Reformperspekti- 
ven ablösen und ersetzen,sind nicht haltbar. 
Es handelt sich vielmehr um die Entwick- 
lung, die durchaus komplementär, z.T. auch 
kompensatorisch zu der vorherrschenden 
neo-liberalen Restrukturierung von Staat- 
lichkeit verläuft. Mit der Einrichtung von öf- 
fentlich-privaten Netzwerken wird weder 
die Finanznot von Städten und Gemeinden 
noch die Liberalisierung in Infrastruktursek- 
toren noch die Veränderung wohlfahrts- 
staatlicher Prinzipien maßgeblich einge- 



schränkt. Zum zweiten bleibt festzuhalten, 
dass GovernanceReformen ihrerseits neue 
Probleme aufwerfen,z.B.die wachsende.po- 
litisch kaum zu kontrollierende Unübersicht- 
lichkeit im öffentlichen Sektor oder neue 
Ausschlüsse gesellschaftlicher Interessen. 
Die alte Debatte, ob örtliche Staatlichkeit 
,,Ausführungsorgan" oder,,Gegenmacht" ist, 
bekommt in der Debatte um.Local Gover- 
nance" ein neues Gesicht:Wenn in der neo- 
liberalen Re-Strukturierung eine Neu-Defini- 
tion der Arbeitsteilung bei der Sicherung der 
Grundbedingungen der Kapitalakkumulati- 
on stattfindet, in der das Feld der Okonomie 
erweitert wird (Jessop 2001: 162).dann wei- 
sen Formen sektorübergreifender Koopera- 
tion zum einenTendenzen der Erfüllung auf: 
öffentlich-~rivate Zusammenschlüsse.um in 
der interkommunalen ~tandortkonkurrenz 
zu bestehen und Dienstleistungen in den 
(unbezahlten) zivilgesellschaftlichen Raum 
zu verlagern, betonen die Selbständigkeit 
und Autonomie von Akteuren, das ,unter- 
nehmerische Subjekt: und fokussieren auf 
eine,systemrationale'Problemlösungsfähig- 
keit. Aspekte nicht-wertgleicher Konflikte 
sind ebenso delegitimiert wie eine gerech- 
tigkeitsorientierte wohlfahrtsstaatiiche Poli- 
tik.Zum anderen bilden sich Tendenzen der 
Definition von Politiken durch lokale Staat- 
lichkeit in den Erscheinungsformen der,,Lo- 
cal Governance" ebenfalls ab: Sektorüber- 
greifende Kooperationen - insbesondere 
dann wenn sie einen transnationalen Cha- 
rakter aufweisen - schaffen Experimentier- 
felder,in denen.bonom-up'beispielhafte Lö- 
sungsmodelle unter Beteiligung zivilgesell- 
schaftlicher Gruppen entstehen und ihrer- 
seits auf Standardsetzungen sowie Normen- 
allokation höherer Ebenen einwirken kön- 
nen.ln derVeränderung lokaler Staatlichkeit 
durch Governance bieten sich also durchaus 
auch strategische Möglichkeiten der Re-For- 
mulierung gesellschaftlicher Kräfteverhält- 
nisse.Sie können sich als Option zur Bestim- 
mungvon Politiken und Dienstleistungen im 
allgemeinen Interesse darstellen.Sie heben 
jedoch letztlich die Notwendigkeit des öf- 
fentlichen Streits um die Formulierung von 
Normen,Regeln und Maßnahmen einer Poli- 
tik der Umverteilung und Anerkennung 
nicht auf-in deren Mittelpunkt das Ziel steht, 
gesellschaftliche Gruppen und Individuen 
mit materiellen Mitteln zu einer politischen 
Auseinandersetzung um dassgute Leben'zu 
befähigen und entsprechend auszustatten. 
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Kommunalpolitik strategisch steuern - 
geht das? 
Von Claudia Walther 

Es ist leicht,aber gleichzeitig nicht Das Projekt Kompass ist vor dem Hinter- Beteiligten als eine gemeinsame Vereinba- 
ganz einfach über ein Projekt zu schreiben, grund internationaler Erfahrungen mit Le- rung akzeptiert. 
ich meine mit dem hier gebotenen Abstand bensqualitätsindikatoren und mit Ansätzen Schritt2: Im zweiten Schritt wurde von Ber- 
zu schreiben, wenn man selbst in diesem strategischen Managements entstanden-die telsmann Stiftung,den Kommunen und dem 
Projekt arbeitet. Ich will es dennoch versu- in dem internationalen Städte-NetzwerkCl- sozialwissenschaftlichen Institut GEBlT ein 
chen.denn der Ansatz um den es hier aeht. ties o f  Tomorrow ausaetauscht wurden. Es Kennzahlenset erarbeitet. das an den sechs < .  > 

lohnt eine Auseinandersetzung. gibt verschiedene Versionen von strategi- übergreifenden Zielen ausgerichtet ist und 
Wer kennt das nicht aus dem politischen All- schen Steuerungskreisläufen - im Projekt das die verschiedenen Aspekte der Lebens- 
tag,geradeauf kommunaler ~bene:vor lau- Kompass wurde-eine sehr vereinfachende qualität vor Ort abbildet: von Arbeitslosig- 
terTerminenund lautertagespolitischen An- Darstellung entwickelt, die eben auch auf keit über Abfallaufkommen bis hin zu Rad- 
forderunaen werden Ziele oft aus dem Auae Büroerforen denTeilnehmerinnen und Teil- weaen. - 2 

verloren. Oder, wie sich jemand vor kurzem 
mirgegenüber beklagte,,,man kannviel tun, 
ohne 'was zu machen".Werwünscht sich da 
nicht ein Instrument, um ,,Kurs zu halten", 
also einen politischen,,Kompass", um zielge- 
richtet steuern zu können? Genau dies ist 
der Anspruch des hier vorzustellenden Pro- 
jektes. 
Es geht um das Projekt Kompass der Bertels- 
mann Stiftung:,.Kommunales Projekt zum 
Aufbau einer strategischen Steuerung", an 
dem derzeit 14 Städte und Kreise beteiligt 
sind: Die Städte Arnsberg, Coesfeld, Celle, 
Dortmund, Hilden, Paderborn, Soest, Solin- 
gen,Vlotho und die Kreise LK Diepholz, LK 
Osnabrück, Pinneberg,Soest und LK Wolfen- 
büttel. 

Lebensqualität verbessern und politische 
Planung umstellen 
Kompass hat zwei ambitionierte Zielsetzun- 
gen,die ich hier herausstellen möchte:Zum 
einen geht es darum,die Lebensqualität vor 
Ort auf Grundlage eines interkommunalen 
Vergleichs statistischer Daten zu messen 
und darauf aufbauend zu sichern bzw. zu 
verbessern. 
Zum zweiten,und das ist ein noch weiter rei- 
chendes Ziel,geht es um nichts Geringeres 
als um die Umstellung kommunalpolitischer 
Planung. Angestrebt ist eine langfristige, 
nachhaltig an Zielen ausgerichtete Planung. 
die im Dialog zwischen den maßgeblichen 

nehmern nahege 
bracht werden kann. 
Schritt I: An erster 1 . . . .  . .  
Stelle steht die For- ;-r 
mulierungvon Zielen Die Strategische Steuerung basiert auf den 
bzw.eines Leitbildes. folgenden vier Schritten: 
In den meisten Kom- 
pass-Kommunen er- wickeln, ziele 
folgte dies bereits 
mit einem Zielfin- 
dunasworksho~. an / \ 
d e m  die ~ i t ~ l i e d e r  Zieiemichung 
aus Stadtrat bzw. über~iüten 

Kreistag, Mitarbeite- 
I I 

\ 
rlnnen der Verwal- 
tung und Interessier- 
te aus der Bürger- Handlungskonzepte 
schaft beteiligt wa- 
ren. Moderiert wur- 
den diese Workshops 
durch die Berteis- 
mann Stiftung. Die hier entwickelten Ziele Diegewählten Kennzahlensind Indikatoren 
wurden interkommunal zu folgenden über- wie beispielsweise die Arbeitslosenquote in 
greifenden Zielen gebündelt: einer Stadt oder der Recyclinganteil am Ab- 
1. Gesellschaftlichen Zusammenhalt und fall in einer Kommune.die hier dem statisti- 
Identifikation mit der Stadt stärken 
2. Wirtschaftsstandort ausbauen und Ar- 
beitsplätze fördern 
3. Gesicherte soziale Lebensbedingungen 
gewährleisten und attraktive kulturelle 
Lebensbedingungen ermöglichen 
4.Bildung und lebenslange Lernprozessege- 
währleisten 

schen Vergleich zwischen den Kommunen 
dienen. Rund 70 Kennzahlen werden bei 
Kompass auf einer allgemeineren Ebene (1. 
Steuerungsebene) erhoben, um die Lebens- 
qualität vor Ort abzubilden. Hinzu kommen 
jeweils durchschnittlich SO Kennzahlen in 
den Politikfeldern Wirtschaftsförderung. So- 
ziales, Bildung und Kultur, Umwelt. (2.Steue- 

~kteuren vorOrt aus ~o l i t i k ,~erwal tun~ und 5.Gesunde Umwelt nachhaltig sichern rungsebene). (s. hierzu die In Kürze erschei- 
Bürgerschafterfolgt.lntendiertistdamitalso Später hinzugekommen ist das Ziel Nr. 6: nende Publikationen der Bertelsmann Stif- 
auch ein Kultur- und Oroanisations-Wandel Den demoara~hischen Wandel aestal- tuna:Band 1:Lebensaualität messen -Trans- - < ,  

in der kommunalpolitischen Planung. Zu ten. parenzdurch ~ennzah1en;Band 1I:Herausfor- 
schön um wahr zu sein?Wir werden sehen. Diese Ziele sind bestimmt nicht besonders derungen erkennen - Daten und Fakten zur 
Strategischer Steuerungskreislauf neu oder originell,aber sie werden von allen Lebensqualität. Näheres unter: www.kom 

pass-modellkommunen.de) 
Ergänzt wurde dieses Kennzahlenset durch 
eine repräsentative Bürgerbefragung, die 
mit dem lnstitut für Demoskopie in Allens- 

Claudia Walther.ProjektmanagerinThemenfeldDemokratieundBürgergesellschaft beiderBer- bach entwickelt und durchgeführt wurde. 
telsmannJtiftung,lebt in Gütersloh und Aachen Jeweils 800-1200 Bürgerinnen und Bürger 



pro Kommune wurden in Telefoninterviews 
befragt, beispielsweise nach ihrer subjekti- 
ven Einschätzung der Lebensqualität vor 
Ort, nach ihrer Benotung von Stadtrat und 
Stadtverwaltung, nach ihrer Zufriedenheit 
mit Schulen, Fortbildung, mit der Umwelt, 
nach ihrer Beurteilung des Zusammenle- 
bensvon Ausländern, Aussiedlern und Deut- 
schen etc. 
Die Städte und Kreise des Kompass-Projek- 
tes mussten sich übrigens von vornherein 
bereit erklären, die Ergebnisse der Datener- 
hebung zu veröffentlichen - egal ob diese 
vordergründig vorteilhaft oder nachteilhaft 
auszufallen schienen. Die Daten wurden 
zunächst in Verwaltung und Politik gesich- 
tet und dann in jeweils einem Bürgerforum 
präsentiert und diskutiert. Die im Durch- 
schnitt rund 100Teilnehmerinnen undTeil- 
nehmerder Bürgerforen haben in der Regel 
eine Stärken- und Schwächenanalyse in Ar- 
beitsgruppen vorgenommen und erste 
Ideen für Handlungsansätze erarbeitet. Bei 
einer interkommunalen Auswertung wur- 
den folgende Schwerpunktthemen aus der 
Datenanalyse abgeleitet: Gestaltung des 
Demographischen Wandels, Förderung von 
Kindern und Jugendlichen, Stärkung des 
Sozialen Zusammenhaltes, Wirtschaftsför- 
derung und Sicherung der finanziellen 
Handlungsfähigkeit. Bürgerbetei1igung.Z~ 
diesen Schwerpunktthemen wurden Fach- 
foren und Expertenworkshops durchge- 
führt sowieTrendberichte mit Handlungs- 
empfehlungen veröffentlicht, um die Erar- 
beitung von Handlungskonzepten vor Ort 
ZU unterstützen. 
Schritt3: Im dritten Schritt wurden die in den 
Bürgerforen formulierten Handlungsansätze 
vor Ort von Politik,Verwaltung und teilweise 
auch mit Fachleuten aus der Bürgerschaft in 
Workshops, Fachausschüssen oder Arbeits- 
gruppen bzw. Roundtables weiter enrwi- 
ckelt: zu einer Strategie, zu einem Hand- 
lungskonzept oder auch einzelnen Maßnah- 
men. In Kürze werden Beispiele für Hand- 
lungskonzepte der Kommunen in der Kom- 
pass-Publikation Band III:lnnovation gestal- 
ten - Handiungskonzepte für Lebensquali- 
tätveröffentlicht. 
Hier tritt dann die gleichzeitig größte Her- 
ausforderung und Schwierigkeit auf: Prio- 
ritäten zu setzen und konkrete Maßnah- 
men auf den Weg zu bringen.lm Umkehr- 
schluss heißt dies natürlich auch,Gewohn- 
tes aus dem Warenhauskatalog, was nicht 
zu der Prioritätensetzung passt, im Zwei- 
felsfall zu streichen. Das so entwickelte 
Handlungskonzept findet dann idealtypi- 
scher Weise Eingang in die Haushaltspla- 
nung, beispielsweise über einen Eckwerte- 
beschluss. 
Schritt4: Im vierten Schritt wird regelmäßig 
anhand der neu erhobenen Daten evaluiert, 
ob der eingeschlagene Weg der richtige ist 
oder ob die Ziele bzw. die Handlungsmaß- 
nahmen ggf. revidiert werden müssen. 

- -- , , , Die Zielerreichung wird mit Kennzahlen 
(Lebensqualitätsindikatoren) gemessen. 

Trainings für Kommunalpolitik - Raus aus 
der Kanaldeckel-Mühle 
Untermauert wurde dieser Prozessdurch Po- 
litikertrainings und,.Lotsentrainings"fürVer- 
waltungsmitarbeiter, die von der Bertels- 
mann Stiftung gemeinsam mit erfahrenen 
Trainern entwickelt und angeboten wurden. 
Die Politiker-Trainings fanden und finden 
fraktionsübergreifend in einer Kommune 
statt. Ich habe selten soviel Motivation bei 
Kommunalpolitikerlnnen erlebt.Die meisten 
schienen begeistert, endlich einen neuen 
Ansatz zu erfahren und mit einer.neuenU 
Rolle konfrontiert zu werden: strategisch 
steuern zu sollen und zu dürfen. 
Und tatsächlich werden die Kommunalpoli- 
tikerlnnen mit dem Anspruch konfrontiert, 
sich aus dem Klein-Klein der Kanaldeckelpo- 
litikzurückzu ziehen und auf die erarbeite 
ten Ziele zu konzentrieren. Leichter gesagt, 
als getan. 

Schmusekurs oder Streit um die Sache? 
Als kritischer Vorbehalt gegenüber dem 
Kompass-Ansatz wird häufig geäußert,dass 
durch die gemeinsame Zielformulierung die 
Unterschiede zwischen den Parteien ver- 
schwimmen und die Profilierungsmöglich- 
keiten damit für die eigene Partei entfallen. 
Dem kann ich nurentgegen halten,dasssich 
die Streitmöglichkeiten zwischen den Par- 
teien allenfalls verlagern: auf gemeinsame 
Ziele können sich alle in der Regel verständi- 
gen,der Streit kann dann um den richtigen 
Weg, die richtigen Konzepte und Maßnah- 
men geführt werden. Vorteil ist: statt um 
symbolische Nebenschauplätze zu zanken, 
wird der Streit kanalisiert,ver-sach-licht. Für 
mich war es übrigens immer wieder verblüf- 
fend festzustellen, wie sehr sich die in Bür- 
gerforen oder Workshops erarbeiteten 

Handlungsansätze gleichen, egal ob wir in 
einer CDU- oder SPD-geführten Kommune 
moderiert haben: Ausbau der (.Ganztags-) 
Kinderbetreuung" und,,Sprachangebote im 
Vorschulbereich" wurden hier wie da auf die 
Agenda der Kommune gesetzt. 

Handlungskonzepte in der Praxis 
Was ist nun konkret in den Kompass-Kom- 
munen umgesetzt worden? Drei Beispiele 
möchte ich exemplarisch hier kurz erwäh- 
nen. 

Familien-Projekt in Dortmund 
Ausgehend von der demographischen Ent- 
wicklung einerseits und dem Bedürfnis nach 
mehr Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf andererseits. hat die Stadt 
Dortmund das Familien-Projekt zum 
Schwerpunkt erklärt, mit der Zielsetzung, 
Dortmund für Familien attraktiver zu ma- 
chen. Das Projekt umfasste beispielsweise 
den Ausbau von Ganztagsschulen,den Aus- 
bau der Nachmittagsbetreuung sowie zahl- 
reiche Angebote für Familien. Zur Umset- 
zung dieses Projektes wurden alle Ansätze 
gebündelt und in einer ressortübergreifen- 
den Kommission geplant. - Maßarbeit im Landkreis Osnabrück 
Der Landkreis Osnabrück hatte sich das Ziel 
gesetzt,die Anzahl der Sozialhilfeempfänger 
zu senken, indem 500 Sozialhiifeempfänger 
auf den Arbeitsmarkt vermittelt werden soll- 
ten.Zur Umsetzung dieses Ziels wurde eine 
Zielvereinbarung mit der Gesellschaft.MaI3- 
arbeit"getroffen. die es nach wiederhoitem 
Anlauf tatsächlich schaffte, über 500 Sozial- 
hilfeempfänger auf geförderte Arbeitsplätze 
ZU vermitteln. 

lntegrationskonzept in Arnsberg 
Die Integration von Zuwanderern war das 
Ziel der Stadt Arnsberg, nachdem die Da- 



tenerhebung unter anderem ergeben hat- 
te, dass die Zahl der Jugendlichen ohne 
Schulabschluss bei den Ausländern mehr 
als zweimal so hoch war wie bei den Deut- 
schen.Ein runderTisch aus Bildungsexper- 
ten, Schulleitern, Eltern, Politik und Verwal- 
tung entwickelte daraufhin ein Handlungs- 
konzept, das von Jugendhilfe- und Schul- 
ausschuss sowie im Anschluss daran vom 
Stadtrat beschlossen wurde. Es beinhaltete 
unter anderem zielgruppenspezifsche 
Sprachkurse ab dem Vorschulbereich. 
Darüber hinaus wird ein Paradigmenwech- 
sel vorgenommen: nicht die Probleme 
durch Zuwanderung,sondern die Potentia- 
le der Zuwanderer werden in den Blick ge- 
nommen. Unter anderem möchte es sich 
die Stadt Arnsberg zu Nutze machen,dass 
bei einem Drittel der Zuwanderer eine Be- 
reitschaft zu Bürgerengagement und Parti- 
zipation besteht. 

Wasser i m  Wein 
Trotz aller positiven Erfahrungen ist festzu- 
stellen, dass,,die Politik" immer wieder auf 
alte Muster zurückgreift. So kommt häufig 
das Klein-Klein zurück ins Geschehen, und 
imVorwahikampf ist es oft auch mit derver- 
sachlichung des Streits vorbei. Auch das üb- 
liche Rollenspiel nach dem Wahlkampf zwi- 
schen auftrumpfender Mehrheit einerseits 
und sich ins Schneckenhaus verkriechender 
Minderheit andererseits wird gerne weiter- 
gespielt. 

Nachhaltigkeit von Organisations- und 
Kulturwandel. 
Dennoch kann sich im Falledes Mehrheits- 
wechsels in der Kommune die neue Mehr- 
heit nicht so leicht von der gemeinsamen 
Agenda verabschieden. Schließlich wur- 
den die Ziele gemeinsam entwickelt und 

meistens einhellig beschlossen. Am An- 
fang des Prozesses stand sogar in der Re- 
gel der einstimmige Rats- bzw. Kreistags- 
beschluss, sich am Projekt zu beteiligten. 
Umgekehrt kann die neue Opposition 
schwerer vor der Öffentlichkeit rechtferti- 
gen,warum sie nun gegen bestimmte Zie- 
le ist. die sie vorher selbst vehement ver- 
treten hat. 
Auch bleibt von der neuen politischen Kul- 
tur,die im Kompass-Projekt eingestielt wird. 
immeretwas hängen.50 haben die Politiker- 
trainings bei Vielen einen nachhaltigen Ein- 
druck hinterlassen: Einmal geweckte An- 
sprüche lassen sich so schnell nicht mehr 
wegwischen.Teilweise sind Spielregeln zwi- 
schen Politik und Verwaltung getroffen wor- 
den (s. www.coesfeld.de). Und in einigen 
Kommunen, beispielsweise im Landkreis Os- 
nabrück und im Kreis Soest, wurde zwischen 
der Verwaltung und den einzelnen Parteien 
ein gemeinsamesverfahren vereinbart,das 
den Rahmen für strategische Planung und 
Haushaltsaufstellung vorgibt: Anfang des 
Jahres findet eine gemeinsame Strategie- 
Klausurtagung stan,bis zu einem bestimm- 
tenTermin werden Handlungskonzepte und 
Maßnahmen erarbeitet, im Spätsommer 
werden diese termingerecht in den Haushalt 
eingearbeitet. In diesen Kommunen hat sich 
nicht nur dasVerhältnis der Politik unterein- 
ander, sondern auch zwischen Politik und 
Verwaltung verbessert. 

Fazit 
Fazit für mich: der Weg, der mit Kompass 
eingeschlagen wurde,ist ambitioniert und 
richtig.Es wird noch einige Zeit dauern, bis 
er sich gegen politische Kinderkrankhei- 
ten durchsetzt. Letztendlich aber werden 
viele davon profitieren:die Kommunalpo- 
litikerlnnen in erster Linie, weil sie an Ge- 

I Trebbin l7km 
C Wollerrdorf 3km 

I Jüterboa 14km , 

staltungsmacht gegenüber der Verwal- - - 

tung gewinnen und weil sie die Rolle stra- 
tegischer Entscheider bekommen können. 
DieVerwaltunasmitarbeiterlnnen. weil sie - 
mit weniger Reibungsverlusten systemati- 
scher planen können. Und schließlich die 
Bürgerinnen und Bürger, weil sie durch 
Bürgerforen, Bürgerbefragung und andere 
Instrumenten am Planungsprozess betei- 
ligt werdemund schließlich alle, weil Prio- 
ritäten gesetzt werden und der Entschei- 
dungsprozess versachlicht wird - anhand 
eines Kompasses halt-der ja Schlingerkur- 
se oder Kursabweichungen vermeiden 
helfen soll. 

Ausblick 
Das Projekt Kompass läuft nun bei der Ber- 
telsmann Stiftung zum 30.Juni aus.Wie geht 
es dann weiter mit diesem Ansatz der strate- 
gischen Steuerung in Kommunen? 
Ein Großteil der beteiligten Kommunen wird 
das Projekt weiter fortführen. Die Datener- 
hebung und der interkommunale Daten- 
Vergleich wird mittels einer internet-ge- 
stützten DatenbankfortgeschriebemDer in- 
terkommunale Austausch im Rahmen von 
Projektleitertreffen wird von einer Unterneh- 
mensberatung koordiniert. 
Bei der Bertelsmann Stiftung selbst fließt 
diese Herangehensweise der strategischen 
Steuerung in neue Projektezu aktuellenThe- 
men ein.50 setzt beispielsweise das Projekt 
Kommunen im Demographischen Wandel 
darauf, dass zunächst im Rahmen eines 
"Wegweisers Demographischer Wandel" Da- 
ten zu Bevöikerungsprognosen, Erwerbstä- 
tigkeit etc.erhoben werden, bevor dann res- 
sortübergreifend. in einem partizipativen 
Prozess Handlungskonzepte erarbeitet wer- 
den. www.action2050.de 
in dem neuen Wenbewerb,,ErfolgreicheInte- 
grotion ist kein Zufall. Strategien kommunaler 
Integrotionspolitik den die Bertelsmann 
Stiftung zusammen mit dem Bundesinnen- 
ministerium ausschreibt, gehören die Fra- 
gen nach einem strategischen Konzept, 
nach vorhandenem Leitbild, nach Berichts- 
Wesen, nach Partizipation und nach Evaluati- 
on zum Grundrepertoire der Auswahlkriteri- 
en. www.erfolareiche-intearation.de 
Ein weiteres Projekt setzt auf politisch-stra- 
tegische 5teuerung:das gemeinsamevorha- 
ben von Bundesfamilienministerium und 
Bertelsmann Stiftung,die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf in Kommunen zu verbes- 
sern. 
Aus meiner Sicht ist der Ansatz strategischer 
Steuerung keine Frage von links oder rechts, 
sondern eine Chance, politische Herausfor- 
derungen gezielt und systematisch anzuge- 
hen -auch wenn das in unserer aktuellen 
politischen Kultur noch schwer fällt. Allmäh- 
lich scheint sich diese Einsicht zumindest in 
der kommunalen Landschaftdurchzuseuen. 
Nähere Infos unter: www.kom~ass- 
modellkommunen.de =W 312WI  
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Schwarz-grüne Farbenspiele 
Einige Anmerkungen zu neuen Perspektiven der Grünen 

Von Margrit Zauner 

1988: In Berlin wird unter großer öf- 
fentlicher Aufmerksamkeit eine rot-grüne Ko- 
alition auf Landesebene gebildet. Sie i s t  in der 
SPD umstritten und umkämpft.Der rot-grüne 
Senat unter Führung von Walter Momper 
drohte in denVerhandlungen fast an den Be- 
dingungen der SPD zu scheitern. Dazu gehör- 
te,dass die Grünen das Gewaltmonopol des 
Staates anerkennen sollen. 1981 waren sie 
erstmals als Fraktion ins Abgeordnetenhaus 
der Mauerstadt Berlin im Schöneberger Rat- 
haus eingezogen und als Bürgerschreck der 
etablierten Parteien und Politiker (und weni- 
gen Politikerinnen) bekannt. Nun wechseln 
die Grünen aufdie 5enatsbank.Die Partei,ent- 
standen alsVertretung sozialer Bewegungen, 
macht anders und andere Politik, nicht nur 
sichtbar an der anderen Kleiderordnung. In 
der kurzen Zeit, die dem rot-grünen Senat 
bleibt. wird viel bewegt. So besteht erstmals 
eine Landesregierung zur Hälfte aus weibii- 
chen Mitgliedern. Politikfelder wie Umwelt- 

liner Abgeordnetenhaus als harter Innenpo- 
litiker bekannt,doch eigentlich eine interes- 
sante Alternative für eine Zusammenarbeit 
mit den Grünen sei.Hier wird eine schon ei- 
nige Zeit gepflegte Männerfreundschaft 
deutlich. Schließlich war der grüne Frakti- 
onsvorsitzende mal in der Jungen Union, 
sass auch einige Jahrefür die CDU in einem 
anderem Bezirk in der Bezirksverordneten- 
versammlung (BW), bevor er aus Frust über 
die schlechte berufliche Behandlung durch 
einen CDU-Senator aus Protest aus der Par- 
tei austrat, sich danach den Grünen an- 
schloß und dort rasch Karriere machte. Eini- 
ge Grüne im Bezirk sehen immer mehr Ge- 
meinsamkeiten mit der CDU.Die Parteibasis 
der Grünen kann sich diesem noch nicht an- 
schließen;~~ finden schließlich Verhandlun- 
gen mitder SPD überdie Bildungeinerzähl- 
gemeinschaft für die Wahl des Bürgermeis- 
ters und über gemeinsame inhaltliche Vor- 
haben für die Legislaturperiode statt-die er- 

meinsamkeiten.Die Grünen sind merkwürdig 
still, wenn es um Themen wie Fixerstuben 
oder den Erhalt von autonomen Jugendzent- 
ren geht, die der CDU nach wie vor ein Dorn 
im Augesind. 
2004: Die Grünen im Bezirk ziehen die Not- 
bremse und wählen eine neue Fraktionsvor- 
sitzende, nachdem ihnen - besonders der 
Parteibasis- die schwarz-grüne Zusammen- 
arbeit doch etwas zu eng und die rot-grüne 
Zusammenarbeit etwas zu vernachlässigt 
war. Der alte Fraktionsvorsitzende bleibt in 
der Fraktion und will bis zu den nächsten 
Wahlen (und danach) weiter für sein Modell 
der schwarz-grünen Zusammenarbeit wer- 
ben. Die Zusammenarbeit zwischen SPD 
und Grünen im Bezirk ist wieder kooperativ 
undgemeinsam werden Frogen in ollen Poli- 
tikfeldern gegen die CDUdurchgesetzt. 
Auf Landesebene erklärt der CDU-Fraktions- 
vorsitzende, dass er sich schwarz-grün auf 
Landesebene gut vorstellen kann.Die Perso- 

oder Gleichstellungspolitik haben Konjunk- folgreich abegschlossen werden.Die grünen nen können gut zusammenarbeiten,es gibt 
tur. 1991 endet der rot-orüne Frühlina.der im Verantwortlichen haben sich letztlich für rot- inhaltliche Gemeinsamkeiten und die Diffe- 
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Westen Berlins begonnen hatte in der nun 
vereinigten Stadt und geht in die 10 Jahredes 
Mehltaus der großen Koalition über. 
2001: lm Rathaus Schöneberg wird anstelle 
der großen Landespolitik wieder.nur" Kom- 
munalpolitik gemacht. Hier wurde eine Grü- 
ne Bürgermeisterin, weil die Grünen1996 in 
Schöneberg mehr Stimmen als die SPD hol- 
ten.lm nunmehr vereinigten BezirkTempel- 
hof-Schöneberg folgt auf eine absolute 
Mehrheit der CDU im Jahr 2000 bei den Neu- 
wahlen in 2001 eine neue Situation im Be- 
zirk.Stärkste Partei wird die CDU mit 20 Man- 
daten,aber dieSPD hat nur ein Mandat we- 

grün entschieden,weil sich mehr inhaltliche 
Gemeinsamkeiten herstellen ließen und weil 
insgesamt mehr für die Grünen erreicht wer- 
den konnte. Sie taten es aber auch in dem 
Wissen,dassdieCDU heftig um sie wirbt und 
bereit ist, manche grüne Kröte zu schlucken, 
um so die eigene Macht zu erhalten und zu 
verbreitern. Und so haben sich die Grünen- 
Verantwortlichen für Rot-Grün entschieden, 
weil mehr für sie herauszuholen war. 
2003: In der BW Tempelhof-Schöneberg be- 
schließen die Grünen und die CDU gegen die 
Stimmen der SPD und der FDP den bezirkli- 
chen Haushalt.In der Haushaltsdebatte beto- 

renzen in der inneren Sicherheit können bei 
etwas gutem Willen der Grünen auch über- 
wunden werden. 

Eine rasante Entwicklung.CDU-Politiker,die 
bei der Etablierung der rot-grünen Koaltion 
1988 noch den Untergang des Abendlandes, 
mindestens aber Anarchie und Chaos auf 
den Berliner Straßen und in derVerwaltung 
vermuteten, können sich vorstellen, mithilfe 
grüner Stimmen in das Bürgermeisteramt 
gewählt zu werden. Dieses ist andererorten 
in der Bundesrepublik schon geschehen, 

niger.Die Grünen mit ihren 9 Mandaten ha- nendieGrünenstolz,dassdieCDUallen ihren aber in Berlin durchaus beachtlich,weil hier 
ben die Chance.zu entscheiden.wer Büroer- Wünschen nachoeben hat (und dabei Positio- die Grünen linker und die CDU trotz liberaler 
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meister im Bezirk Tempelhof-Schöneberg 
wird.Eine klareSache? Bei der SPD schon:die 
will Rot-Grün. Aber was wollen die Grünen? 

t Sie sind dasZünglein an der Waage und ent- 
scheiden ob es einen sozialdemokratischen 
oder christdemokratischen Bezirksbürger- 
meister gibt. Während auf Landesebene 
über eine Ampelkoalition verhandelt wird, 
verkündet der grüne Fraktionsvorsitzende 
im Bezirk,dass der SPD-Kandidatfür das Bür- 
germeisteramt im Bezirk eigentlich nicht 
wählbar sei, während der CDU-Kandidat. in 
seiner Zeit bei derJungen Union und im Ber- 

* 

nen aufgegeben hat,die im Jahr davor noch 
Grundlage für die Ablehnung des Haushalts 
durch die CDU waren). Die SPD hatte eigene 
Wünsche angemeldet; die CDU hat sich von 
denGrünenallesdiktieren lassen.soentschei- 
den sich dieGrünen für den Haushalt mit der 
CDU und freuen sich über die öffentliche Wir- 
kung,da einige in der CDU und bei den Grü- 
nenauf Landesebene hierinvorbotenfür eine 
schwarz-grüne Zusammenarbeit auf Landes- 
ebene sehen. Nach der gemeinsamen Ent- 
scheidung für den Haushalt entdecken CDU 
und Grüne zunächst viele weitere neue Ge- 

MargritZaunerorbeitet in der Senotsverwaltung Wirtschoft, Arbeit und Frouen in Berlin undisr 
SPD-Abgeordnete in einer Berliner Bezirksvertrerung 

Vorzeigemänner in ihrem Herzen konserva- 
tiver war als anderswo. Bei Abstimmungen 
über verschiedene kommunalpolitische Fra- 
gen (z.B.ob es Pflicht-Religionsuntericht ge- 
ben soll) gab es schwarz-grüne Mehrheiten 
gegen die Sozialdemokratie.Was hat sich in 
nur 12 Jahren so verändert? WelcheThemen 
tragen die inhaltiicheveränderungen? Wel- 
che Personen stehen dahinter? Welche ge- 
sellschaftlichen Entwicklunaen haben diese 
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Entwicklung befördert? 
Dazu möchte ich im folgenden einigeThe- 
sen vor dem Hintergrund meiner persönli- 
chen kommunalpolitischen Erfahrungen in 
fünfJahren in einem Berliner Bezirkzur Dis- 
kussion stellen. Es ist m.E.der Beginn einer 
notwendigen Debatte, in der wir in der SPD 
akzeptieren müssen,dass die auch im Kon- 



28 n N F < o ~ ~ ~ ~ a ; o ~ ~  
Foto:Chrbtian Kiel IBerlin) 

text dieser Zeitschrift geführten Debatten 
über die gesellschaftliche Reformkraft des 
rot-grünen Projektes vor Ort im Laufe der 
Jahre zum Teil mit anderen Erfahrungen 
konfrontiert wird. 
1. Die Grünen haben sich in den 25 Jahren 
ihres Bestehens rasant verändert.Die Anpar 
sungsleistungen um politische Macht und 
Regierungsämter zu erlangen, sind extrem 
hoch. Die Grünen, die Positionen im Sinne 
des rot-grünen Veränderungsprojektes ver- 
treten, werden weniger. Dieses ist am deut- 
lichsten an den Grünen zu sehen, die den 
langen Weg von den ersten Fraktionen bis in 
die Ministerämter auf Bundes- und Landese 
bene gemacht haben.Die Fähigkeit,Kröten 
zu schlucken hat sich in beeindruckender 
Schnelligkeit weit verbreitet. Die Partei be- 
steht 25 Jahre. die Werte gründen sich auf 
die unterschiedlichen Erfahrungen in den 
sozialen Bewegungen. Die poiitisch-ideolo- 
gische Basis wird vor allem aus den persönli- 
chen Erfahrungen der einzelnen Aktiven ge- 
speist, aus ihren Erfahrungen mit der SPD 
und anderen Parteien. 
2. Die Grünen treten mit der FDP in den 
Wettstreit um die Rolle des bürgerlichen 
Züngleins an der Waage zur Durchsetzung 
der Interessen ihrer Klientel. Dabei haben 
die Volksparteien eher größere Probleme, 
weil ihre eigene Klientel breiter differenziert 
und weniger auf einzelne Gruppen einzu- 
grenzen ist. Die Skepsis der Grünen gegenü- 
ber großen Organisationen wie Gewerk- 
schaften oder großen Trägern der freien 
Wohlfahrtspflegefördert kleine,auf Partial- 
interessen gerichtete Interessensvertretung. 
3. Kommunalpolitik ist auch der Personal- 
pool,ausdem sich die zukünftigen Mandats- 
trägerlinnen auf Bundes- und Landesebene 
ganz überwiegend rekrutieren. Die,,neuen0 
Koalitionen auf Landesebene wurden durch 
persönliche Gespräche der jeweiligen Par- 
teispitzen bisher ferner Partner vorbereitet, 
das war bei rot-grün nicht anders als bei rot- 

rot in Berlin. Gegenwärtig erleben wir Ge- 
spräche zwischen schwarzen und grünen 
Politikern,die zunächst ganz unverbindlich 
die Gemeinsamkeiten und die Möglichkei- 
ten der Zusammenarbeit sowie der ..Che- 
mie" zwischen den Personen ausloten. Die 
gemeinsameVerfassungsklage der CDU,der 
FDP und der Grünen gegen den Berliner 
Landeshaushalt war eine erstes gemeinsa- 
mes Projekt,die Zusammenarbeit wird in un- 
terschiedlichen Kontexten erprobt. 
4. DieCDU sucht nach neuen 0ptionen.Um 
gegen die Vielfalt der Wahlmöglichkeiten 
der SPD zu konkurrieren. braucht die CDU 
dringend weitere politische Optionen als 
nur die Koalition mit der FDP oder rechtspo- 
pulistischen Parteien. Hier bietet sich den 
Grünen eine neue Perspektive,die von füh- 
renden Köpfen der Partei begrüßt wird. weil 
sie auch den Grünen neue Optionen neben 
rot-grün eröffnet und damit zunächst die 
Verhandlungsposition gegenüber der SPD 
verbessert - (so in Berlin beispielsweise vom 
lnnenpoliker Wolfgang Wieland, einem der 
,,Architekenr' beider Berliner rot-grüner Se- 
nate ). 
5. Die SPD-Basis nimmt rot-grün häufig au- 
tomatisch als emanzipatorische,als linke Poli- 
tik wahr.Vor Ort erleben wir - wie viele ande- 
re - in unserem Bezirk. dass CDU und Grüne 
sich einig sind,wenn es darum geht,Pflichtre- 
ligionsunterricht einzuführen, die Gewerk- 
schaften und Personalräte als Blockierer des 
gesellschaftlichen Fortschritts anzuprangern 
und insgesamt die Rolle des Staates auf ein 
absolutes Minimum zu reduzieren. Es gibt 
entsprechende Positionen auch zum Teil in 
der SPD, hier allerdings in der Minderheit und 
in schwächerer Ausprägung. 
6. SPD und Grüne haben eine Menge ge- 
sellschaftlichen Fortschritt gemeinsam er- 
reicht. Es stellt sich die Frage, wann die Ge- 
meinsamkeiten aufgebraucht sind,so wiesie 
bei der sozial-liberalen Koalition Anfang der 
80igerJahre aufgebraucht waren und durch 
eine bürgerliche Koalition durch CDU und 
FDP ersetzt wurden.Wurde dieser Zeitpunkt 
bereits erreicht? Welche gemeinsamen Pro- 
jekte können in den nächsten Jahren das 
rot-grüne Veränderungsprojekt auch auf 
kommunaler Ebene weiterbefördern? 
7. Und nun? Auf jeden Fall gibt es weiter 
vor Ort produktive Zusammenarbeit zwi- 
schen SPD und Grünen. Aber ein Automatis- 
mus,dass SPD und Grüne grundsätzlich vor 
Ortgemeinsam füreinegesellschaftliche Re- 
formperspektive stehen, fehlt. Wer in der 
SPD gesellschaftliche Veränderungen wiill, 
muss selber die Konzepte dafür entwickeln. 
Die SPD-Linke muss in Konfrontation mit der 
neuen Mitte und der Parteirechten eigen- 
ständig Positionen zur gesellschaftlichen 
Veränderung aufbauen und durchsetzen. 
Dabei kann sie sich immer weniger auf den 
,,traditionellen" Bündnispartner Grüne ver- 
lassen. Uns fehlt eine neue linke Kommunal- 
politik,die lokale Bewegungen mit Globali- 

sierungskritik und den bestehenden Hand- 
lungsrahmen von fehlenden Geldern und 
steigenden Anforderungen zusammenführt. 

Und was sind die Eckpunktedieser neuen 
Politik? 
1.Eine neue Finanzpolitik 
Kommunalpolitik steht unter erheblichen fi- 
nanziellen Zwängen. Fehlende finanzielle 
Ressourcen behindern den eigenständigen 
Gestaltungsspielraum vor Ort. Anstatt über 
die Verteilung von öffentlichen Mitteln zu 
streiten. steht die gemeinsame schwere Ent- 
scheidung darüber anrauf welchen öffentli- 
chen Angebote verzichtet werden muss und 
wie die Verteilung der kommunalen Mittel 
erfolgt.Fragen.was durch freieTräger anstel- 
le durch eigenes Personal. erbracht werden 
kann bzw,. muss, wie und welche sozialen 
Mindeststandardsvor Ort nötig sind und wie 
mit den vorhandenen Mitteln Wachstumsin- 
pulse induziert werden können. 
2.Die Definition des Gewährleistungsstaates 
Die finanziellen Zwänge befördern auch die 
Diskussion über die notwendigerweise 
durch den Staat direktzu erbringenden Leis- 
tungen.Die Kommuneverändert ihre Aufga- 
benstellung. So wird der Bereich Jugend in 
Berlin vom bisher größten Anbieter von Kin- 
dertagesstättenplätzen zum Ort der Quali- 
tätskontrolle und Sicherstelluna der Finan- < 

zierung von Angeboten freierTräger im Be- 
reich der Kinderbetreuung. Die Grenzen, 
aber auch die Chancen dieser Veränderung 
und auch die daraus resultierenden Verän- 
derungen zur Gestaltung von Kommunalpo- 
litik müssen noch ausgelotet werden. 
3.Die Ausweitung der Mitwirkungsmöglich- 
keiten der Menschen.die in einer Kommune 
leben 
Die Chancen und Grenzen einer Politik, die 
auf mehr Beteiligung setzt, müssen weiter 
ausgelotet werden. Die Menschen mehr an 
den kommunalen Entscheidungen zu betei- 
ligen und neue Wege der Bürgerbeteiligung 
und direkten Demokratiezu finden, ist not- 
wendig - allerdings brauchen wir Formen, 
die allen Bürgerinnen und Bürgern auch tat- 
sächlich einen Zugang gewährt und nicht 
diejenigen bevorzugt. die aufgrund ihrer 
Ausbildung und Herkunft einen leichteren 
Zugang zu Formen der aktiven Beteiligung 
haben. 
Kommunalpolitik ist Politik für die Menschen 
vorOrt.Sie bietetdieMöglichkeitMenschen ai- 
ler Nationalitäten und Bildunosvoraussetzun- 
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gen, Frauen wie Männer,Jugendliche wie Seni- 
orlinn1en.Sozialhilfeempfangende wie Gewer- 
betreibende indieGestaltung ihresunmittelba- 
ren Wohnumfeldes einzubeziehen. Die Ausge- 
staltuno erfolatvor Ort sicher unterschiedlich - - 2 

aber hier ist gesellschaftlicheVeränderung sehr 
schnell den Menschen begreifbar zu machen 
und muss mehr sein, als lnteressenvertretung 
deram besten organisierten Bürgerinitiative,ln 
diesem Sinne können wir hier das rot-grüne 
Projekt konkret ausgestalten. SDW 312md 



Mehr Erfolg durch Public Private 
Partnership? 
AktuelleTrends in der kommunalen und regionalen Wirtschaftspolitik 

Von Ulf-Birger Franz 

Zahlreiche Kommunen und Regio- 
nen haben in den letzten Jahren versucht 
oder versuchen zur Zeit, ihre Wirtschaftsför- 
derung neu aufzustellen. Die Hintergründe 
dafür sind vie1fältig:die Finanzkriseder Kom- 
munen zwingt zur Überprüfung bisheriger 
Aktivitäten, durch den voraussichtlichen 
Wegfall der EU-Förderung für Westdeutsch- 
land im Jahre 2006 verlieren existierende In- 
stitutionen ihre Finanzierung. einzelne er- 
folgreiche Beispiele regen überdies zur 
Nachahmung an und wecken auch so man- 
che Illusion. Eine besondere Rolle bei der 
Neuaufstellung regionaler Wirtschaftspolitik 
spielt die Idee, Wirtschaftsförderung als ge- 
meinsame Aktivität von öffentlicher Hand 
und privaten Unternehmen (Public Private 
Partnership) organisieren zu können. 
Erfreulich an der aktuellen Debatte um regi- 
onale Wirtschaftspolitik istvorallem,dass im 
Rahmen der Neuorientierung eine Überprü- 
fung bisheriger Inhalte und lnstitutionen der 
Wirtschaftsförderung stattfindet. Dies bietet 
Regionen die Chance. im Rahmen einer Stra- 
tegiedebatte Ziele,Akteure und Instrumente 
neu zu definieren und zu justieren. Dabei 
sind in jedem Fall mittel- und langfristige 
Strategien gefragt.denn erfolgversprechen- 
de Projekte wieTechnologieparks oder Bran- 
chennetzwerke entwickeln sich nicht in den 
zeitlichen Dimensionen von Haushaltsjah- 
ren oder Legislaturperioden, sondern häufig 
erst in Zeiträumen von sechs, acht oder 10 
Jahren.Weniger erfreulich ist allerdings,dass 
viele Regionen die Chance zu einer aktiven 
strategischen Positionierung und zur Her- 

9 stellung eines regionalen ~o isens  über den 
eigenen Entwicklungspfad und winschaftli- 
che Leitbilder nicht nutzen. sondern diever- 

* antwortung für diesen Prozess an.die Wirt- 
schaW delegieren und lediglich als Sponsor 
privatwirtschaftlicher Aktivitäten auftreten. 
Als aktuelle Trends der regionalen Wirt- 
schaftspolitik lassen sich neben neuen For- 
men der Public Private Partnership vor allem 
Regionalisierung, lnnovationsorientierung, 

Regionalisierung 
Wirtschaftsförderung orientiert sich zuneh- 
mend an Wirtschaftsräumen und Arbeits- 
marktregionen anstelle von politischen und 
historischen Grenzen. Dadurch entstehen 
neue Kooperation zwischen Landkreisen, 
Städten und innerhalb von Großstadtregio- 
nen. Positive Beispiele für derartige Koope- 
rationen sind die Regionen Stuttgart und 
Hannover,die bei der Regionalisierung kom- 
munaler Aufgaben sehr weit sind, oder die 
Metropolregion Hamburg, in der drei Bun- 
desländer und zahlreiche Kommunen koo- 
perieren und sich auf Leitbilder verständi- 
gen. Mittlerweile gibt es zunehmend auch 
regionale Kooperationen über Grenzen hin- 
wea iAachenlMaastricht/Lünich oder Ko- 
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penhagenlMalmö). Diese verstärkte Regio- 
nalisierung lässt sich europa- und weltweit 
feststellen,selbst in zentralistischen Ländern 
wie Frankreich oder Großbritannien entste- 
hen zur Zeit starke regionale Institutionen, 
die vor allem die wirtschaftspolitische Hand- 
lungsfähigkeit und die Präsenz im internati- 
onalen Standortwettbewerb verbessern sol- 
len. Diese Regionalisierung geht jedoch 
keinesfalls ohne Widersprüche und Konflikte 
vonstatten,denn erstens sind lokale Befind- 
lichkeiten häufig schwer zu überwinden, 
zweitens schließt Kooperation zwischen 
Nachbarstädten auch Konkurrenzsituatio- 
nen nicht aus und drittens hat manche regi- 
onale Institution einefraawürdiaedemokra- 
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tische Legitimation. 

Innovationsorientierung 
Zu den regionalen Potenzialen,denen in den 
letzten Jahren wieder mehr Beachtung ge- 
schenkt wird, gehören vor allem die Hoch- 
schulen. Haben Generationen von Wirt- 
schaftsförderern die Universitäten vollstän- 
dig ignoriert,so wird ihr Stellenwert als Aus- 
bildungseinrichtung für Hochqualifizierte 
(der größte Engpassfaktor für die meisten 
Unternehmen), als Forschungseinrichtung. 
als (internationa1er)Treffpunkt für Führungs- 

~luster-~olit iken und eine stärkere ~erzah- kräfte von morgen und als Imageträger für 
nung mit der Arbeitsmarktpolitik skizzieren: die Region mittlerweile in vielen Städten er- 

Ulf-Birger Franz, Hannover, arbeitet in der regionalwirtschaftlichen Abteilung einer Bank undist 
Mitglied im SPD-Unterbezirksvorstond Hannover-Stadt 

kannt. Hochwertige Technologieparks im 
Umfeld von Hochschulen und anderen For- 
schungseinrichtungen waren in den letzten 
Jahren zumeist sehr erfolgreich und haben 
nicht nur eine Funktion als attraktiver Ge- 
werbestandort für innovative Unternehmen, 
sondern vor allem auch als Symbol und 
Imageträger, der erfolgreiche Modernisie- 
rung verkörpert und als,,Leuchtturmm Strahl- 
kraft nach innen und außen entwickelt. Ein 
gelungenes Beispiel ist derTechnologiepark 
Bremen, der im Kontext einer technologie- 
und wissenschaftsorientierten Inszenie- 
rungsstrategie inklusive Science Center 
(.Universum Bremen") dazu beigetragen 
hat,das ramponierte Image des Wirtschafts- 
Standorts Bremen gehörig aufzumöbeln. 
Seit 1990 sind hier rund 6.500 hochqualifi- 
zierte Arbeitsplätze neu entstanden, pers- 
pektivisch soll sich das Areal zu einem.Hoch- 
technologie-Stadtteil" entwickeln (vgl. 
Wiiims 2003).Auch regionale Existenzgrün- 
dungspolitik orientiert sich mittlerweile in 
Großstadtregionen stärker von einer allge- 
meinen zu einer spezifischen und technolo- 
gieorientierten Gründungsförderung. 

Cluster-Politik 
Im Zuge einer innovationsorientierten Poli- 
tikwerden nicht nurdie Hochschulen stärker 
genutzt, sondern auch andere Kompetenz- 
träger und lnstitutionen werden stärker in 
regionale wirtschaftliche Prozesse einbezo- 
gen.Dies geschieht häufig durch eine Clus- 
ter-Politik. Als Cluster werden regionale 
Netzwerke von Unternehmen. Forschungs- 
und Qualifizierungseinrichtungen einer be- 
stimmten Branche oder eines Branchenzu- 
sammenhangs bezeichnet, innerhalb derer 
sich Synergien und damit spezifische Wett- 
bewerbsvorteile gegenüber Betrieben au- 
ßerhalb dieses Netzwerks bemerkbar ma- 
chen (vgl.Rehfeld 1999).8eispielefürderarti- 
ge leistungsfähige Cluster sind die Automo- 
bilindustrie in den Regionen Stuttgart und 
Braunschweig,die Finanzwirtschaft im Raum 
Frankfurt oder die Möbelindustrie in Ost- 
westfalen.Regionale Wirtschaftspolitik kann 
solche Cluster unterstützen und dazu beitra- 
gen,dass neue Cluster entstehen.Vorausset- 
zung ist allerdings, dass hinreichende be- 
triebliche Potenziale vorhanden sind.in vie- 
len Regionen wird mittlerweile sehr inflatio- 
när und oberflächlich mit dem Cluster-Be- 
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griff umgegangen. Ein Gewerbegebiet. in tung der Kommunen durch..Hartz I V  und 
dem sich zwei Computerschrauber befin- die arbeitsmarktpolitischen Rahmenbe- 
den.istnoch lanoe kein IT-Cluster.Positivan dinaunaen durch den Bund. die bei Ar- 
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dem Ansatz der clusterorientierten Wirt- beitsagenturen und Kommunen 
schaftspolitik ist vorallem dieTatsache,dass gleichermaßen Kopfschütteln auslösen. 
die eigenen regionalen Potenzialezum Aus- 
gangspunkt für eine wirtschaftspolitische Public Private Partnership in der Wirt- 
Strategie genommen werden. schaftsförderung 
Der öffentlichen Hand kommt im Rahmen Das neue Zauberwort fürviele kommunale 
einer Cluster-Politik vor allem die Aufgabe Entscheidungsträger heißt Public Private 
zu,gemeinsam mit den Unternehmen für ein Partnership, kurz PPP. Dahinter steckt 
Ciuster-Management zu sorgen, das Netz- zumeist die Gründung einer gemeinsamen 
werke und Koooerationsolattformen oraani- GmbH von öffentlicher Hand und orivaten 
siert, ~ualifizie;ungspolik koordiniertund 
ein überregionales Standortmarketing auf- 
baut. 

Verzahnung mi t  der Arbeitsmarktpolitik 
Bei allem Dilletantismus der Bundesregie- 
rung im Zuge der sogenannten Arbeits- 
marktreformen ("Hartz i V )  bietet der ge- 
genwärtige Prozess die Chance. die Tren- 
nung zwischen Arbeitsmarktpolitik (Bun- 
desagentur für Arbeit) und regionaler 
Wirtschaftspolitik (Kommune) zu überwin- 
den. Dies kann dazu beitragen, den Blick 
der regionalen Wirtschaftsförderung von 
einer reinen Betriebsorientierung stärker 
auf den Arbeitsmarkt, ungenutzte Be- 
schäftigungspotenziale. Qualifizierungs- 
bedarfe und -profile zu richten. Eine enge 
Kooperation zwischen Bundesagentur 
und Kommunen bildet sich gegenwärtig 
in zahlreichen Regionen heraus. Erschwert 
wird sie übrigens durch dieTatsache, dass 
die regionale Struktur der Bundesagentur 
für Arbeit nicht kommunalen und Regi- 
ons-Grenzen entspricht, sondern ihre Be- 
zirke völlig willkürlich einzelne Landkreise 
durchschneiden. Einzelne Kommunen 
müssen so mit bis zu fünf Arbeitsagentu- 
ren verhandeln. Noch dramatischer sind 
allerdings diezusätzliche finanzielle Belas- 

Unternehmen. Derartige ~artnerichaften 
gewinnen nicht nur im Hinblickauf öffentli- 
che Unternehmen und Infrastruktur (z.B.Ge- 
bäudemanagement an Schulen) an Bedeu- 
tung, sondern auch in der regionalen Wirt- 
schaftsförderung. In vielen Regionen wurde 
und wird versucht. einzelne Aufgaben der 
Wirtschaftsförderung aus der öffentlichen 
Verwaltung auszulagern und privaten 
GmbHs, Aktiongesellschaften oder Stiftun- 
gen zu übertragen, an denen die öffentliche 
Hand beteiligt ist. 
Wie unterschiedlich die einzelnen PPP-Mo- 
delle. ihre Ausgangsbedingungen und Auf- 
gaben sind,zeigt allein ein Blick auf die un- 
terschiedlichen Modelle in Niedersachsen: 
Der Klassiker ist die Wolfsburg AG, an der 
Volkswagen AG und Stadt Wolfsburg zu 
jeweils 50 % beteiligt sind. Die Gesellschaft 
koordiniert eine Reihe von Investitionspro- 
jekten und finanziert seine Projekte vor al- 
lem durch Überschüsse,die dieVW-Tochter 
Autovision GmbH aus der Überlassung von 
Zeitarbeitern an VW und Zulieferer erzielt. 
Die Weserbergland AG,an der drei Landkrei- 
se und zahlreiche mittelständische Unter- 
nehmen beteiligt sind. soll die Wirtschafts- 
undTourismusförderung in der Region koor- 
dinieren. Das Stammkapital beträgt nur 
450.000 Euro. 

Foto:Christian Kiel (Berlin) 

Die hannoverimpuls GmbH soll in zehn Jah- 
ren über 60 Mio.Euro in Projekte investieren, 
um fünf Schwerpunktbranchen in der Regi- 
on zu fördern.Region und Landeshauptstadt 
Hannover sind jeweils zu SO % Gesellschaf- 
ter, Aufsichtsratsvorsitzender ist Ex-Eon-Chef 
Hans-Dieter Harig. Einzelne Unternehmen 
beteiligen sich mit kleineren Geldbeträgen 
und Leistungen. 
Eine neue Südniedersachsenstiftung soll 
den Bevölkerungsverlust der Region stop- 
pen und die wirtschaftliche Situation ver- 
bessern. Beteiligt sind drei Landkreise in 
Südniedersachsen, der Landkreis Eichsfeldl 
Thüringen (?!) sowie zahlreiche Städte und 
Unternehmen aus der Region. Die Stiftung 
ist im Auibau. 
Die Konzepte der einzelnen Gesellschaften 
sind, nicht nur in Niedersachsen, höchst un- 
terschiedlich.Die unterschiedlichen PPP-An- 
sätze basieren jedoch auf gemeinsamen 
Grundüberlegungen. Für die Verbreitung 
dieses Ansatzes lassen sich sechs wesentli- 
che Gründe aufführen: 
Die schwierige Finanzsituation der Kommu- 
nen trägt in erheblichem Maße dazu bei, 
dass regionale Unternehmen mit in die (fi- 
nanzielle) Pflicht genommen werden sollen. 
Dabei wird allerdings die Finanzierungsbe- 
reitschaft der Unternehmen häufig über- 
schätzt. 
Durch eine stärkere Vernetzung verschiede- 
ner Akteure aus Politik und Wirtschaft und 
die lnstitutionalisierung dieser Zusammen- 
arbeit sollen Kräfte gebündelt. ein besserer 
lnformationsfluss und eine gemeinsame 
Verantwortung hergestellt werden. Damit 
sollen Unternehmen vor allem an den Stand- 
ort gebunden werden. 
Viele Wirtschaftsförderer, die aus der klassi- 
schen Verwaltungslaufbahn kommen, sind 
mit den neuen Aufgaben der Wirtschaftsför- 
derung (Netzwerk-Management, Kooperati- 
on mit Hochschulen, Beratungsleistungen 
für Existenzgründer) schlichtweg überfor- 
dert. Deshalb werden parallel dazu neue 
Ressourcen aufgebaut. 
Durch die Gründung einer GmbH, AG oder 
Stiftung können öffentliches Dienstrecht 
und bei privater Beteiligung auch die euro- 
paweite Ausschreibungspflicht für öffentli- 
che Aufträge,die Zeit,Geld und Nerven kos- 
tet.umgangen werden. 
Konkreter Anlass für die Gründung regiona- 
ler Wirtschaftsförderungs-Gesellschaften 
kann eine stärkere regionale und damit in- 
terkommunale Ausrichtung sein. So erfor- 
dert eine Regionalisierung der Wirtschafts- 
oolitik über oolitische Grenzen hinwea neue - 
Strukturen, wenn auf dieser Ebene keine 
handlungsfähigen Verwaltungsstrukturen 
existieren. 
Der augenblickliche Boom der Public Private 
Partnership in den Köpfen der politisch Ver- 
antwortlichen wird vor allem durch das nai- 
vevertrauen in die Allmacht privater Unter- 
nehmen und ihrer Manager gespeist. Dies 



folgt der Logik,,Wirtschaftversteht am meis- 
ten von Wirtschaft". Nicht erst Toll Collect 
und die Hartz-Kommission haben gezeigt, 
dass dies eine tragische Illusion sein kann. 
Von einigen großen Unternehmensberatun- 
gen wird sogar die Illusion geweckt, Wirt- 
schaftsförderung ließe sich bei privater Be- 
teiligung kostendeckend oder gar gewinn- 
orientiert betreiben.Mit der Delegation regi- 
onaler Wirtschaftspolitik an.die Wirtschaft" 
versucht sich mancher politisch Verantwort- 
liche darüber hinaus aus derVerantwortung 
für Wirtschaft und Arbeitsmarkt zu befreien. ~ ~ 

Die öffentlich-private Partnerschaft in der 
Wirtschaftsförderung stößt jedoch immer 
wieder an ihre Grenzen.Erfahrungen zeigen, 
dass entgegen allgemeiner Verlautbarun- 
gen die notwendigen Finanzmittel meistens 
fast ausschließlich von der öffentlichen 
Hand zur Verfügung gesteilt werden. Eine fi- 
nanzielle Beteiligung von Unternehmen 
kommtwenn überhaupt nur symbolisch,im 
Rahmen politischer Tauschgeschäfte oder 
als eine Art,,Abfindung" für die Region bei 
Betriebsschließungen oder Übernahmen 
(Hoesch Dortmund, Gilde Brauereillnter- 
brew Hann0ver)zustande. In anderen Fällen 
bestehen die.privaten Partner"aus kommu- 
nalen Sparkassen oder Energieversorgern, 
so dass es sich faktisch eher um eine ver- 
deckte Gewinnentnahme der öffentlichen 
Hand handelt. Häufig werden die neuen Ge- 
sellschaften entgegen der ursprünglichen 
Absicht.,,die Wirtschaft" auch an der Finan- 
zierung zu beteiligen. von den beteiligten 
Kommunen sogar mit Finanzmitteln ausge- 
stattet. die weit über den bisherigen Auf- 
wendungen für die Wirtschaftsförderung 
lieaen und die anaesichts der kommunalen - - 
Haushaltsprobleme überraschen. 
Die mangelnde Finanzierungsbereitschaft 
der Unternehmen hat vor allem den Grund, 
dass sie kaum bere t sind. n Pro,e<te 2.. n- 
vrst crrn.drren Frucht~als offcntlicnc Guter 
in gleicher Weise anderen, finanziell nicht 
beteiligten Unternehmen oder gar direkten 
Konkurrenten zu Gute kommen. Dass 
obendrein keine große Bereitschaft der Un- 
ternehmen besteht. Projekte zu finanzieren, 
deren Umsetzung und Erfolg dem Einfluss 
von Kommunalpolitik undVerwaltung oder 
gar wechselnden politischen Mehrheiten 
unterliegt, tut ein übriges. Gemindert wird 
das finanzielle Engagement der Unterneh- 
men obendrein durch die gegenwärtige Un- 
ternehmen~kultur~die zunehmend weniger 
Spielräume für regionales Engagement und 
Sponsoring lässt. sowie durch die schwache 
wirtschaftliche Entwickluno. Auch bei enaa- < - 
gierteren Unternehmen wieVolkswagen fin- 
det zur Zeit eine Konzentration der Führung 
auf unternehmensinterne Fragen statt. 
Eine Beteiligungsbereitschaft privater Unter- 
nehmen an PPP-Proiekten ist vor allem dann 
gegeben, wenn für das einzelne Unterneh- 
men ein unmittelbarer Nutzen erkennbar ist. 
Das kann man ihnen kaum vorwerfen. 

Allerdings sollte sich die öffentliche Hand 
schwer damit tun, Projekte zu finanzieren, 
die nur auf die Interessen einzelner Unter- 
nehmen ausgerichtet sind und an denen an- 
dere Unternehmen nicht partizipieren kön- 
nen.Wie eng die Gradwanderung für die be- 
teiligten Kommunen hieri~t~mussteeineder 
neugegründeten Gesellschaften vor kurzem 
erfahren, als mehrere ihrer PPP-Projekte als 
nach EU-Recht unzulässige Beihilfen für ein- 
zelne Unternehmen eingestuft wurden. 
Dort wo PPP-Projekte zu Stande kommen, 
handelt es sich häufig um asymetrische Part- 
nerschaften, bei denen die Risiken einseitig 
auf Seiten der öffentlichen Hand und der 
wirtschaftliche Nutzen auf Seiten der betei- 
ligten Unternehmen liegt. Ein gutes Beispiel 
für die Gefahren einer solchen Strategie ist 
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die Wolfsburg AG,seit Jahren als dasvorzei- 
geprojekt in diesem Bereich gehandelt und 
von hunderten von Wirtschaftsförderern 
staunend besucht. Im Zuge der schwächer 
werdenden Autokonjunktur hat die Volks- 
wagen AG eineVerlagerung wirtschaftlicher 
Risiken auf die Wolfsburg AG und damit 
auch die Stadt Wolfsburg vorgenommen.50 
musste die Stadt eine Kapitalaufstockung 
der Wolfsburg AG mittragen, um den ur- 
sprünglich allein von Volkswagen geplanten 
Mobile-LifeCampus mitsamt Auto-Universi- 
tät zu finanzieren. Gleichzeitig musste die 
Stadt mehr als 30 Mio. Euro Gewerbesteuer 
an VW zurückzahlen. Eine derartige Form öf- 
fentlich-privater Partnerschaft ist in der Tat 
eher als Pressureship denn als Partnership zu 
bezeichnen (vgl. Krebs 2004). 
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Bei der inhaltlichen 
Ausrichtung der 
Wirtschaftsförde- 
rungs-Gesellschaften 
geht es um wichtige 
politische Weichen- 
Stellungen und Zu- 
kunftsentscheidun- 
gen, die sich nicht 
ohne weiteres und 
vor allem ohne 
Glaubwürdigkeits- 
veriust für die poli- 
tisch Verantwortli- 
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,:. _ - .._ .:-. . " .  . . . _ . diesem Zusammen- 

hang darauf hin,dass 
sich Regionen zwi- 

Darüber hinaus ist durch das Instrument der schen einem,,Wettbewerbsregionalismus", 
Public Private Partnership ein Wegfall von bei dem die öffentliche Hand lediglich als 
demokratischen Einflussmögiichkeiten zu Unterstützer lokaler Unternehmen fungiert. 
verzeichnen. Dies betrifft gar nicht so sehr unddem Konzept deraktive Regionalpolitik, 
die Kommunalpolitik, die zumeist als Geld- die den Strukturwandel nicht dem freien 
geber mit am Tisch sitzt, sondern vor allem Spiel der Marktkräfte überlä~st~entscheiden 
demokratische Initiativen. Verbände und müssen Ival.Dörre2003).Diese Weichenstel- . < 

Vereine-die kritische Öffentlichkeitalso,die lung drückt sich U. a. darin aus, inwieweit 
auf der Ebene kommunaler Politikeine wich- Qualifizierungs- und Arbeitsmarktfragen be- 
tige Rolle spielt. Wenn relevante Weichen- rücksichtigtwerden,obGewerkschaften ein- 
steilungen für die Zukunft einer Stadt oder bezogen werden oder inwieweit eine Ver- 
Reaion aber aus dem öffentlichen Raum in ständiauna auf reaionale Leitbilder stattfin- 
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GmbHs und Aufsichtsräte verlagert werden. 
dann droht die Identifikation der Bürger- 
innen und Bürger mit den Entscheidungen 
verloren zu gehen.Viele der in PPP entstan- 
denen Gesellschaften beklagen sich über 
.öffentliches Störfeuer" oder über die feh- 
lende öffentliche Unterstützung bei ausblei- 
benden Erfolgen.Dies ist abereher als logi- 
sche Folge der selbst gewählten Einsamkeit 
zu sehen. 
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det. 
Mit der Verlagerung wirtschaftspolitischer 
Aktivitäten in PPP-Gesellschaften sind für 
die öffentliche Hand erhebliche poiitische 
und wirtschaftliche Risiken verbunden.50 
ist auch zu berücksichtigen, dass Reprä- 
sentanten solcher Gesellschaften, die aus 
beteiligten Unternehmen kommen, 
zumeist über keinerlei Erfahrung im Um- 
gang mit Politik und Medien verfügen und 

so ganz erheblichen Flurschaden anrich- 
ten können. Wer Wirtschaftsförderung ein- 
fach nur an.die Wirtschaft" delegiert,weil 
ihm selbst dazu nichts mehr einfällt, der 
unterschätn die Risiken. Denn gerade Pu- 
blic Private Partnership erfordert hohe 
Kompetenz, um auf gleicher Augenhöhe 
verhandeln sowie mögliche Folgekosten 
und Erfolgschancen abschätzen zu kön- 
nen. Schließlich besteht bei PPP-Projekten 
grundsätzlich die Gefahr eines Informati- 
onsvorsprungs spezialisierter privater An- 
bieter (asymmetrische Information). Ein 
geeignetes Modell kann Public Private 
Partnership vor allem dann sein, wenn es 
um das Cluster-Management einer Bran- 
che oder um thematisch fest definierte 
Projekte geht. die im gemeinsamen Inter- 
esse von öffentlicher Hand und Unterneh- 
men liegen und deren Nutzen sich für bei- 
de Seiten abschätzen lässt. Hier können 
die Unternehmen mit ihrer Erfahrung zur 
Schaffung professioneller Strukturen bei- 
tragen. Die öffentliche Hand von ihrerver- 
antwortung für eine intelligente Wirt- 
schaftspolitik zu befreien. das können sie 
jedoch nicht. npv 31x04 
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Reformpolitik für München 
Chancen und Risiken sozialdemokratischer Kommunalpolitik 

Von Ernst Wolowicz 

Nicht nur die SPD befindet sich Jahren eine stark von Kommunalpoliti- tungsspielraum der Kommunalpolitikerln- 
derzeit in der Krise-auch die sozialdemokra- kern geprägte Partei war, spielen die nen wird immer enger. 
tische Kommunalpol t A Die Zahl der SPD- Kommunalpolitikerlnnen keine oeoe.. 
aef~nrten Staate nat s cn als Eraebn s vieler tende Rolle mehr hr E~nfl~ssauf oas han Was sind die Ursachen für diese Entwick- - > 

verlorener Kommunalwahlen drastisch re- deln der Bundes-SPD und der Bundesre- iungen? 
duziert. Zumal in den Großstädten gibt es gierung ist gering. Das Seibstverwal- Die Finanzkraft der Kommunen wurde in 
immer weniger SPD-Oberbürgermeisterln- tungsrecht der Gemeinden wird immer den lernen Jahren systematisch verschlech- 
nen. in der SPD , die in den 50'er und 60'er mehr ausgehöhlt. Der eigene Gestal- tert. Dies ist nicht nur der negativen Kon- 

junkturentwicklung und den dadurch be- 
dingten Steigerungen der Sozialausgaben 
und Steuermindereinnahmen geschuldet, 

Dr. Ernst Wolawicz, Leitung des Direktoriums der Stadt München, wirdzum 01.07.2004 das Amt sondern auch den Folgen der Steuer- und Fi- 
des Stadtkämmerers übernehmen. nanzpolitikder rot-grünen Bundesregierung 
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(Einnahmeverluste auch für Gemeinden 
durch Reformen bei der Einkommenssteuer, 
erhöhte Gewerbesteuerumlage an Bund 
und Länder,viele legaleSteuerschlupflöcher 
vor allem für Kapitalgesellschaften) Hinzu 
kommt, dass die Gemeinden für Bund und 
Länder im sogenannten übertragenen Wir- 
kungskreis viele staatliche Aufgaben erfül- 
len. ohne dafür auch nur annähernd eine 
volle Kostenerstattung zu erhalten. 
Die Finanzlage der Kommunen ist katastro- 
phal. Im Jahr 2003 betrug das Haushaltsdefi- 
zit der Kommunen 9 Mrd. Euro.Die Kommu- 
nen müssen immer mehr Kassenkredite auf- 
nehmen,um sich von einemTag zum nächs- 
ten notdürftig über Wasser zu halten (Ge- 
samthöhe 2003: 15 Mrd.Euro,zumVergleich: 
1993 nur 1 Mrd.Euro).DerVerfall der Finanz- 
kraft führt notwendigerweise zu drastisch 
sinkenden Investitionen. Die lnvestitionen 
der Gemeinden der alten Bundesländer wa- 
ren 2003 um 35 %niedriger als 1992. Die In- 
frastruktur .die Bürgerinnen und Bürger und 
die Konjunkturimpulse für die Wirtschaft 
durch die Aufträge der Gemeinden, die 
bisher 213 aller lnvestitionen der öffentli- 
chen Hand tätigen, leiden darunter.Auf der 
anderen Seite ist der vorhandene Investiti- 
onsbedarf der Kommunen enorm.Das DIFU- 
Institut schätzt ihn für die Jahre 2001 bis 
2009auf 686 Mrd.Euro.Diese Entwicklungen 
sind wirtschaftspolitisch kontraproduktiv 
und gefährden den sozialen Frieden und 
langfristig wegen desverfalls der Infrastruk- 
tur auch die Attraktivität des Wirtschafts- 
Standortes. 
Besserung ist kaum in 5icht.Durch die Sen- 
kung der Gewerbesteuerumlage, also des 
Gewerbesteueranteiles von Bund und Län- 
dern, haben die Gemeinden in diesem Jahr 
zwar Mehreinnahmen von 2.3 Mrd. Euro. 
aber das Gesetzeswerk,,Hartz 1V"führt nach 
derzeitigem Stand zu drastischen Ver- 
schlechterungen für die Kommunen. Ver- 
sprochen waren den Kommunen ab 2005 
2,5 Mrd. Euro Minderausgaben. nach Schät- 
zungen des Deutschen Städtetages drohen 
aber durch,,Hartz IV" Mehrausgaben von 5 
Mrd.Euro.esfehlen also nicht weniger als 7.5 
Mrd. Euro. Die Bundesregierung bezweifelte 
zunächst die Richtiakeit der Proonosen der * - 
Gemeinden.mussteaber nunmehreingeste- 
hen, dass Korrekturen zugunsten der Kom- 
munen notwendig sind. 
Das Kernstück der kommunalen Selbstver- 
waltung ,die kommunale Daseinsvorsorge, 
wird aber nicht nur durch den Entzug an Fi- 
nanzkraft gefährdet, sondern auch durch 
den neoliberalen Vormarsch zur Privatisie- 
rung von immer mehr Dienstleistungsberei- 
chen in der Eurooäischen Union.DieZahl der 
kommunalen Siadtwerke ist bereits dras- 
tisch zurückgegangen. Dadurch ist der Ein- 
fluss der Kommunen auf die Energieversor- 
gung und den ÖPNV abgebaut worden. lm 
Bereich von Wasser und Abwasser drohen 
ähnliche Entwicklungen. 

Die Kommunen sind bei der Gesetzgebung 
von Ländern. Bund und EU kein Machtfak- 
tor.Bei fast allen finanzwirksamen Gesetzen 
der letzten Jahre schlossen Bund und Län- 
der Geschäfte zu Lasten eines bei der Ge- 
setzgebung unbeteiligten Dritten, der 
Kommunen. 
Aus all diesen Gründen geht es dem deut- 

Die Planungsbegünstigten streichen den 
von der Gemeinde durch Schaffung von 
Baurecht ermöglichten Planungsgewinn 
also nicht mehr alleine ein, sondern geben 
einenTeil davon für die Finanzierung der öf- 
fentlichen Infrastruktur ab.Wie dieZahl von 
über 90 abgeschlossenen städtebaulichen 
Verträgen zeigt, handelt es sich für beide Sei- 

schen Modell der Selbstverwaltung und da- ten um eine,win-win-Situation": 
mit der kommunalen Demokratie im wahr- Auch in München wird dieverwaltuno nach 
sten Sinne des Wortes an die Substanz. 
Bisher hat die SPD-Parteiführung dieses Pro- 
blem in seiner Brisanz auch für dieveranke- 
rung der SPD vor Ort nicht erkannt. Gerade 
in der Kommunalpolitik bestehen aber für 
Sozialdemokratlnnen .solange eine finanzi- 
elle Basis dafür vorhanden ist,gute Möglich- 
keiten, eigene Akzente zu setzen und damit 
auch wahlpolitisch erfolgreich zu sein. 

Das Beispiel München 
Ich möchtedies anhand einer Bilanz der Ar- 
beit der rot-grünen Stadtratsmehrheit in 
München, die seit 1990 existiert, darlegen. 
Diese Mehrheit wurde von den Wählerlnnen 
nach 1990 in 3 Stadtratswahlen (1994,1996, 
2002) und 3 Oberbürgermeisterwahlen 
(1 993,1999, 2002) bestätigt. 
München beschloss 1994 das Konzept der 
..Sozialgerechten Bodennutzung". Dieses 
von der CSU damals als,,lnstrument aus der 
sozialistischen Folterkammer" denunzierte 
Konzept beruht auf dem Grundsatz, dass 
neues Baurecht für Großinvestoren erst 
dann geschaffen wird, wenn sie sich durch 
städtebaulicheverträge verpflichten,sich an 
den dadurch entstehenden Infrastruktur- 
kosten angemessen zu beteiligen. Dies er- 
sparte der Stadt,,eigeneW lnvestionskosten in 
hohe von 150 Mio Euro. darunter auch die 
Au5oaben f,r ubrr 3500 Platze in K nderoe 
treuungseinrichtungen. 

dem,,Neuen Steuerungsmodell" seit 10Jah- 
ren reformiert. Dieser Prozess ist mühsam, 
aber ohne Alternative.Gelingt es der öffent- 
lichen Verwaltung nicht -vor dem Hinter- 
grund der Finanzkrise und den dennoch 
wachsenden Ansprüchen der Bürgerlnnen - 
wirtschaftlicher,effizienter und kunden- und 
mitarbeiterfreundlicher zu werden -also die 
Quadratur des Kreises zumindest zu versu- 
chen - werden sich die Privatisierungs-Fans 
aller Parteien durchsetzen. 
In den Augen der Münchner Bürgerlnnen 
hat sich diese Reform vor allem mit dem ver- 
besserten Kundenservice bewährt. Mit 
wachsenderTendenz bestätigen sie bei Mei- 
nungsumfragen, dass sie mit ihrer Stadtver- 
waltung zufrieden sind. Bei der jüngsten Be- 
fragung Ende 2003 waren es schon fast zwei 
Drittel. Dies ist gerade in Zeiten modischer 
Bürokratiekritik ein erfreulich hoher Wen. 
Ein wichtiges Instrument zur besserenTrans- 
parenz ist die Einführung der kaufmänni- 
schen Buchführung,die in den Jahren 2003 
bis 2006 umgesetzt wird.Auch mit dem in- 
ternational beachteten Beschluss des Stadt- 
rates vom Mai letzten Jahres sowohl beim IT- 
Betriebssystem wie bei der Software auf 
open-source-Produkte umzusteigen und 
sich aus der Abhängigkeit von einem Fast- 
Monopolisten zu befreien, hat München sei- 
ne Bereitschaft zu grundlegenden Innovati- 
onen unter Beweis gestellt. Anfang 2005 



wird diese Migration beginnen. In einem ge- 
meinsamen Projekt mit den Stadtwerken 
München, der Stadtsparkasse und der IHK 
und der Handwerkskammer wurde Anfang 
dieses Jahres das Internet5tadtportal Mün- 
chen gestartet. Bei einem Städtevergleich 
der Zeitschrift ,,Tomorrow" landete es auf 
Platz 2. Das datenbankgestützte Informati- 
onssystem für statistische Daten ZlMAS und 
das pädagosche und IT-Projekt,,Schulen ans 
Netz" erhielten bundesweite best-practice- 
Preise. Die öffentlichen Stadtratsbeschlüsse 
werden inzwischen über das Ratsinformati- 
onssystem in das lnternet eingespeist. 
GrundlegendeVeränderungen bei kommu- 

ner Volkshochschule e.V.eine gemeinnützi- 
geGmbH und aus den4 Eigenbetrieben der 
städtischen Krankenhäuser wird ab 2005 
eine einheitliche GmbH werden. 
Es sei nicht verschwiegen, dass diese Maß- 
nahmen notwendig waren, um flexibles un- 
ternehmerisches Handeln zu ermöglichen, 
aber dass es ebenso notwendig ist,ein Sys- 
tem desControllings und der Steuerung die- 
ser teilweise verselbständigten kommuna- 
len Unternehmen weiterzuentwickeln, um 
zu gewährleisten, dass der politische Wille 
des Stadtrates von den Geschäftsführungen 
beachtet wird.All diese Unternehmen unter- 
liegen weiterhin einem öffentlichen Zweck, 

nalen Betrieben auch wenn sie teilweise mit privatwirtschaft- 
Aus dem Eiaenbetrieb Stadtwerke wurde lichen Unternehmen konkurrieren und in 
2001 die Stadtwerke München GmbH. Die 
Stadtwerke haben bewiesen,dass öffentii- 
che Unternehmen effizient arbeiten kön- 
nen und sich in der Konkurrenz mit Privat- 
unternehmen behaupten können. 1993 
hatten die Stadtwerke noch einen Verlust 
von 1 13 Mio. Euro,im letzten Jahr hatten sie 
einen Gewinn von 11 5 Mio. Euro. Diese Um- 
wandlung von einem defizitären Monopol- 
Unternehmen in ein modernes auf dem 
Markt erfolgreich agierendes Unternehmen 
lief mit einem sozial verträglichen Personal- 
abbau einher,es gab keine betriebsbeding- 
ten Kündigungen. In der Münchner SPD 
gab es vor der Umwandlung in eine GmbH 
heftige Diskussionen dazu. Auf dem Partei- 
tag stimmten 40% der Delegierten dage- 
gen. Heute ist diese Entscheidung kaum 
noch umstritten. 
Aus dem Amt für Abfallwirtschaft wurde der 
Eigenbetrieb.Abfallwirtschaftsbetrieb Mün- 
chen", aus dem Regiebetrieb Kammerspiele 
wurde ein Eigenbetrieb, aus dem Regiebe- 
trieb städtische Altenheime die gemeinnüt- 
zige GmbH,,München-Stift",aus der Münch- 

privaten Rechtsformen arbeiten. 
In der Stadtverwaltung sind übrigens die 
Frauen auf dem Vormarsch. Das Angebot an 
Teilzeit-Stellen wurde ausgedehnt. Ihr Anteil 
an den Führungskräften stieg von 15 % im 
Jahr 1992 auf40 % im Jahr 2003. liegt damit 
aber immer noch unter ihrem Beschäftigten- 
anteil von 55 %. 

München wagt mehr direkte und partizi- 
pative Demokratie 
Kommunale Demokratie muss auch Auswir- 
kungen auf die Stadtviertel haben.Durch ei- 
nen gegen die CSU 1995 durchgesetzten 
Volksentscheid wurde es in Bayern ermög- 
licht den ,,Stadtteilparlamenten" der Groß- 
städte, den Bezirksausschüssen, Entschei- 
dungsrechte zu geben. Diese 1996 erstmals 
direkt gewählten 25 Münchner Bezirksaus- 
schüsse haben inzwischen eigene Entschei- 
dungsrechte, eigene Geschäftsstellen und 
seit 2001 auch ein eigenes Budget. 
Die Bürgerbeteiligung bei wichtigen Pla- 
nungs- und Bauvorhaben wurde über das 
gesetzlich vorgeschriebene Maß hinaus aus- 
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geweitet. Die Bezirksausschüsse werden bei 
städtebaulichen Wettbewerben beteiligt. 
Kommunale Bürgerentscheide ermöglichen 
Elemente der direkten Demokratie. 1996 
entschieden sich die Münchner Bürgerlnnen 
mit knapper Mehrheit für einen Ausbau der 
zentralen Straßenverkehrsverbindung..Mitt- 
lerer Ring", 1997 mit deutlicher Mehrheit ge- 
gen einen Stopvon zwei großen Wohnungs- 
neubauprojekten, 2001 mit großer Mehrheit 
für dieverkehrsanbindung des neuen Fuß- 
bali-Stadions. 2003 scheiterte ein Volksent- 
scheid gegen die wegen der Haushaltskon- 
solidierung notwendig gewordene gering- 
fügige Reduzierung der Stadtteilbibliothe- 
ken an der Zustimmungsklausel von 
mindestens 10 % der Wahlberechtigten. 
EndediesesJahresgibt es wahrscheinlich ei- 
nen Bürgerentscheid,der sich gegen3 Hoch- 
haus-Projekte richtet. 

lnvestitionen in guten wie in schwierigen 
Zeiten wagen 
Vor allem in den finanziell besseren Zeiten 
der letzten 10 Jahre,aberauch durchantizy- 
klischesverhalten in wirtschaftlich schwieri- 
gen Phasen konnte dieStadt München gro- 
ße lnvestitionsvorhaben selbst vorantreiben 
bzw. mitfinanzieren. Dazu gehören u.a.: 

die Verlagerung der Münchner Messe 
aus der beengten Stadtmitte an den Stadt- 
rand nach Riem - die Verlagerung des Flughafens Mün- 
chen vom Stadtrand in Riem in die Region - der Bau neuer Wohnviertel in der Messe- 
stadt Riem und inder Nordheide - die Errichtung von 54000 neuen Woh- 
nungen in den Jahren 1993 bis 2003 - entgegen dem bundesweitenTrend Stei- 
gerung der Zahl der Wohnungen der beiden 
großen städtischen Wohnungsbaugesell- 
schaften in diesem Zeitraum um 2652 auf 
46084 

der Ausbau des U-Bahn-Netzes um 26,7 
km auf 58.3 km 

den Ausbau unddie Beschleunigung der 
Trambahn-Strecken 

die komplette Erneuerung der städti- 
schen Bus-Flotte 

der Neubau von großen städtischen Ver- 
waitungsgebäuden mit verbessertem Bür- 
gerservice 

der Neu- ,Erweiterungs- und Umbau von 
städtischen Kulturgebäuden (z.B.Münchner 
Kammerspiele, Literaturhaus, Lenbach-Gale- 
rie. Verkehrsmuseum und Stadtteilkultur- 
Zentren) - der Bau von neuen Kinderbetreuungs- 
einrichtungen (seit 1993 1620 neue Krippen- 
plätze und über 7100 Kindergartenpiätze) . die Errichtung von 100 zusätzlichen 
Grünanlagen und 60 neuen Spielplätzen 

fast 345 Mio.Euro lnvestitionen im Schul- 
bereich 

die Schaffung von sechs neuen Alten- 
Service-Zentren 

mehrere ökologische Großprojekte 
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bevölkerung steigt 
allerdings minimal 
an. Seit drei Jahren 
gibt es entgegen 
dem Trend fast aller 
anderen deutschen 
Großsstädte einen 
kleinen Geburtenü- 
berschuss. 
Wegen des zeitlich 
bedingten Wegfalles 
der Belegungsbin- 
dungen sank die 
Zahl der Sozialwoh- 
nungen von 88000 
im Jahr 1994 auf 
57000 im Jahr 2003. 
Hingegen stieg die 
Zahl dervormerkun- 

Auch die wirtschaftlich erfolgreiche Stadt 
München hat wegen der nicht selbst ver- 
schuldeten Finanznot also keine Alternative 
zu einem rigiden Sparkurs. Konjunkturpoli- 
tisch ist dies widersinnig, reaipolitisch und 
fiskalpolitisch ist dies aber notwendig. um 
die kommunale Selbstverwaltung wenn 
auch mit verringertem Spielraum zu bewah- 
ren. 
Für die SPD-geführte Stadt wird es entschei- 
dend darauf ankommen-die Errungenschaf- 
ten der letzten 14 Jahre so weit es geht zu 
verteidigen und die Demagogieder CSU,de- 
ren Steuerreformpläne die Lage der Kom- 
munen noch weiter verschlechtern würden 
und die im Bundesrat,,Harn IV"zu Lasten der 
Kommunen veranaert nat. zu bekampfen. 
Wi o'e B-ndes-SPD die einst starke PosiC- 
on der Sozialdemokratie in den Kommunen 

(Rauchgasreinigungsanlagen in Heizkraft- 
werken, Bau von Blockheizkraftwerken, Aus- 
bau von Kraft-Wärme-Koppelungs-Anlagen, 
Bau von Photovoltaik-Anlagen,Modernisie- 
rung des Fernwärmenetzes) . die Steigerung der Attraktivität der städ- 
tischen Bäder durch Umbau und Neubau 
(Steigerung der Besucherzahlen um 25 %) 

Schaffung von drei neuen Gewerbehö- 
fen. 
Voraussetzung für diese rege Investitionstä- 
tigkeit war eine sehr hohe lnvestitionsquote 
der Stadt München. die bei der Pro-Kopf- 
Rate der kommunalen lnvestitionen in den 
letzten 10 Jahren deutlich an der Spitze aller 
deutschen Großstädte liegt. Die wirtschaftli- 
che Prosperität Münchens .die sich in zahl- 
reichen größeren und kleineren Vorhaben 
von Unternehmen ausdrückte, war dafür 
eine wesentliche Grundlage. Die Stadt för- 
derte diesen Prozess durch pianungsrechtli- 
cheMaßnahmen und durch den Ausbau der 
verkehrlichen. sozialen, schulischen und kul- 
turellen Infrasstruktur. 
Aber auch im wirtschaftlich erfolgreichen 
München ist nicht allesGold was glänzt.Die 
Kehrseite der positiven wirtschaftlichen Ent- 
wicklung sind sehr hohe Miet- und Lebens- 
haltungskosten.Die sogenannte Armutspo- 
puiation stieg von 122000 im Jahr 1989 auf 
157000 im Jahr 2002, die Armutsdichte 
(Arme pro 1000 Einwohnerlnnen) erhöhte 
sich also von 96 auf 116. Durch die Folgen 
von.Hartz IV" (starke Einkommensreduzie- 
rungen bei Langzeitarbeitslosen und deren 
Familien) wird sich dieser negative Trend 
auch im relativ reichen München noch dras- 
tisch verschärfen. Nach derzeitigem Stand 
führt aliein,,Hartz IV"zu Mehrausgaben von 
80 Mio.Euro im Jahr 2005 i Die Arbeitslosen- 
quote liegt zwar immer noch um 30 % unter 
dem Durchschnitt der alten Bundesländer, 
steigtaber kontinuierlich und im letzten Jahr 
überproportional an. 
Nur noch in 16 %der Haushalte dieser Stadt 
gibt es Kinder. Der Anteil der Kinder und Ju- 
gendlichen unter 15 Jahren an der Gesamt- 

gen von Sozialwoh- 
nungs-Suchenden im selben Zeitraum von 
7500 auf 11900 an. 
Wegen der steigenden Anforderungen stieg 
der Etat des städtischen Sozialreferates im 
Verwaltungshaushalt im Vergleich zu ande- 
ren Aufgabenbereichen stark überproporti- 
onal von 617 Mio. Euro 1994 auf 945 Mio. 
Euro imJahr2004an.Für2005 sind 1052 Mio. 
Euro eingeplant. 

Kommunale Finanznot trifft auch Mün- 
chen 
Auch München leidet zunehmend unter der 
Finanznot der Kommunen.Seit 2002 wird im 
Verwaltungshaushalt kein Überschuss mehr 
erwirtschaftet.Auch für die nächsten Jahre 
i s t  ein Defizit 
eingeplant. Eine grundlegende Besserung 
ist trotz einer seit längerem eingeschlage- 
nen Haushaltskonsolidierungspolitik nicht 
in Sicht. Die Pro-Kopf-Verschuldung wird 
drastisch steigen.Die Rekordhöhe der städti- 
schen lnvestitionen der letzten Jahre (um 1 
Mrd. Euro Investitionen jährlich) ist nicht 
mehr zu halten. Die lnvestitionen werden 
starkzurückgehen. 
Die Stadt wird zunehmend gezwungen, 
sich trotz flauer Konjunktur prozyklisch zu 
verhalten, um nicht in die Schuldenfallezu 
geraten und um die Genehmigung der 
Höhe der städtischen Kreditaufnahme 
durch die staatliche Rechtsaufsicht 
weiterhin zu erhalten. Gelänge dies nicht, 
drohte auch München das Schicksal von 
Städten wie Frankfurt am Main und Würz- 
burg, die von einem staatlichen Finanz- 
Kommissariat der dem Landes-lnnenminis- 
terium unterstehenden Bezirksregierung 
gesteuert werden, das den Kommunen, de- 
ren Kreditaufnahme nicht mehr genehmigt 
wird, bis ins Detail die Art der Einnahmen- 
Erzielung und des Ausgabenverhaitens dik- 
tiert. Es gibt zwar in beiden Städten 
weiterhin Oberbürgermeisterinnen und 
Stadträte, viel zu sagen geschweige denn 
zu entscheiden haben sie aber in Wahrheit 
nicht mehr. 

zurückgewinnen bzw. wenigstens den wei- 
teren Vormarsch der CDU stoppen, muss sie 
den Kommunen bei ,,Hart2 IV" entgegen- 
kommen und ihre ursprünglichen Verspre- 
chen einhalten. Dies wird der Härtetest der 
Bundesregierung aus Sicht der Kommunen 
sein. Besteht sie und die Bundesratsmehr- 
heit ihn nicht, wird sich der Uhrzeiger der 
Kommunen.der hinsichtlich der Finanzlage 
jetzt bereits auf 5 nach 12 Uhr steht, noch 
weiter in die falsche Richtung drehen. Die 
strukturelle Schieflage der Kommunalfi- 
nanzen würde im worst case verschärft. Die 
kommunale Selbstverwaltung wäre dann 
tatsächlich nur noch eine leere Hülle. Die 
politische Intelligenz der SPD-Parteifüh- 
rung sollte groß genug sein. um dies zumal 
vor den bevorstehenden Kommunalwah- 
len 2.B. in Nordrhein-Westfalen zu erken- 
nen. 
Aber selbst ein bestcasefür die Kommunen 
würde deren Finanzprobleme nur etwas lin- 
dern, nicht lösen. Notwendig ist in der SPD 
eine Grundsatzdiskussion zum immer 
wieder aktuellen Thema, was für Gestal- 
tungsmöglichkeiten wir für Staat und Ge- 
meinden wollen und wie sie finanziell ausge- 
stattet werden sollen. Eine weiterer wirt- 
schafts- und finanzpolitischer Kurs, der den 
privaten Reichtum (allerdings mit starker so- 
zialer Schieflage) fördert und den Staat fi- 
nanziell im Vergleich dazu schwächt (Rück- 
gang der Steuerquote am BIP ),wäre schwer 
mit bisherigen sozialdemokratischen Grund- 
werten vereinbar und auch wohl wahlpoli- 
tisch wenig erfolgreich.Denn nur reiche Bür- 
gerlnnen können sich einen armen Staat 
und arme Gemeinden leisten. 
Die Diskussion zum neuen Grundsatzpro- 
gramm der SPD bietet die Chance, zu den 
wieder einmal sehr aktuellen Fragen,,Was 
für einen Staat wollen wir Sozialdemokratln- 
nen" und,.Was ist uns kommunale Demokra- 
tie wert ?" innerhalbder Partei und mit allen 
gesellschaftlich relevanten Gruppen einen 
Diskurs zu führen. Dies wäre eine Chance für 
eine demokratische Streitkultur innerhalb 
und außerhalb der SPD. W 31- 



Serbien kommt nicht zur Ruhe 
Von Duian Reljic 

Am 13.Juni wird Serbien zum drit- 
ten Mal seit Dezember 2001 einen neuen 
Präsidenten wählen. Die bisherigen Versu- 
che scheiterten am Desinteresse der Bevöl- 
kerung sowie den Querelen innerhalb der 
sehr bunten politischen Koalition,der es am 
5.0ktober 2000 gelungen war den Allein- 
herrscher Slobodan Miloievic zu stürzen. 
Diesmal wird es sicher einen Präsidenten g e  
ben - schon, weil in der Zwischenzeit die er- 
forderliche Mindestbeteiligung von 50 Pro- 
zent derwahlberechtigten abgeschafft wur- 
de. 
Das war die erfreuliche Nachricht. Die be- 
trübliche lautet,dass der Kandidat der extre- 
mistischen nationalistischen Serbischen Ra- 
dikalen Partei (SRS),TomislavNikolic,die bes- 
ten Aussichten hat in der ersten Wahlrunde 
die meisten Stimmen an sich zu ziehen.Ob 
dann zwei Wochen später, bei der erwarte- 
ten Stichwahl,dle Parteien des so genannten 
demokratischen Lagers so vielVernunft auf- 
bringen werden, um einen gemeinsamen 
Kandidaten zu unterstützen, ist offen. Der 
Vorsitzende der Demokratischen Partei (DS), 
BorisTadic,derjugendhafte Nachfolger des 
ermordeten Hoffnungsträgers Serbien, Zo- 
ran Djindjic, sticht unter den Kandidaten 
hervor. Um zu siegen, braucht Tadic jedoch 
die Stimmen der Anhänger der rechts-kon- 
servativen Demokratischen Partei Serbiens 
(DSS),die vom PremierVojislav Kojtunica an- 
geführt wird.Für Koitunica ging es bis jetzt 
darum, wie er sich ausdrückt. Äquidistanzzu 
der Radikalen Partei und der Demokrati- 
schen Partei zu bewahren - sieht er sich 
doch gerne in der Rolle des über den Niede- 
rungen des politischen Alltags schweben- 
den und nur das Wohlergehen der Nation 
und des Staates vor den Augen habenden 
Moralisten. 
Koitunicas Gegner werfen ihm aber vor, 
trotz seiner Bekundungen den Anschluss 
Serbiens an die Europäische Union als 
nSchicksalsfragee aufgefasst zu haben, im 
Grunde eine Re-Legitimierung der nationa- 
listischen Ausschließlichkeit zu betreiben. 
Jedenfalls steht fest:Sollte er nicht tatkräftig 
den weiteren Aufstieg der Radikalen Partei 
verhindern helfen, wird er, nicht nur in Au- 
gen vieler Bürger Serbiens, sondern auch im 
Ausland.zum Hauptschuldigen für die politi- 
sche Katastrophe.die dem Land nach einem 
eventuellen Sieg Nikolics bevorstehen wür- 
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de. Die unvermeidliche erneute internatio- 
nale Isolation und das Wegfallen weiterer 
wirtschaftlicher Hilfe würde Serbien vor 
schwierigste sozioökonomische Probleme 
stellen.Die größte Gefahr würde jedoch für 
den inneren Frieden entstehen, denn Niko- 
lics Radikale Partei. früher engst verbündet 
mit MIlo5evic. hat bisher ohne Vorbehalte 
ihre antidem~kratische~ja sogar antizivilisa- 
torische Einstellung auf den Tag gelegt. 
Nikolic als Staatspräsident kann Serbien 
zwar nicht in eine Diktatur verwandeln,aber 
er kann die politische Krise derart zuspitzen, 
dass weitgehende Verwerfung, einschließ- 
lich Gewalt gegen Andersdenkende, mög- 
lich wäre. 
In wenigen Wochen wird zu sehen sein, in 
wie weit dieses Schreckensszenario gerecht- 
fertigt war.Aber auch wenn die demokrati- 
schen Kräfte mit Tadic einen Sieg erringen, 
bleibt offen wie lange die uKohabitationn 
mit Premier Koitunica andauernd, und wie 
Serbien zu einer stabilen und reformorien- 
tierten Regierung finden könnte. Denn wirt- 
schaftlich erreicht das Land nicht einmal die 
Hälfte des Sozialproduktes aus dem Jahr 
1989, vor dem Beginn der jugoslawischen 
Nachfolgkriege. Im Vorjahr wuchs das Brut- 
tosozialprodukt um 1.5 Prozent (nach 3.3% 
in 2002) - notwendig wäre ein sechsfaches 
Tempo, um bis zum Ende dieses Jahrzehntes 
zumindest wieder dort zu sein, wo das Land 
vor 15 Jahren war. 

Das verpuffte Wirtschaftswunder 
Im Bericht der Europäischen Bank für Wie- 
deraufbau und Entwicklung für 2002 hieß es, 
Serbien und Montenegro (damals Bundesre- 
oublikJuooslawien~ hätten.im zweiten Jahr 
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in Folge, die deutlichsten Fortschritte unter 
den 27 Einsatzländern der Bankverzeichnet. 
Von dieser Aufbruchatmosphäre ist in 2004 
nicht viel übrig geblieben. Derzeit beobach- 
ten Ökonomen Fortschritte fast ausschließ- 
lich im privatisierten Bereich, während der 
nach wie vor umfangreiche staatliche Sektor 
größte Kosten verursacht. 
In den letzten drei Jahren sind in Serbien 
etwa 1100 Unternehmen privats'ert wor- 
aen.Da1ur nat Staat etwa 1.3 M liarden E-ro 
kassiert - davon ca. 715 Millionen Euro von 
ausländischen Investoren. Privatisiert wur- 
den bisher nur Firmen im so genannten..ge- 
sellschaftlichen" Eigentum - d.h. Unterneh- 
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men,die nach wie vor nominell von den Be- 
schäftigten verwaltet wurden. Es handelt 
sich um einen Rest der jugoslawischen 
..Selbstverwaltung", eines Models mit dem 
Josip Broz Tito den Staatssozialismus zu 
überwinden hoffte, ohne jedoch Privatei- 
gentum über Produktionsmittel im relevan- 
ten Ausmaß zuzulassen. 
Etwa 500-700 staatliche Unternehmen in 
Serbien warten noch auf ihre Privatisie- 
rung. Das sind zum Großteil verlustbrin- 
gende Firmen,die jedoch viele überschüs- 
sige Beschäftigte auf ihren Gehaltslisten 
führen, wenn auch zu Hungerlöhnen.So11- 
ten sie ,.abgewickelt" werden, würde die 
Arbeitslosigkeit,jetzt nominell bei etwa 25 
Prozent, noch weiter steigen. Allerdings 
gibt es Berechnungen, wonach in Serbien 
etwa die Hälfte des Bruttosozialproduktes 
zusätzlich in der Schattenwirtschaft erzielt 
wird, und die reale Arbeitslosigkeit unter 
15 Prozent liegt. Nichtsdestoweniger lebt 
ein Drittel der Bevölkerung in Armut,wo- 
bei aus westlicher Perspektive auch die Be- 
schäftigten - mit einem Durchschnittsein- 
kommen von netto 174 Euro im Januar 
2004 - als einkommensschwach zu be- 
zeichnen sind. 
Premier Kojtunica verspricht vor der Privati- 
sierung der staatlichen Unternehmen keine 
weiteren Entlassungen im großen Stil einzu- 
leiten. Vielmehr sollen Beschäftigungspro- 
gramme aufgestellt werden, um die Folgen 
der Privatisierung abzufedern. Damit ver- 
sucht die neue Regierung den gewachsenen 
Widerständen gegen die Folgen der,,Transi- 
tion" beizukommen. In den bisher privati- 
sierten 1100 Firmen waren etwa 200.000 
Menschen beschäftigt. Etwa 40.000 haben 
ihre Jobs verloren, wobei weitgehend be- 
triebsbedingte Entlassungen vermieden 
und mehr auf Abfindungen und andere An- 
reize gesetzt wurde. Es handelt sich jedoch 
um Unternehmen.z.B.in der chemischen In- 
dustrie, NahrungsmittelhersteIIung,Pharma- 
zeutikund anderen Bereichen,diezum Bes- 
ten gezählt wird, was Serbien ökonomisch 
anzubieten hatte. Die nächste Privatisie- 
rungswelle betrifft weitaus weniger konkur- 
renzfähige Unternehmen mit weitaus mehr 
Beschäftigen,z.B.die Kfz-Werke in Kraguje- 
vac oder die Elektronische Industrie in Ni$. 
Ob dasTempo der bisherigen Privatisierung 
durchgehalten wird. ist auch politisch frag- 
lich - im neuen serbischen Parlament istdie 
Mehrheit keinesfalls freundlich gegenüber 
neoliberalen Transitionskonzepten. Ohne 
stärkeres wirtschaftliches Wachstum werden 
sich aber die überaus komplizierten politi- 
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schen Probleme des Landes kaum bewälti- 
gen lassen können. 
Nach einer Analyse des Belgrader Instituts 
für Marktforschung hinkt die durchschnittli- 
che Ausrüstung der serbischen Unterneh- 
men 19 Jahre hinter der üblichen Ausstat- 
tung von EU-Unternehmen her.Um die Wirt- 
schaft zu m~dernisieren~und sie somit inter- 
national wettbewerbsfähig zu machen-sind, 
zusammen mit der weiteren Privatisierung, 
gewaltige Finanzspritzen aus dem Ausland 
notwendig. Das Land ist aber mit etwa 14.3 
Milliarden US-S Ende des lernen Jahres 
schon stark verschuldet. Jeder Bürger des 
Landes schuldet derzeit dem Ausland etwa 
1900 US-S. Dazu kommt noch der enorme 
Fehlbetrag von etwa 4,3 Milliarden USS in 
der Handelsbilanz 2003. 
Einer der weiteren Gründe für den stetigen 
Zuwachs des serbischen Schuldenbergs 
kommt davon,dass ein Großteil der langfris- 
tigen Verpflichtungen gegenüber ausländi- 
schen Banken aus Zinsen und Zinsenszinsen 
für Kredite von etwa 2.4 Milliarden USS be- 
steht. die während der MiloJevic-Zeit nicht 
zurückbezahlt werden konnten, da Serbien 
mit internationalen Sanktionen belegt wur- 
den. Die privaten Gläubiger, versammelt im 
so genannten Londoner-Klub, denken je- 
doch nicht daran diesen Teil der Schulden 
abzuschreiben,oder zumindest durch güns- 
tigere Konditionen erträglich zu machen. Es 
war aber der Regierung des am 12.März 
2003 bei einem Attentat ermordeten Minis- 
terpräsidenten Zoran Djindjic am Anfang ih- 
rer Amtszeit gelungen, günstige Bedingun- 
gen für die Rückzahlung der Auslandschul- 
den gegenüber öffentlichen Gläubigern 
(Staaten und internationalen Finanzinstitu- 
ten) zu erreichen. Die Gunst der Stunde er- 
gab sich weil der Westen von der Entschlos- 
senheit der Regierung Djindjic beeindruckt 
war,mit dersie,voraliem im wirtschaftlichen 
Bereich.die Reformen anging. 
Das.kleine serbische ~irt&haftswunder" (so 
oer oamalige Notenbankchef und ,etziger 
Finanzminister Mladan D~nkicl hatte iedocn 
nicht lange Bestand. Noch unter Djindjic 
nahmen die Streitigkeiten innerhalb der Re- 
gierungskoalition DOS (Demokratische Op- 
position Serbiens - die weiterhin diesen Na- 
men trua.obwohl sie 2000 Miloievic von der -. 
Macht verdrängen konnte) zu. Dies führtezu 
einer weitgehenden Lähmung des Parla- 
ments, Ausschaltung vieler anderer staatli- 
chen Institutionen,zum Stillstand der Refor- 
men und gewaltiger Machtkonzentration in 
den Händen Djindjics. Nach seiner Ermor- 
dung am 12.März 2003 vermochten die 
Nachfolger, vor allem der neue Premier Zo- 
ran Zivkovic nicht den roten Faden der Re- 
formen wieder aufzugreifen. Das Land ver- 
sank in eine Serie von Korruptionsskandalen 
innerhalb der DOS,dievorallem von der Par- 
tei G 17 Plus ansTagelicht gefördert wurden. 
Diese neue Kraft besteht im Grunde aus Ab- 
trünnigen der Demokratischen Partei, die 

von Djindjics oft prinzipienlosen Pragmatis- 
mus abgestoßen waren und nach seinem 
Tod eher ein Bündnis mit KoJtunica anstreb- 
ten. als in die Selbstheilungskräfte der De- 
mokratischen Partei zu vertrauen. Zivkovic 
wurde schließlich im Spätherbst 2003 zur 
Ausrufung vorgezogener Neuwahlen ge- 
zwungen,als ersichtlich wurde, dass der R e  
gierung innerhalb weniger Tage der Sturz 
bevorstand. 

Kostunica im Labyrinth 
Es war eine sich sozialdemokratisch nennen- 
de Zwergpartei um den früheren Journalis- 
ten Slobodan 0rlic.die Zivkovic ihre Unter- 
stützung entzog und dadurch Neuwahlen 
erzwang.Orlic konnte seine Partei nur durch 
die finanzielle Unterstützung seines frühe- 
ren Arbeitgebers Bogoijub Karic,dem Besit- 
zer von Banken. des Fernsehsenders BK, und 
anderen Beteiligungen im In- und Ausland, 
am Leben erhalten.(Karics Leuteversuchten, 
nach der Aufhebung der internationalen 
Sanktionen gegen Belgrad 799711998, wie- 
derholt bei der SPD Miloievics Ehefrau.die 
Soziologin Dr.Mirjana Markovic, als nfort- 
schrittliche Autorinx salonfähig zu machen.). 
Karic,einer der wichtigsten Unterstützer des 
Regimes Miloievic. war im Krieg mit den Re- 
formern der DOS-Regierung, weil sie seine 
Machenschaften entblößten, eine seiner 
Banken schließen und seine Unternehmens- 
gruppen mit einigen Dutzend Millionen 
Euro Steuern auf Extra-Profite belegen lie- 
ßen. Karics Intimfeind Din- 
kic ist zwar unter KoJtunica 
Finanzminister geworden. 
aber das Oberste Gericht 
Serbiens hat Karic seine 
Euro-Millionen zurücker- 
stattet,da das Vorgehen der 
Behörden formell nicht ein- 
wandfrei war. Karic und an- 
dere serbische.0ligarchen". 
die wesentlich zum Sturz 
der DOS-Koalition beigetra- 
gen haben, erhoffen sich 
unverhohlen mehr Einfluss 
auf die Regierung KoJtuni- 
Ca. Ob Dinkic sein Verspre- 
chen erfüllen kann, die an 
Karic zurückerstatteten Mil- 
lionen wieder in die Staats- 
kasse einzutreiben, wird viel 
über die realen Machtver- 
hältnisse im jetzigen Serbi- 
en aussagen. 
Es ist schwierig die aktuel- 
len Machtverhältnisse in 
Serbien genau einzuord- 
nen. Das serbische Parla- 
ment wählte am 3.März 
2004. nach sechswöchigen 
Koalitionsverhandlungen 
eine neue Regierung mit 
KoJtunica an der Spitze.Die 
Mehrheit verdankt der Pre- 

mier der Duldung durch die Sozialistische 
Partei Serbiens (SPS),deren nomineller Chef, 
der frühere Alleinherrscher Serbiens, Slobo- 
dan Miloievic,vor dem Haager Kriegsverbre- 
chertribunal steht. Sie stellen nur noch 22 
der 250 Abgeordneten.Aber dank ihrer neu- 
en Rolle als Mehrheitsbeschafferfür KoJtuni- 
cas Mitte-rechts-Regierung ist diese Gruppe 
wieder politisch relevant geworden. 
Koitunicas Koalitionspartner sind die libera- 
le Partei G17 Plus mit dem neuen Vizepre- 
mier Miroljub Labusan der Spitze (Finanzmi- 
nister Dinkic ist sein Parteivize), sowie das 
politisch unberechenbare Gespann Vuk Dra- 
Jkovic (Chef der monarchistischen Serbi- 
schen Erneuerungsbewegung SPO) und V e  
limir llic (Vorsitzender der Regionalpartei 
Neues Serbien und bisheriger Bürgermeister 
der maroden Industriestadt Czaczak).llic, be- 
kannt dafür,dass er unerwünschte Journalis- 
tenfragen auch mit Faustschlägen quittiert, 
ist zum Superminister für,,Kapitalinvestitio- 
nen" avanciert. Drarkovic erklomm auf 
Grund der Koalitionsvereinbarung endlich 
seinen Traumjob - er wurde im April 2004 
Außenminister von Serbien und Montene- 
gro.Gleichzeitig wurde zum neuenverteidi- 
gungsminister von Serbien und Montene- 
gro Prvoslav Davinic (G1 7 Plus1 ernanntrein 
lang gedienter UN-Diplomat,dem gutever- 
bindungen nach Washington nachgesagt 
werden. 
Die Oppositionsbänke füllen die extremisti- 
sche Serbische Radikale Partei (SR5 - mit 82 



Abgeordneten die stärkste Partei im Parla- 
ment),deren ChefVojislav Sejelj ebenfalls im 
Haager Gefängnis sitzt, sowie die zentristi- 
sche Demokratische Partei (DS), die bis zu 
den Neuwahlen Ende 2003 die Regierung 
führte. 
EineTeilnahmeder D5 an der neuen Reaie- - 
rung und somit die Festigung eines Mehr- 
heitskabinetts wurde von Kojtunica bisher 
kategorisch abgelehnt, obwohl seine 
wichtigster Koaiitionspartner G17 Plus an- 
dauernd auf eine Regierungsbeteiligung 
der DS pocht. Kogtunica bezeichnet sie als 
Verursacherin aller Verwerfungen nach 
dem SturzMiloievics-vor allem mangeln- 
der Rechtsstaatlichkeit, Ausbreitung der 
organisierten Kriminalität, selbst bis hin 
zur Ermordung des Premiers Zoran Djind- 
jic. 
Im derzeitigen politischen Labyrinth Serbi- 
ens ist am wenigsten wahrscheinlich, dass 
eine handlungsfähige Regierung längere 
Zeit entschlossen, die dringenden wirt- 
schaftlichen und politischen Reformen fort- 
setzt. Die Instabilität ist ein schwerwiegen- 
des Handikap, wenn es darum geht-die zwei 
wichtigsten Ursachen der Staatskrise zu 
überwinden: die ungelöste Zukunft der 
staatlichen Union mit Montenegro und die 
Statusfrage von Kosovo. 

Der März-Pogrom i n  Kosovo 
Der Pogrom am 17.und 18.März gegen die 
serbische Minderheit hat fünf Jahre inter- 
nationale Friedenspolitik in einen Scher- 
benhaufen verwandelt.Nach Angaben der 
UN-Polizei beteiligten sich über 50.000 Al- 

Truppe, vertraute die UN die Sicherstellung 
des Friedens in der völkerrechtlich nach wie 
vor zu Serbien gehörenden Provinz. lhrefak- 
tische Ausgliederung aus dem serbischen 
Staat mündete bisher nicht in der formellen 
Unabhängigkeit Kosovos, sondern in der 
Herstellung eines UN-Protektorats. Die Re- 
gierung Kosovos und anderenprovisorische 
Organe der Selbstverwaltung" können 
nichts unternehmen, ohne dass der westli- 
che Prokonsul (der Hohe Vertreter der UN) 
darüber richtet - und In der Regel wurden 
bisher alle Beschlüsse der albanisch domi- 
nierten Behörden aufgehoben,wenn sie der 
Herstellung der Unabhängigkeit dienen soll- 
ten. 
Die Resolution 1244 des UN-Sicherheitsra- 
tes bekräftigt die..Souveränität und terri- 
toriale Unversehrtheit der Bundesrepublik 
Jugoslawien" und gewährt Kosovo .sub- 
stantielle Autonomie und tatsächliche 
Selbstverwaltung".Als im Vorjahr die Bun- 
desrepublik Jugoslawien in die staatliche 
Union "Serbien und Montenegro" umge- 
wandelt wurde, unterschrieb der Außen- 
politische Vertreter der EU, Javier Solana, 
das Abkommen mit. Es sieht vor, dass im 
Falle einer Auflösung der..staatlichen Uni- 
on" Serbien die völkerrechtliche Sukzessi- 
on antritt, wobei die UN-Resolution 1244 
namentlich genannt wird. 
Da trotz aller Versprechen ihrer politischen 
Führer die Kosovo-Albaner kaum Anzeichen 
einer baldigen Unabhängigkeit und des Zu- 
sammengehen~ mit Albanien erkennen 
können,verwandeln sich in ihrem Wahrneh- 
men zunehmend UNMiK und KFOR zur Be- 

baner an gewalttätigen Demonstrationen. satzungsmacht -so wie man früher den ser- 
Die Berichte über die O ~ f e r  unterscheiden bischen Staat betrachtete. Zudem starben 
sich - es ist von bis zu i 8  Toten die Rede, 
über 800 Menschen sind verletzt worden. 
Etwa 30 serbische Kirchen. davon einige 
Gotteshäuser aus dem 14.Jahrhundert.die 
von der UNESCO zum Weltkulturerbe er- 
klärt waren,sind angezündet und zerstört 
worden. In der geteilten Stadt Kosovska 
Mitrovica, deren nördlicher Teil zu einem 
Gebiet gehört, in dem noch etwa 100.000 
Serben leben, gelang es den internationa- 
len Friedenstruppen KFOR nur mit äußers- 
tem Einsatz größere Zusammenstöße zu 
verhindern, als albanische Demonstranten 
über die Ibar-Brücke in den serbischenTeil 
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zum ersten Mal im Märzauch Albaner unter 
den Schüssen der sich verteidigenden Frie- 
denssoldaten. 
Wer sind aber die Drahtzieher des neuesten 
Gewaltausbruchs? Immer wieder ist von 
Seilschaften der offiziell aufgelösten.Befrei- 
ungsarmee Kosovos" (UCK) die Rede. Zu 
Massendemonstrationen gegen die politi- 
schen Verhandlungen mit Belgrad haben im 
Vorfeld der März-Explosion Schanenorgani- 
sationen wie die,,Volksbewegung Kosovos", 
die,Befreiungsbewegung Kosovos"oder die 
"Nationale Bewegung für die Befreiung Ko- 
sovos" ausgerufen. Alle diese Organisatio- 

der Stadt drängten. Die zentrale Region der nen haben ihre historische Wurzeln in einem 
Provinz. um die Hauotstadt Priitina. ist ei- eiaenartiaen Verschnitt von albanischem 
nen wesentlichen Schritt weiter auf dem 
Weg, um.serbenfrei" zu werden. Die neues- 
ten Vertreibungen löschten die wenigen 
,,Tupfenr' anderer Ethnien in dieser Gegend 
aus. Schon 1999, nach dem Ende des Koso- 
vos-Kriegs, flüchteten vor den Augen der 
NATO und UN 230.000 Nicht-Albaner aus 
der Provinz. 
Mit der Resolution 1244 des UN-Sicherheits- 
rates vom 10.Juni 1999 wurde die Kontrolle 
über Kosovo der UN übertragen. Der Kosovo 
Force (KFOR), der von der NATO geführten 
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Nationalismus mit Ideen aus dem maoisti- 
schen ideologischen Repertoire, angerei- 
chert mit den Gedanken des verstorbenen 
kommunistischen Despoten Albanien, Enver 
Hodxha. Oft werden sie in der westlichen 
Presse mit organisierter Kriminalität in der 
Region -vor allem Drogen- und Menschen- 
schmuggel- in Zusammenhang gebracht. 
Manche westliche Amtsträger in der UNMlK 
und KFOR sprechen sogar von weitgehen- 
der,,Personalunion"zwischen den Chefs der 
organisierten Kriminalität und führenden 

politischen Akteuren in der Region. Die Fi- 
nanzierungswege führen in die Schweiz, 
nach Deutschland und andere westliche 
Staaten, wo albanische Wirtschaftsmigran- 
ten,selten ganz freiwillig, regelmäßige Geld- 
spenden für das ,Vaterlandv aufbringen 
müssen. 

Nur die Dauerkrise steht fest 
Kosovos Ministerpräsident, Bajram Rexhe- 
pi, hat angekündigt,dass die Albaner der 
Provinz im September 2005 eine eigene 
Volksbefragung veranstalten und die Un- 
abhängigkeit ausrufen werden, falls der 
Westen bis dann keine für die Albaner an- 
nehmbare Regelung erreicht. Darauf hin 
versprachen die serbischen Politiker Koso- 
vos ebenfalls ein eigenes Referendum 
über die Loslösung der nördlichen Ge- 
meinden Kosovo im Falle einer Unabhän- 
gigkeit der Provinz. Die 1991 mit der Se- 
zession von Slowenien und Kroatien be- 
gonnene Fragmentisierung Südosteuro- 
pas scheint weiter zu gehen. 
Je unsicherer es in Kosovo wird,desto iaut- 
starker droht auch der Premier Montene- 
gros,MiloOukanovic,mit dem Austritt,sei- 
ner" Republik aus der staatlichen Union 
mit Serbien. die nur unter heftigstem 
Druck der EU Anfang 2003 errichtet wurde. 
Dabei besagen neueste Meinungsumfra- 
gen,dassOukanovic keine Mehrheit in der 
Bevölkerung hinter sich hat: Die Stimmen 
für und gegen die Sezession halten sich 
bei etwa 40 Prozent die Waage,ein Fünftel 
der Bevölkerung ist unentschieden. Eine 
Mehrheit derTitularnation will die Abspal- 
tung nicht - es sind die Angehörigen der 
albanischen und muslimischen Minderhei- 
ten, die zum harten Kern der Befürworter 
der Loslösung zählt, während bei der 
jüngsten Volkszählung die Zahl der Ein- 
wohner Montenegros.die sich ethnisch als 
Serben versteht, sprunghaft auf 40% ge- 
stiegen ist. 
Wo immer man in Serbien und Montene- 
gro, aber auch Bosnien und Herzegowina 
sowie Makedonien, näher hinschaut, lassen 
sich bedrohliche ungelöste Probleme er- 
kennen. Dabei ist durch die jüngste Erwei- 
terung der EU dieser Teil Südosteuropas 
überhaupt nicht mehr der Hinterhof Euro- 
pas - der ,,Westbalkan" ist zum .weichen 
Bauch" der EU geworden! Ist die EU fähig im 
Rahmen ihrer Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik mit diesem Brocken fer- 
tig zu werden? Wird das europäische Inte- 
grationsvorhaben am Balkan das Ende sei- 
ner Ausdehnung erreichen? Wie vor hun- 
dert Jahren, vor dem Ersten Weltkrieg, ist 
die Region, in dessen Mittelpunkt Serbien 
liegt. zum Stolperstein für den Kontinent 
geworden.Ob die Europäer genügend aus 
der Geschichte gelernt haben, werden sie 
bei der Bewältigung der Krise in und um 
Serbien auch in den kommenden Jahren 
zeigen können. SV 3 1 m  



Polnischer Spagat 
Warschaus außenpolitischer Weg zwischen 
NATO und Europäischer Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP) 

Von Katrin Münch 

Das neue EU-Mitgliedsland Polen Außenminister WB odzimierz Cimoszewicz, 
steht in seiner Außen- und Sicherheitspolitik übernehmen will und den bisherigen au- 
am Scheidewea. Eine oro-atlantische Aus- ßenoolitischen Kurs des Landes weiterver- 
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richtung mit einer breiten Zustimmung zur 
NATO waren bisher feste Bestandteile polni- 
scher Außen- und Sicherheitspolitik. Seine 
Unterstützung für die USA bewies Polen 
jüngst als Mitglied der .Koalition der Willi- 
genn,mit der Entsendung einesTruppenkon- 
tingentes von 2500 Soldaten in den Irak.Mit 
dem Beitritt zur Europäischen Union steht 
Polen nun umso dringender vor der Frage, 
wie es sich zur Europäischen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik (ESVP) positioniert. 
Um in Europa an Einfluss zu gewinnen muss 
sich Polen nun auch in die europäische De- 
batte um eine Europäische Sicherheits- und 
Verteidigungspolitikeinbringen und Positi- 
on beziehen 

AuRenpolitik bleibt trotz Regierungskri- 
Se konstant 
Unmittelbar nach dem EU-Beitritt am 1.Mai 
2004 gab der polnische Ministerpräsident 
und Wegbereiter der polnischen EU-Mit- 
gliedschaft. Leszek Miller (SLDLseinen Rück- 
tritt bekannt. Er zog damit die Konsequenz 
aus der Regier~ngskrise~die zu großem Ver- 
trauensveriust in der Bevölkerung und zur 
Abspaltung einer neuen Linkspartei geführt 
hat. Der Unmut der Bevölkerung resultierte 
vor allem aus einer Reihe von Bestechungs- 
skandalen, einer Arbeitslosenquote von 20 
Prozent und einer desolaten Situation im 
Gesundheitswesen. Die Neugründung der 
Sozialdemokratie Polens (SDPL) und der da- 
mit verbundene Austritt von 22 Abgeordne- 
ten aus der regierenden Demokratischen 
Linksallianz (SLO) trug zusätzlich zur Instabl- 
lität der polnischen Regierung bei.Neuer vo- 
rübergehender Ministerpräsident des Lan- 

folgen wird. Die sicherheitspoiitischen Ein- 
stellungen der Regierung zur NATO und zur 
ESVP waren bisher immer parlamentarischer 
Konsens und werden somit auch nach MiI- 
lers R-cdrrttt weireraefuhrt werden Gemaß < 

der polnischenVerfassung musste Belka 14 
Tage nach seinem Amtsantritt im Parlament 
letzte Woche die Vertrauensfrage stellen. 
Dabei erlitt er im polnischen Parlament eine 
große Niederlage, nur 188 Abgeordnete 
sprachen sich für ihn alszukünftigen Minis- 
terpräsidenten aus.262 Abgeordnete votier- 
ten dagegen. Sollte dem Ministerpräsiden- 
ten erneut dasvertrauen verweigert werden, 
wären voraezoaene Neuwahlen bis - - 
spätestens Anfang August die Folge. 
Die NATO-Garant der polnischen Sicherheit 
Für Polen,dass seit 1999 Mitglied der NATO 
ist, nimmt die Eingliederung in das atlanti- 
sche Bündnis einen ganz besonderen Stel- 
lenwert ein. Weiche Bedeutung die NATO- 
Mitgliedschaft für Polen hat.erklärt sich un- 
ter anderem durch dieenge transatlantische 
Bindung zwischen Polen und den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika. 
Die pro-atlantische Einstellung Polens ergibt 
sich vor allem ausden geschichtlichen Erfah- 
rungen des Landes im Zweiten Weltkrieg.Si- 
cherheitspolitisch hat Polen aus dem Trau- 
mata des Zweiten Weltkriegs die Konse- 
quenz gezogen, dass allein die Präsenz der 
USA in Europa Polen vor den europäischen 
Nachbarstaaten schützen kann.Die nordat- 
lantische Sicherheitsorganisation garantiert 
dabei zum einen die enge militärischever- 
bundenheit mit den USA und zum anderen 
sichert sie den politischen Einfluss der USA 
in Europa. Auf der Regierungserklärung im 

des ist der parteilose Marek Belka.Der frühe Januar diesen Jahres unterstutzte der 
re Finanzminister war zuletzt in der amerika- sche Außenminister WB odzimierz Cimosze- 
nischen Zivilverwaltuna im Irak für den Auf- wicz den überaeordneten Stellenwert der - - 
bau der irakischen Wirtschaftzuständig. Bel- NATO in der polnischen Sicherheitskonzepti- 
ka kündigte bereits an,dass er die wichtigs- on erneut durch folgende Worte:,Die NATO 
ten Minister der alten Regierung, so auch bleibt die grundlegende Ebene der transat- 

Katrin Münch, Jahrgang 1980, Studentin der Politikwissenschaft, von September 2003 bis März 
2004~uslands-Studium an der Universität Wroclaw, Polen, studentische ~iifskraft in der Stiftung 
für Wissenschaft und Politik (SWP), Forschungsgruppe Sicherheitspolitik (Prof. Dr. Helga Haften- 

lantischen Zusammenarbeit. Das Nordatlan- 
tische Bündnis ist Garant der Sicherheit Po- 
lens. Die Festigung seiner Geschlossenheit 
und seiner Bedeutung stellt unabänderlich 
das vorrangige Ziel unserer Politik dar." 

Die Europäische Sicherheits- und Vertei- 
digungspolitik (ESVP) 
Die Europäische Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik (ESVP) der EU existiert seit den 
Entscheidungen der EU-Gipfeltreffen in Köln 
und Helsinki im Jahr 1999.Dieeuropäischen 
Staats- und Regierungschefs vereinbarten 
die Schaffung von verteidigungspolitischen 
Institutionen und den Aufbau von europäi- 
schen Krisenreaktionskräften.Seitdem aeht - 
die Entwicklung der ESVP instit~tioneil~aber 
auch militärisch stetig voran.Neben der For- 
derung nach einem Europäischen Außenmi- 
nister, wurde in der EU-Verfassung vor allem 
der militärischeTeil der ESVP ausgebaut. Die 
militärische Entwicklung der ESVP wurde 
zuletzt im Februar 2004 von Frankreich, 
Großbritannien und Deutschland weiter 
voran ge1rieben.h einer gemeinsamen Initi- 
ative vereinbarten die Länder die Einrich- 
tung von .,battle groups" als schnelle und 
kleine Eingreiftruppen vor allem für interna- 
tionale Friedenseinsätze.Die Zunahme eines 
militärischen Gewichts innerhalb der ESVP 
ist dabei stark zu kritisieren. Besonders ge- 
fährlich dabei ist,dass im Bereich der Euro- 
päischen Sicherheitspolitikeine pariamenta- 
rische Kontrolle durch das Europäische Par- 
lament bisher gänzlich fehit.Dennoch bietet 
die ESVPVorteile gegenüber der NATO, weil 
sie auch zivile Aspekte des Krisenmanage- 
ments berücksichtigt.Diese Instrumentarien 
müssten allerdings in Zukunft größere Be- 
achtung finden und weiter ausgebaut wer- 
den. 

Misstrauen gegenüber Europa 
Die Bewertung der Europäischen Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik (ESVPI hat 
sich in den letzten Jahren unter dem politi- 
schen Druckeiner EU-Mitgliedschaftgewan- 



delt. Ihre anfangs ausgesprochen ablehnen- 
de Haltung gegenüber der ESVP hat Polen 
minlerweile modifiziert, ohne jedoch das 
Primat der NATO und der USA immer wieder 
zu betonen. In Polen befürchtet man, dass 
der Entwicklungsprozess der ESVP eine zu- 
nehmende Rivalität zischen den USA und 
Europa erzeugen wird.unter der Polen zu lei- 
den hätte. Polen versteht die Schaffung von 
europäischen Sicherheits- und Verteidi- 
gungsinstitutionen als Konkurrenz zur NATO 
und fürchtet deshalb, dass die ESVP- Ent- 
wicklung langfristig das nordatlantische 
Bündnis schwächt.Das unmittelbare Inter- 
esse Polens, die Präsenz der USA in Europa 
aufrechtzuerhalten, wäre dann durch eine 
starke ESVP gefährdet.Für die polnische Re- 
gierung ist es deshalb von besonderer Be- 
deutung,dass die NATO nicht durch ein Eu- 
ropäisches Sicherheitssystem ersetzt oder 
abgelöst wird. Weiterhin hat Polen Zweifel 
an der Glaubwürdigkeit Europas als Sicher- 
heitsgaranten. Die Handlungsfähigkeit und 
der Handlungswillen der EU im Bereich der 
Außenpolitik wird von Polen kritisiert und 
mit Skepsis beäugt. Das aus der histori- 
schen Erfahrung resultierende Misstrauen 
Polens gegenüber den westeuropäischen 
Nachbarstaaten erschwert hierbei eine 
neutrale Bewertung. Im Kosovo-Konflikt 

wurde vom polnischen Staatspräsidenten 
Kwasniewski beispielsweise eine Parallele 
zwischen dem Verhalten westeuropäischer 
Staaten im Balkan-Konflikt und im Zweiten 
Weltkrieg gezogen. Das zögerliche Ein- 
schreiten der europäischen Alliierten in Sa- 
rajewo verglich er mit dem Verhalten der 
Europäer im Zweiten Weltkrieg.Wie die eu- 
ropäischen Alliierten nicht bereit waren für 
Danzig zu sterben, so waren sie heute nicht 
bereit für Sarajewo zu sterben, so die 
Schlussfolgerung Kwasniewskis. Dieses tie- 
fe Misstrauen gegenüber der Handlungs- 
bereitschaft der europäischen Nachbar- 
Staaten im Krisenfall, ist ein weiterer Grund 
für die polnischen Zweifel an der Giaubwür- 
diokeit einer Eurooäischen Sicherheits- und 

Polen unterstützt die ESVP nur einge- 
schränkt 
Trotz der genannten Zweifel engagiert sich 
Polen bereits bei der Entwicklung der Euro- 
päischen Sicherheits- und Verteidigungspo- 
litik. So hat sich Polen bereiterklärt, die 
schnelle Eingreiftruppe der EU mit einer bis 
zu 2500 Mann starken Brigadezu unterstüt- 
zen.Nach einer aktuellen Meinunosumfraoe 
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der Europäischen Kommission befürworten 
sogar über dreiviertel der befragten Polen 

die Einrichtung einer Europäischen Armee. 
Polen favorisiert allerdings ein ganz eigen- 
ständiges Modell einer zukünftigen ESVP. 
Wichtig ist Polenvorallem,dass eine Europä- 
ische Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
nicht in Konkurrenz zur NATO tritt. Militäri- 
sche Strukturen in Europa sollen nach polni- 
schen Vorschlägen eher die NATO unterstüt- 
zen,statt diese zu verdoppeln oder sogar zu 
ersetzen. 
Polen hat,nichtzuleutdurch den EU-Beitritt, 
ein unmittelbares Interesse an einem ge- 
meinsam handelnden Europa und an einer 
eigenständigen Europäischen Außen- und 
5icherheitspolitik.Unbegründet bleibt somit 
die Befürchtung. die Aufnahme der neuen 
ost- und mitteleuropäischen Staaten würde 
die EU in einen europäischen und einen at- 
lantischen Teil spalten. Polen wird die Ent- 
wicklungen der ESVP nicht boykottieren, 
sondern eher fördern. Allerdings wird sich 
Polen,ähnlich wieGroßbritannien,in der De- 
batte um die Zukunft der ESVP weiterhin für 
das Primat der NATO stark machen.Somit ist 
es falsch und polemisch, Polen als das troja- 
nisches Pferd der USA zu bezeichnen. Viel 
mehr muss im Bezug auf Polen von einem 
europäischen Atlantiker gesprochen wer- 
den, der den Diskurs um die Zukunft der 
ESVP neu gestalten wird. W? 3 1 m  

Die SPÖ und die Zusammenarbeit 
mit der FPÖ in Kärnten 
lnterview mit Jürgen Hirsch 

spw: Lieber Jürgen, wie geht es einem Lin- ,,Arbeitsabkommen" damit gerechtfertigt, spw: Peter Ambrozy spricht von der,,zweit- 
ken in der SPÖ. wenn er miterieben muss. dass es um Kärnten geht. Was sind deiner besten Lösung, damit wir Kärnten Haider 
dass seine Partei Jörg Haider zum Landes- Meinung nach,die tatsächlichen Gründe? nicht allein überlassen". Warum kam keine 
hauptmann von Kärnten macht? Jürgen Hirsch:DieGesamtantwort ist leider et- Koalition mit ÖVP und Grünen zustande? 
Jürgen Hirsch: Grundsätzlich schlecht. Und was schwieriger.Das Bundesland Kärnten hat Jürgen Hirsch: In der ÖVP selbst - die mit der 
dieisp (initiative für eine sozialistische politik verfassungsmäßig eine Konzentrationsregie- FPÖ in der Bundesregierung steckt - sind 
in der s ~ ö )  hat unter anderem mit einem of- runaa 1aSchweiz.Konkret heißt das:alle Partei- nach der Wahl alle ehemaliaen Haideraea- . . - 
fenen Brief gegen die,,technische" Zusam- en sind immer- prozentual gemäß ihres Wäh- 
menarbeit und den,,lockerenW Umgang mit leranteils - in der Landesregierung personell - - 

der FPÖ protestiert. vertreten.Sie müssen zusammenarbeiten.Die 
spw: Aifred Gusenbauer hat vor den Wahlen Haider-FPÖ (42%) ist durch den übermäßigen 
verkündet: Noch ehe der Hahn drei mal Oe- Verlust (Stand derzeit nur mehr 9.8%) wieder . . 
kräht hat, werden die Bürgerlichen ~ a i i e r  zur stärksten Partei geworden. Die SPÖ steht 
zum Landeshauptmann gewählt haben! bei 38%. das bedeutet einen enormen Zu- 
Jetzt sind es die ~ozialdemikraten, die Hai- wachs von fast5,8%, hat aber gemeinsam mit 
der den Steigbügel halten.Offiziell wird das den Grünen (10%) keine Mehrheit. 

Jürgen Hirsch ist langjähriger Funktionär der Sozioldemokrotischen Freiheitskämpfer, Leiter der 
SPÖ-Sektion/Abteilung 9in Wien/Meidling sowie seit 1997Mitarbeiter der initiative für eine sozi- 
olisfische politik der spä. 
Das lnterview führte am 20. März2004 fürspw Klaus Störch, 43, Sozialwissenschoftler, erlebt in 
Flörsheim am MainiD) und Bregenz (A). 

- 
ner zurückgetreten worden. An ihre Steile 
sind die Befürworter einer FPÖ/ÖVP-Zusam- 
menarbeit gekommen. Damit gibt es keine 
Mehrheit links von der FPÖ. SPÖ. ÖVP und 
Grüne sind deshalb keine Option mehr.Die 
SPÖ selber wird Haider nicht aktiv wählen. 
Sie hat aber mit der Haider-FPÖ- um offen- 
sichtlich mehr Einfluss auf die Gestaltung 
der Landespolitik zu nehmen als ehemals 
unter der FPÖIÖVP-Landesregierung - ein 
,,Arbeitsübereinkommen" geschlossen. 
spw: Haiders Erfolg lag sicher auch an der 
Schwäche seiner Gegner. Die ÖVP-Spit- 
zenkandidatin Elisabeth Schwucher hatvon 
vorneherein ausgeschlossen Haider zum 
Landeshauptmann zu wählen. Übrigensge- 
gen den expliziten Willen des großen ÖVP- 



Vorsitzenden und Bundeskanzler Wolfgang 
Schüssel.Dem liegtviel daransdass Haider in 
Kärnten bleibt? 
Jürgen Hirsch: Die SPÖ in Kärnten hatte vor 
der Wahl festgelegt, dass die stärkste Partei 
den Landeshauptmann stellen soll.Es war si- 
cher eine Fehleinschätzung, dass die SPÖ 
selber dieses Ziel erreicht.Sie hatte die Hoff- 
nung damit ehemalige Wähler zurückzu be- 
kommen. Es gingen aber mehr Wähler von 
der ÖVP zur FPÖ, sodass der SPÖ-Zuwachs, 
der enorm war, trotzdem nicht reichte ... Für 
Schüssel selbst wäre ein,,arbeitsloser" Haider 
ein unerwünschter Störenfried im weiteren 
politischen Umbau für seine neoliberal aus- 
gerichtete Bundesregierung ... 
spw:Auf der Homepage der SPÖ ist viel über 
das Pensionsvolksbegehren und die anste- 
henden Präsidentschaftswahlen die Rede. 
Wird die Causa SPÖ-FPÖ totgeschwiegen? 
Jürgen Hirsch: Nein wird sie nicht. Es gibt 
genug inner- und außerparteiliche Diskussi- 
on daruber Außeroem sorgt schon die bur- 
aer iche Presse kraftia dafur. dassder laufen- - < 

de Stimmungsumschwung zugunsten der 
SPÖ, in dessen positiven Sog die Präsident- 
schaftswahlen und das Pensionsvolksbe- 
gehren stattfinden, negativ gestört wird. Ha- 
ben doch die Länder- wie auch die Arbeiter- 
kammerwahlen etc.ständig positive Ergeb- 
nisse für die SPÖ gebracht. 
spw:Gusenbauer schweigt zu all dem? Wel- 
che Argumente wird er in Brüssel vor dem 
Kongress der Parteiführer der europäischen 
Sozialdemokraten und Sozialisten anfüh- 
ren? 
Jürgen Hirsch: Er selbst hat in der Causa 
Kärnten- bei aller Ablehnungzu Haider und 
der FPÖ - nur begrenzten Einfluss auf die 
SPÖ-Landesparteiführung in Kärnten. Gu- 
senbauer gilt. als langjähriger SJ-Vorsitzen- 
der, als grundsätzlicher Gegner der FPÖ. Er 
kann allerdings eine regionale.Arbeitsregie- 
runa" (nicht zu verwechseln mit einer Koali- - .  
tion) nicht verhindern ... 
spw:Diefranzösischen Sozialisten wollen die 
österreichischen Sozialdemokraten sanktio- 
nieren? 
Jürgen Hirsch: Bei den französischen Genos- 
sen scheint einiges an verfassungsmäßigem 
Unwissen über Österreichs Länderverfas- 
sung emotional durchzuschlagen. Die SPÖ 
könnten in Kärnten gar nicht ausder Regie- 
rung,,gehen3', weil dieses verfassungsmäßig 
nicht möglich ist.Was übrigens von der Ge- 
samtbevölkerung Kärntens nicht positiv, 
sondern als,,Arbeitsverweigerung" goutiert 
werden würde. 
spw: Ist die ,,Ausgrenzung Haiders" für die 
Sozialdemokraten in Österreich ein auslau- 
fendes Modell? Erst essen Haider und Gu- 
senbauer Spargel, und jetzt trinken Haider 
und Ambrozy Chianti? 
Jürgen Hirsch: Hier wirkst und läuft viel mit 
bürgerlicher Schlagwortpolemik ab, ohne 
dass die sozialpolitischen Zusammenhänge 
der Republik - und einer zutiefst neolibera- 

len Regierung. die eine ..Reformpolitik" be- 
treibt, die nicht unähnlich der in Deutsch- 
land durchgesetzten ist - bekannt sind.Die 
.Selbstausgrenzung" der FPÖ-Haider,durch 
rechtsradikale Politikeinschätzungen, wurde 
von der neoliberal-konservativen ÖVP .er- 
folgreich" durch die Regierungskoalition 
aufgehoben.Sieverändern und privatisieren 
Österreich reiativ,,erfolgreich":Vom Solidar- 
Staat zum neoliberalen Spekulationsstaat. 
Mit Haiderund derFPÖ,die ihrwählerpoten- 
zial in den letzten zwei Jahren in allen Berei- 
chen (Länder-,Gemeinde-, Arbeiterkammer- 
und Gewerkschaftswahlen) um mehr als die 
Hälfte, nur nicht in Kärnten. reduziert hat,ist 
kein Solidarstaat sozialdemokratischer Vor- 
stellungen zu machen. 
spw: Ist das Ende der Ausgrenzung ein Sig- 
nal für die Bundeswahlen 2006? Werden alle 
Optionen für eine rote Mehrheit offen gehal- 
ten? 
Jürgen Hirsch: Die.Selbstausgrenzung" der 
Haider-FPÖ bleibt praktisch bestehen. Ge- 
genteilig ist -fiktiv gedacht - eine Koopera- 
tion mit der SPÖ politisch nicht durchsetz- 
bar. 
spw: Rot-Schwarz in Salzburg, Schwarz-Blau 
im Bund ... Und jetzt eben Blau-Rot in Kärn- 
ten? 
Jürgen Hirsch: Rot-Schwarz in Salzburg ist 
ein Mehrheitskonzept der Bevölkerung. 
Schwarz-Blau im Bund ein kapitalistisches 
Konzept - mit freundlicher Unterstützung 
der lndustriellenvereinigung - des öster- 
reichischen Neoliberalismus. Blau-Rot- 
Schwarz in Kärnten ist ein regionales .Ar- 
beitskonzept". Mehrheitsfähig wird Haider 
deshalb nicht. 
spw:Wenn der Westen Putin und die Europä- 
ische Union Berlusconi locker nimmt, dann 
werden Österreichs Sozialdemokraten auch 
mit einem Jörg Haider dürfen? 
Jürgen Hirsch:DerVergleich ist schon allein 
von der politischen Möglichkeit und Wir- 
kung unstatthaft und polemisch. Haider 
bleibt ein rechts-nationaler politischer,,Vor- 
stadtkasperie"eines Kleinstaates,dessen po- 
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litische Kraftgegen Endegeht;ohne relevan- 
te EU-Macht und Einfluss. 
saw: Was 'st ietzt fur die ~ inken und die Init'. 
ative für sozialistische Politik in der SPÖ zu 
tun? 
Jürgen Hirsch:Es ist sicherzustellen.dass die 
politischen Grundsätze der SPÖ nicht einer 
Taktik,,zum Opfer fallen" und dementspre- 
chend unverantwortlich kontraproduktiv 
wirken. Und dass das aufgebaute notwendi- 
ge Glaubwürdigkeitskonzept der SPÖ nicht 
nachhaltig, wie auch die Hoffnung einer soli- 
darischen Wähleroemeinschaft. beschädiat > 2 

wird. Dass ein umfassend solidarisches G e  
genkonzept der SPÖ mit den Wählerinnen 
und Wähler entworfen und durchgesetzt 
wird und nicht durch ein taktisches Kurzkon- 
zept Wählerinnen und Wähler aus Ennäu- 
schung einer anderen -oder keiner - Partei 
sich zuwenden ,,müssen". Deshalb fordern 
wir einen Widerruf jeglicher paktierenden, 
taktisch-technischen Zusammenarbeit mit 
der Haider-FPÖ. 
spw:Das klingt sehr abstrakt,was meinst du 
konkret? 
Jürgen Hirsch: Das aufgebaute solidarische 
Glaubwürdigkeitskonzept der SPÖ bedarf 
nun verstärkt einer - auch bei den eigenen 
Funktionären - inhaltlichen theoretisch- 
praktischen Verfestigung .So versteht sich 
doch die isp vor allem als innerparteilicher 
Motor einer grundsätzlichen kapitalisti- 
schen Systemkritik. Dazu befassen wir uns 
gerade auch mit den Themenkonferenzen 
und Arbeitspapieren etc., auch im Zusam- 
menhang mit ATTAC und den Gewerkschaf- 
ten; mit der umfassenden gesellschaftli- 
chen Zerstörung durch infrastrukturellen 
Privatisierungen. Erschwerend kommt aber 
hinzu,dass wir es bis jetzt nicht geschafft 
haben, wie auch die Parteien der SPE 
insgesamt, jenseits nationaler Ansätze ein 
gemeinsames EU-Soiidarkonzept, u.a. ge- 
gen Auflösung und Flexibilisierung der So- 
zialstrukturen bei Steuerdumping, zu ver- 
festigen. 
spw:Vielen DankfürdasGespräch. „ s,ima 

; ,. . 1&:,.g~ 12 W&E-lnformationsbriefe und ca. 6 W&E-Sonderdienste pro 1 
$Z$. 7%'  3i: < I - Jahr mit orientierenden Kurranalysen, informativen ~achartikeln 

und Beiträgen zur Strategiediskusrion der Zivilgesellschaft. 
WEE-Update und WEE-lnfospiegel mit Kurzinfos, Lesehinweisen 

.i und ausführlicher Terminvorschau. 

L Jahresabo für Einzeipersonen 30.- €,für Institutionen, Organi- 
sationen und Medien 60,- €,jeweils zzgl. Versandkosten. 



In diesem Heftsetztdie spw-Redoktion dieReihezur Geschichte derSozialdemokrotie fort Mit diesem Artikelanolysiert der Historiker Gerd-Roi- 
ner Horn, der in Großbritannien arbeitet und lebt, die Einheitsbestrebungen in der europäischen Arbeiterbewegung der dreißiger Jahre des 20. 
Johrhunderts. Er legt dar, welche Rolle die Sozioldemokrotie bei der theoretischen Entwicklung und derproktischen Realisierung von Einheits- 
und Volksfrontbündnissen eingenommen hot, deren Entstehung in der Geschichtsschreibung zumeist der alleinigen Initiative der Kommunisten 
zugeschrieben wird. 

1934 - Eine fast schon vergessene Links- 
wende der europäischen Sozialdemokratie 
Von Gerd-Rainer Horn 

Es war einmal eine Sozialdemokra- 
tie,diesich nicht dazu auserkoren fühlte,sich 
dem herrschenden Konsens,derja nur allzu 
oft der Konsens der Herrschenden ist,zu un- 
terwerfen oder ihn gar zu fördern. Es war 
einmal eine Sozialdemokratie, die sich dem 
stetigen Drang zur Mitte widersetzte und 
sich,anstatt dessen,nach links bewegte.Es 
war einmal eine Sozialdemokratie. die sich 
als experimentierfreudig, innovativ, funda- 
mentaloppositionell und radikal iinkserwies. 
Und damit sind nicht die Akteure und Jahr- 
zehnte des klassischen Sozialismus vor Aus- 
bruch des Ersten Weltkrieges gemeint. 

Die Linke und der auikommende Faschir- 
mus 
Vor genau siebzig Jahren standen (nicht nur) 
in Europa dieZeichen auf Sturm.Die kuruei- 
tige Demokratisierungswelle der ersten 
Nachkriegszeit, eine 
Phase der Konzessi- 

dament der neugewonnenen bürgerlichen 
Demokratie feiernd, fanden sich auf einmal 
weithin isoliert, steuerlos hin- und herru- 
dernd. Als Hitler,ohne maßgeblichen Wider- 
stand nicht nur die Macht übertragen be- 
kam,sondern sie innerhalb weniger Monate 
dazu benutzte, mühsam erworbene demo- 
kratische und soziale Rechte hinwegzufe- 
gen, brach für viele Sozialdemokraten eine 
Weltzusammen.Nicht nur in Deutschland. 
Der ehemalige Menschewik, Alexander 
Schifrin, brachte im Dezember 1933 die 
Schockwirkung der deutschen Tragödie auf 
einprägsame Weise zum Ausdruck:,,,Deutsch 
reden'- das bedeutete in der internationa- 
len Arbeiterbewegung vor dem Kriege den 
Aufbau der zentralisierten politischen Mas- 
senorganisation, die Legalität und den 
Kampf um die Demokratie.,Deutsch reden'- 
bedeutete in der Nachkriegszeit eine sach- 

Aber wie es weitergehen sollte, blieb erst 
einmal höchst unbestimmt.Dass der bisherige 
Kurs in Sackgassen enden würde, wurdevielen 
klar. Doch was war die Alternative? In vielen 
Ländern befand sich die Sozialdemokratie in 
dermisslichen Lage,dasssichdievonihr bisher 
hofierte politische Mitte regelrecht auflöste, 
dass sich aber der einzig andere potentielle 
Partner für gemeinsame Politik der moskau- 
hörige kommunistische Block, weiterhin auf 
.sozialfaschistischer'Linie befand - fiirgemein- 
Same Aktionen also kaum zu haben war,selbst 
wenn sich die Sozialdemokratie zu solchen Ini- 
tiativen durchgerungen hätte. 

Der örterreichische Schutzbundaufstand 
Ungefähr ein Jahr lang dauerte diese Perio- 
de der Orientierungslosigkeit. Dann gescha- 
hen zwei Ereignissean ein- und demselben 
Tag,diegroßeTeiledereuropäischen Linken 

aus ihrer passiven Hal- 
tunq herauszulösen - 

onsbereitschaft wei- begannen. und die 
ter Teile des Bürger- Die ganze Welt befindet sich in Aufruhr, neue, ungeahnte eine der interesSan- 
tums und der in wei- Formen des Kampfes und der Orqanisationen steiqen auf, testen und vielver- - - 
ten Teilen Ost- und sprechendsten Um- 
Südeuro~as ebenfalls fast täglich ändern sich im Weltmaßstab die Konstellatio- bruchDerioden des 
dominanten~ostfeu- nen und Bündnisse,alte Bindungen lösen sich und neue, zwanzigsten Jahrhun- 
dalen Agrarelite, be- derts eröffneten. 
gann mit der Ernen- unerwartete Bindungen treten in Erscheinung,alles fließt den frühen Mor- 
nung Mussolinis zum und dasTem~o der Entwickluna hat alle aewohnten genstunden des 12. 

< < 
Premierminister Itali- Februar 1934 kam es 
ens am November Maßstäbe hinter sich gelassen - nur einige Apparatreste aus Anlass poli. 

1922abzuebben.und leben noch im Altenteil der früheren Vorstellungen und zeilichen Hausdurch- 
spätestens zeitgleich suchung der Partei- 
mit der zehren von den Wunschträumen der Vergangenheit. zentrale der Sozialisti- 

~ ~-~ ~~~ ~- - - -~ ~~~~ 

Weltwirtschaftskrise Revolutionäre Sozialisten Deutschlands (1 935) schen Partei öster- 
in ihr Gegenteil um- reichs (SPÖ) im obe- 
zuschwappen. Die rösterreichischen Linz 
politische Mitte, in zum bewaffneten Wi- 
vielen Ländern bis in die späten zwanziger lich erfolgreiche praktische Aufbauarbeit derstand derLinzer Abteilungendesparami- 
Jahre hinein regierungsfähig, zerbröckelte und den Einbau der Arbeiterbewegung in iitärischenSchutzbundes.lnnerhaIbweniger 
innerhalb weniger Jahre bis fast hin zur Be- den demokratischen Staat.,Deutsch reden'- Stunden sprang die unvorhergesehen mili- 
deutungslosigkeit. Sozialdemokraten, sich bedeutet heute das Martyrium der Konzent- tante Reaktion der Linzer Schutzbündlerauf 
selbst noch vor kurzem als staatstreues Fun- rationslager ...." 1 andere lndustriestandorte Österreichs über. 

Um die Mittagsstunde gab der SPÖ-Partei- 
vorstand in Wien, dessen Vermittlungsver- 
such von der Dollfuß-Regierung abgeblitzt 
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Zeitgleich, doch ohne jegliche direkte Ver- 
bindung zur österreichischen Aktion, fand 
am gleichen Tag in Paris eine ebenfalls von 
Sozialdemokraten initiierte Handlung statt, 
die. oemeinsam mit dem Schutzbundauf- 

. 2  

stand,eine qualitativ nicht zu unterschätzen- 
de Kurskorrektur der europäischen Linken 
nach sich zog. Als Reaktion auf eine von 
rechtsextremen Kräften initiierte, gewaltsa- 
me Bedrohung demokratischer Freiheiten in 
den Straßen von Paris am 6. Februar, riefen 
diefranzösischen Sozialisten am Morgen des 
7. Februar für den 12. Februar zu einer Mas- 
sendemonstration gegen Rechts auf Als sich 
am Vortage der Demonstration die französi- 
schen Kommunisten dazu durchrangen, 
ebenfalls für diese Aktion zu mobilisieren, 
wenn auch in getrennten Aufmärschen,wur- 
de manchen Beobachtern bereits klar, dass 
ein neuerwind zu wehen schien. 
Trotzdem herrschte Ungewissheit darüber, 
ob nicht doch die alten Animositäten zwi- 
schen Sozialdemokraten und Kommunisten 
auf dem Pflaster von Paris zum offenen Aus- 
bruch kommen würden. Als sich aber 
entgegen aller Befürchtungen die sich der 
Place de la Nation nähernden, getrennten 
Demonstrationszüge beim Aufeinandertref- 
fen in gemeinsamem Freudentaumel und 
Umarmungen auflösten, wurde klar, dass 
eine neue Stunde geschlagen hatte. 
Der österreichische Schutzbundaufstand 
endete mit einer Niederlage und brachte die 
kurze Periode der ersten österreichischen 
Republik nach Monaten des schleichenden 
Demokratieabbauszum bitteren Ende. Doch 
allein die Tatsache, dass militanter Wider- 
stand geleistet worden war, erzielte unge- 
ahnte Reaktionen auf Seiten europäischer 
Sozialdemokraten. Der flämische Sozialist, 
Herman van der Goes,resümierteeinige Mo- 
nate später:.Wien bedeutet das Ende der 
passiv akzeptierten Zerstörung des europäi- 
schen Sozialismus.Zum ersten Mal seit Jahr- 
zehnten haben Arbeiter bis zum bitteren 
Ende Widerstand geleistet."2 Im Zusam- 
menhang mit der französischen Kurskorrek- 
tur begann sich eine neue Handlungsstrate- 
gie herauszukristallisieren. 
Schon im Laufe des Jahres 1933 zeichnete 
sich innerhalb der europäischen Sozialde- 
mokratie eine nicht zu ÜberseheneTendenz 
zur Radikalisierung heraus. Innerhalb der 
deutschen Sozialdemokratie, ab dem Früh- 
Sommer nur noch im Untergrund und Exil 
operierend, zeichnete sich ein wachsender 
Widerwille gegen die bisherige Führungsrie- 
ge und deren überkommenen Demokratie- 
verständnis ab.,,EineGenossin aus Unterba- 
den"richtete Ende September ein Schreiben 
an den SPD-Parteivorstand in Praa. das u.a. 

A. 

folgende Passage enthielt:,,Die Genossen im 
Ausland müssen sich über eines klar sein.ln 
Deutschland diskutiert kein Marxist, ob 
Kommunist oder Sozialdemokrat. über die 
Frage Demokratie oder Diktatur. Hier 
herrscht nur eine Meinung, Gewalt ist nur 
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mit Gewalt zu brechen. Und das heutige Re- 
gime zu stürzen um den gewesenen demo- 
kratischen Staat wieder aufzurichten, dafür 
rührt aber auch wirklich niemand in 
Deutschland nur einen Finger. Hier gehen 
also die Meinungen nicht mehr auseinander, 
und das wird insofern klar,als Kommunisten 
und Sozialdemokraten sich heute als Genos- 
Sen bereitszusammengehörig fühlen ...." 3 
Dieser Umschwung fand ein Echo in vielfälti- 
gen Erneuerungsbestrebungen (nicht nur) 
innerhalb der deutschen Sozialdemokratie. 
Neue linke Oppositionsfraktionen erstarkten 
zusehends, wie die Revolutionären Sozialis- 
ten Deutschlands oder Neu Beginnen, und 
der SPD-Parteivorstand sah sich genötigt 
Ende Januar 1934 ein neues programmati- 
sches Dokument zu veröffentlichen, das un- 
ter dem Namen ,Prager Manifest' bekannt 
wurde, und dessen eigentlicher Titel - 
,Kampf und Ziel des revolutionären Sozialis- 
mus'- den Tenor des Inhalts verriet. 

Einheitsfront- gegen Volksfrontkonzept 
Nach der Niederlage des Schutzbundes im 
Februar 1934 kam es zu ähnlichen Missfal- 
lenskundgebungen österreichischer Sozia- 
listen gegenüber der austromarxistischen 
Parteiführung.Und auch im österreichischen 
Unterarund kam es.ebenso wie in Deutsch- - 
land, zu punktueller, oft auch kontinuierli- 
cher, lokaler Zusammenarbeit mit Kommu- 
nisten.Was sich in Deutschland und in Öster- 

bevor diese halbspontane Einheitsdynamik 
dieallerhöchsten Parteiebenen von der Not- 
wendigkeit einer konsequent durchgezoge- 
nen Strategiewende überzeugte. 
Zum allerersten formalen Einheitsfrontab- 
kommen kam es allerdings aus regionalpoli- 
tischen Gründen in Katalonien, und zwar 
schon am 10.Dezember 1933.1n Katalonien 
iedoch hielt sich die wichtioste Fraktion der - 
dortigen iohnabhängigen Arbeiterschaft, 
die anarcho-syndikalistische Nationale Ar- 
beiterkonföderation (CNT), fern von dieser 
neuen Verbindung.Zur ersten Einheitsfront, 
die prinzipiell alle Hauptakteure einer 
zumindest regional starkverankerten Linken 
beinhaltete, kam es dann Ende März 1934 im 
nordspanischen Asturien, einem Industrie- 
und Bergbauzentrum. 
Der Hintergrund für diese (auch im internati- 
onalen Rahmen) bahnbrechende Arbeiterai- 
lianz. wie diese Einheitsfront genannt wurde, 
war zum einen eine (im Vergleich zu Katalo- 
nien) weniger sektiererisch argumentieren- 
de und handelnde CNT, aber vor allen Din- 
gen eine dynamisch operierende und von 
der Notwendigkeit einer Einheitsfrontpolitik 
überzeugte Sozialdemokratie,die ihre regio- 
nale Tageszeitung, Avance, de facto in ein 
Kampforgan der asturischen Arbeiterein- 
heitsfront umfunktionierte. 
lm Juli 1934 kam esdann zur massenhaften 
Übernahme des Einheitsfrontgedankens 
auch nördlich der Pyrenäen. zuerst im 

reich nur unter den tristen Umständen der II- damals noch demokratischen Saargebiet, 
leaalität und des Exils als Hoffnunasträaer dann in Frankreich. Österreich und - - - 
auftat, wurde durch die französischen Mas- anderswo. Ab dem Sommer 1934 begann so 
sendemonstrationen am 12. Februar, die die kurze Periode der Hoffnung auf magi- 
auch in Provinzstädten ähnlich einheitsfreu- sche Erfolge der Einheitsfront. eine Wende. 
dig abliefen,als neuer Kursauch für noch be- die meist von sozialdemokratischer Seite in- 
stehende Demokratien für jedermann sicht- itiiert,auf unterster Ebene halbspontan prak- 
bar.Erst aberdauertees noch einige Monate, tiziert, und schlieRlich unter Druck auch von 



Moskau akzeptiert und bald allseits propa- 
giert wurde. Befürworter dieser neuen Stra- 
tegie erwarteten von dieser Kurswende eine 
neue, dynamisierende Offensive gegen die 
seit Jahren siegreich von Erfolg zu Erfolg 
marschierende radikale Rechte im nationa- 
len wie auch im internationalen Rahmen. 
Im November 1934 veranschaulichte der 
Führer der französischen Sozialisten Leon 
Blum den psychologischen Effekt dieses 

schlechthin. Renitente nationale Sektionen, 
wie insbesondere die Kommunistische Par- 
tei Deutschlands, wurden im Laufe der 
nächsten neun Monateaufvordermann ge- 
bracht.Was allerdings für die Komintern nur 
eine Frage der Zeit war, bewahrheitete sich 
für die SAl als weitaus schwieriger und 
letztendlich unmöglich. Denn die SAl hatte 
bedeutend weniger interne Machtmittel zur 
Verfügung um egal welchen Kurs generell 
für alle Sektionen vorzuschreiben, selbst 
wenn die SAl-Spitze eine für alle verbindli- 
che Kurskorrektur beschlossen hätte. Und 
die SAl blieb in dieser Frage zutiefst gespal- 
ten. 
Der von Blum für Frankreich zitierte Paradig- 

neuen Kurses mit folgenden Worten auf ei- 
ner wichtigenTagung der Exekutive der So- 
zialistischen Arbeiter-Internationale (SAli: . . 
.Wir alle wissen ganz genau, wie die Atmos- 
phäre war, wenn wir in der Vergangenheit 
vor großen Menschenmengen Ansprachen 
hielten, und wie sich die Dinge in der Zwi- 
schenzeit geändert haben. Bisher endeten 
solche Veranstaltungen unweigerlich in 
hasserfüllten Polemiken-dieeinen merkwür- 
digen Beigeschmack der abgrundtiefen 

menwechsel fand nicht überall in Europa 
statt.Der österreichische und italienischeSo- 
zialismus machte hier zwar mit,doch waren 
diese Bataillone, einstmals zahl- und ein- 
flussreich, nur mehr im Untergrund und Exil 
aktiv.ln Deutschland war die objektive Lage 
ähnlich, doch hier verstand es die Exilfüh- 
rung. das höchstwahrscheinlich für sie un- 
günstige Kräfteverhältnis im Exil und Unter- 
grund zu ignorieren, und einen einheits- 
feindlichen Kurs konsequent als sozialdemo- 
kratische Politik schlechthin zu verkaufen.5 
In Belgien kam es nur zu Einheitsfrontab- 
kommen auf Seiten der Arbeiterjugendorga- 
nisationen. Eine Variante der Einheitsfront- 
abkommen, der Planismus von Hendrik de 
Man, entwickelte hier eine interessante Ei- 
gendynamik mit internationalem Widerhall, 
die in diesem Rahmen aber nicht näher be- 
rücksichtigt werden kann.6 Aber selbst in 
Spanien, das sozialpolitische Laboratorium, 
in dem sich die allerersten Einheitsfronten in 
ganz Europa entwickelten, kam es nie zu ei- 
ner nationalen Herausbildung dieser Akti- 
onsbündnisse. Andere Befürworter eines 
Einheitsfrontkurses. wie der polnische Bund 
oder die russischen Menschewiki,verfügten 
zwar über moralischen Einfluss,doch zählten 
ihre Stimmen relativ wenig innerhalb der 
immer noch mitgliederstarken SAl. 
Was diesem heterogenen.Linksblock'inner- 
halbder SAi die größten Schwierigkeiten be- 
reitete war die Existenz eines numerisch 
stärkeren.Rechtsblocks: bestehend aus den 
weiterhin legal operierenden Sektionen in 
den Niederlanden, Großbritannien, Skandi- 
navien und der Tschechoslowakei. Dieser 
Rechtsblock- wegen der Dominanz der bri- 
tischen Labour Party auch oft als ,Pfund- 
block'bezeichnet - weigerte sich konstant, 
die Einheitsfront als neue SAl-Strategie zu 
akzeptieren,eine Haltung,die natürlich un- 
ter anderem in der völlig andersartigen in- 
nenpolitischen Situation dieser Länder be- 
gründet lag. Aufgrund dieser Pattsituation - 
wäre es innerhalb der SAl-Exekutive zu einer 
Kampfabstimmung gekommen, hätte der 
Rechtsblock eine Mehrzahl der Stimmen 
hinter sich vereinigt - verstanden es die 
Wortführerdes Linksblocks bald,nichtaufei- 
nen Mentalitätenwandel des Rechtsblocks 
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dessen Massenversammlungen statt, wo der 
gemeinsame Wunsch der französischen Ar- 
beiterschaft in zweierlei Hinsicht Ausdruck 
findet:den Faschismus mit allen uns zurver- 
fügung stehenden Mitteln zu bekämpfen. 
und uns auf die kommende sozialistische 
Gesellschaft vorzubereiten."4 
Einheitsfronten entstanden als Abwehrmit- 
tel gegen die damals in derTat international 
operierende faschistische oder zumindest 
diktatorische Rechte.Da sie prinzipiell nicht- 
proletarische Organisationen von diesen 
Bündnissen ausschlossen, ergab sich eine 
tendenziell ungebrochene,undfürvielezeit- 
genössische Beobachter subjektiv als unwi- 
derstehbar angesehene Dynamik in Rich- 
tung fundamentalem gesellschaftlichen 
Wandel. Ein erfolgreicher Antifaschismus 
stand so in unmittelbarem Zusammenhang 
mit einer ebenso notwendigen Überwin- 
dung des Kapitalismus schlechthin. Nach 
Jahren der Passivität und einer Kette von 
Niederlagen stand auf einmal der Sozialis- 
mus quasi auf derTagesordnung. 
Niemand kann mit Gewissheit sagen, ob 
solch ein eklatanter politischer, ökonomi- 
scher und sozialkultureller Wandel wirklich 
eingetroffen wäre, wenn es zu einer konse- 
quenten internationalen Anwendung der 
Einheitsfrontstrategie gekommen wäre. 
Denn zu solch einer internationalen -und  
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Anwenduna der neuen Wunderwaffe kam - 
es nle.VieleGründe könnten hierfür genannt 
werden. Nur einer,aber ein enorm wichtiger, 
soll hier kurz besprochen werden. 
Die maßgeblich von sozialdemokratischer 
Seite in die Wege geleitete Einheitsfrontstra- 
tegie wurde im Laufe des Frühsommers 
1934 von den höchsten Instanzen der Kom- 
intern unter dem Druck der Ereignisse ak- 
zeptiert und wurdedaraufhin zur generellen 
Anwendung nicht nurfreigegebensondern 
sie wurde zur neuen Komintern-Strategie 

Supplement: Roben Brenner, 
Neuer Boom oder neue Bubbie? 

Probeabo (3 Hefte): Abo: E 10,- 
Abo: f 62.- (erm. £ 44;) 
Redaktion Sozialismus 
St. Georgs Kirchhof 6, 20099 Hamburg 
Fax 040/280 505 68 
e-Mail: redaktion@sozialismus.de 



zu hoffen,sondern die nationale Autonomie 
der jeweiligen Sektionen zu verteidigen, um 
zumindest die real existierenden Einheits- 
fronten auf nationaler und regionaler Ebene 
aufrechterhalten zu können. 

Vermittlungsversuche zwischen SAl und 
Komintern 
Die eigentlicheTragik dieses Unentschiedens 
auf SAl-Ebene war allerdings auf einer ganz 
anderen Ebene angesiedelt. Denn ab Sep- 
tember 1934 wurde klar,dass die Komintern, 
nachdem sie sich mühsam dazu durchgemn- 
gen hatte, ihren Sozialfaschismuskurs aufzu- 
geben, nicht nur davon überzeugt war, dass 
die Einheitsfrontstrategie notwendig sei,son- 
dern sie seme nun alles daran, diese Art 
Bündnis auch auf internationaler Ebene um- 
zusetzen.Wiederhot bemühten sich leitende 
Komintern-Funktionäre darum. die zögerli- 
che Sani-Mehrheit in gemeinsame Aktionen 
einzuspannen.Zweima1 kam es sogar zu per- 
sönlichenTreffen von Komintern-Abgeordne- 
ten und Spitzenfunktionären der SAl,einmal 
im mondänen Jugendstilhotel Metropole in 
der Brüsseler Innenstadt, das andere Mal in 
Leon Blums Pariser Privatwohnung. Die SAl- 
Linke.der Linksblock,versuchte alles,um die- 
sen Bemühungen Hindernisse aus dem Weg 
zu räumen. Als es immer deutlicher wurde, 
dass der Rechtsblock sich in dieser Hinsicht 
nicht in die richtige Richtung bewegen ließ, 
ergriffen führende Vertreter des Linksblocks 
schließlich die Eigeninitiative. 
Allen voran das Zweigespann Otto Bauer 
undTheodor Dan begann ab Oktober 1935 
eine Reihevon persönlichen Kontakten mit 
der Komintern-Spitze aufzunehmen, die zu 
zahlreichen quasi-konspirativenTreffen von 
Vertretern beider Seiten, meist außerhalb 
der Sowjetunion, führte. Einmal reiste ein 
persönlichervertreter Otto Bauers sogar zu 
einem Treffen mit Dimitri Manuilski nach 
Moskau. Diese wiederholten Versuche, die 
gegenseitigen Hindernisse, die einer Ver- 
ständigung von Komintern und SAl entge- 
genstanden,aus dem Wege zu räumen, hiel- 
ten bis zum Sommer 1936 an. Im Rahmen 
dieser vertraulichen Gespräche kam es noch 
im März 1936 zu einem persönlichenTreffen 
zwischen Otto Bauer und Nikolai Bucharin in 
Prag.Doch kam es letztendlich auch auf die- 
se Weise zu keiner Kurskorrektur auf Seiten 
der SAl-Mehrheit. 
Sicherlich muss man sich die Frage stellen, 
inwiefern die Komintern genuin an einer ef- 
fektiven Zusammenarbeit im Rahmen eines 
Einheitsfrontabkommens mit der SAI inter- 
essiert war. Frühere und nachfolgende Kurs- 
Schwankungen der Komintern mögen hier 
Zweifel an der Aufrichtigkeit derartiger Of- 
ferten aufkommen lassen.Doch ist nicht von 
der Hand zu weisen,dass sich die Sowjetuni- 
on - und damit die Komintern-Führung - 
während fast ihrer gesamten Existenz aus 
gutem Grund international isoliert fühlte, 
sich um Bündnispartner bemühte, und 

hierbei keinerlei Grenzen setzte. Es besteht 
kein Zweifel daran, dass die Komintern-Füh- 
rung in den Monaten nach dem Frühjahr 
1934 in konsequent und international 
durchgeführten Einheitsfrontabkommen ei- 
nen Ausweg aus ihrer vertrackten Lage sah, 
und dass daher ihre Offerten in dieser Hin- 
sicht ernst gemeint waren. 
Dafür spricht auch die Haltung von Persön- 
lichkeiten der SAl-Linken,die in kaum einer 
Hinsicht des Philokommunismus bezichtigt 
werden können, wie nicht zuletzt der altge- 
diente Menschewik Theodor Dan. Das ab- 
schließende Zitat des engsten Weggefähr- 
ten Otto Bauers zu dieser Zeit mag einen 
Einblick in die Hoffnungen und in die Mög- 
lichkeiten dieser Monatezu vermitteln.The- 
odor Dan schriebam 28.Januar 1936,alssich 
immer klarer am Horizont abzeichnete. dass 
sich der Pfundblock nicht bewegen würde: 
,,Desto schlimmer füruns,wenn wir die zwei- 
jährige Periode der Einheitsaktion nicht 
dazu auszunützen verstanden haben, um 
diese schwierige und komplizierte Frage, 
wenn nicht zu Iösen,so wenigstens der Lö- 
sung um einige Schritte näher entgegenzu- 
bringen. Das Unmögliche bleibt doch un- 
möglich, und wenn wir weiter mit der gan- 
zen Leidenschaft an dem Einheitswerkarbei- 
ten wollen,so bleibt uns nichts anderes,als 
unsere Niederlage zu registrieren, ihre Ursa- 
chen durchzudenken, um in der nächsten 
Etappe die Verwandlung des heute Unmög- 
lichen in das morgen Mögliche vorzuberei- 
ten."7 Aber auch dazu kam es leider nicht, 
denn die nächste Etappe ging in die genau 
entgegengesetzte Richtung 
Denn, ebenso wie die Einheitsperiode im 
Grunde als Produkt real existierender sozia- 
ler Bewegungen analysiert werden kann 
und muss.genauso veränderte sich das Stra- 
tegieverständnis der europäischen Linken, 
insbesondere der SAl-Linken,auch weiterhin 
in rascher Abfolge als Reaktion auf histori- 
sche Ereignisse und Entwicklungen. Der ers- 
te großeTest der Arbeiterallianz fand im Ok- 
tober 1934 statt, als die asturische Linke, 
mittlerweile in der Tat das gesamte Spek- 
trum der nordspanischen Linken abde- 
ckend. dem Beispiel der österreichischen 
Schutzbündler folgend, einen bewaffneten 
Aufstand gegen die drohende Faschisierung 
Spaniens begann. Als nationaler Widerstand 
konzipiert, von der sozialdemokratischen 
Führung in Madrid initiiert. blieb der eigent- 
liche Aufstandsversuch auf Asturien und an- 
dere Orte Nordspaniens begrenzt. was 
zwangsweise eine blutige und nachhaltige 
Niederlage nach sichführte,diespäter einen 
Teil der Verbitterung spanischer Innenpolitik 
in Bürgerkriegszeiten ausmachte. 

Die Einheitsfrontstrategie scheitert 
Die blutige Unterdrückung der asturischen 
Kommune bedeutete zwar keineswegs das 
rasche Ende der Einheitsfronthoffnungen, 
weder inSpanien nochanderswo,doch kann 

man im Nachhinein ohneweiteresdieersten 
Keimzellen der nachfolgenden Abschwä- 
chung radikaler Tendenzen in ganz Europa 
auf diesen Rückschlag zurückdatieren. Denn 
erst abOktober 1934wurden dieersten Füh- 
ler in Richtung Volksfrontpolitik ausge- 
streckt. Und Volksfrontpolitik, ganz im Ge- 
gensatzzum herkömmlichen Geschichtsver- 
ständnis der dreißiger Jahre, beinhaltete gra- 
vierende qualitative Unterschiede zur vor- 
hergehenden Periode der Ausrichtung auf 
Einheitsfronten. 
Während Einheitsfronten zwar aus der De- 
fensive gegenüber antidemokratischen Ten- 
denzen erwuchsen. nahmen sie rasch prinzi- 
piell antikapitalistische und nicht nur antifa- 
schistische Züge an.Das explizite Fernhalten 
nichtproletarischer Organisationen, insbe- 
sondere nichtproletarischer politischer Par- 
teien,war hierbei eine wichtige und logische 
Vorbedingung. Volksfronten wurden dem- 
gegenüber von vornherein als Bündnisse 
mischen verschiedenen Klassen betrachtet, 
inklusive bürgerlichen politischen Parteien, 
die naturgemäß kein Interessean irgendwel- 
chen Spielarten von Antikapitalismus hat- 
ten.obwohl sie - und dies machte sie natür- 
lich zum Hoffnungsträger auch für die sozia- 
listische Linke - durchaus für antifaschisti- 
sche Bündnissezu haben waren. 
Und darin oenau bestand das wachsende In- - 
teresse der linken europäischen Öffentlich- 
keit an Volksfront- anstatt Einheitsfrontbünd- 
nissen. Als die Mystikder Einheitsfrontstrate- 
gien allmählich schwächer wurde,als die as- 
turische Kommune sich als Sackgasse erwies, 
und es keiner der zahlreichen anderen Ein- 
heitsfronten gelang, den Faschismus abzu- 
wehren,geschweige denn den Spieß in Rich- 
tung Sozialismus umzudrehen, als die Ein- 
heitsfront im Saargebiet sich ebenfalls als un- 
fähig erwies, den Aufwind der extremen 
Rechten selbst unter optimalen Wahlbedin- 
gungen zu stoppen;zu diesem Zeitpunkt war 
es kein Wunder,dass die Aufmerksamkeit der 
europäischen Linken sich auf breitest mögli- 
chevolksfronten zu konzentrieren begann. 
Ab MaiIJuni 1935 gewann dievolksfrontstra- 
tegiedieoberhand -zuerst in Frankreich und 
dann in Spanien.Auch bei dieserwendestan- 
den wichtigeTeileder europäischen Sozialde- 
mokratie Pate.Die philokommunistische Ge- 
schichtsschreibung schiebt die (Wahl-)Erfol- 
ge der Volksfrontstrategie oft bedenkenlos 
den Komintern-Sektionen zu. In Wirklichkeit 
wäre es ohne die sozialdemokratische Weg- 
bereitung dieser neuerlichen strategischen 
Wende weder in Frankreich und schon gar 
nicht in Spanien zu Volksfrontkoalitionen ge- 
kommen. Erst nach den Wahlerfolgen in 
Frankreich und Spanien gelang es den kom- 
munistischen Parteien disproportionalen Ein- 
fluss über die Politik und die Wirklichkeit von 
Volksfronten auszuüben. 
Doch zu diesem Zeitpunkt war schon vieles 
ZL Spat Die interne Dynami~ vonVo ksfront- 
bunon ssen war der Einhe!tsfrontta~tik fast 



254 Widerstand 
und Erinnerung 

»>Wer sich zur Geschichte seiner 
Bewegung verhält, wie jemand, der sich 
an nichts erinnert<, heißt es bei Lenin, 
>kann kein klassenbewusster Arbeiter 
sein.< Der Satz silt nicht nur für die 
~rbeiterbevie~~ig. Mutatis m.tanols 
mogen ote andern emanzipatonscnen 
Benegungen inre Erfanlung in diesem 
Satz wiedererkennen. was immer sie sonst 
von Lenin halten. Die jeweils Regieren- 
den aber setzen, umrahmt von offizieller 
Geschichtsrepräsentation, auf die 
Vergesslichkeit der Völker. [...I Sich wider- 
ständig zu erinnern, i s t  kein Zustand, 
sondern eine aktive Haltung, die zur ver- 
ändernden Kraft wird, wenn sie sich sozial 
mitteilt und zum massenhaft vollzogenen 
Eingedenken steigert. Dies im Rückblick 
aufs 20. Jahrhundert zu Leisten und damit 
einem neuen sozialen Aufbmch den Weg 
zu bahnen, ist kein Literarisches Werk 
geeigneter als Peter Weisz' Asthetik des 
Widerstands. Seiner Rückholung ins 
Gedächtnis der Linken widmen wir den 
Schwerpunkt dieses Hefts.« 

(aus dem Editorial) 

Robert Cohen: Brief an Uwe Timm 

Fredric Jameson: Ein Monument 
radikaler Momente. Für eine neue 
Lektüre von Peter Weiss' Ästhetik 
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entgegengesetzt.Das Hinüberwachsen anti- 
faschistischer Mobilisierungen in antikapita- 
listische Massenbewegungen war von 
vornherein ausgeschlossen. und die konse- 
quentesten Vertreter dieser neuen, breiteren 
Bündnisse waren logischerweise genau die- 
jenigen Kräfte, die antikapitalistischen Be- 
strebungen enge Schranken auferlegten: 
zuallererst die bürgerlichen Parteien und 
dann die kommunistischen Bündnispartner 
in enger Zusammenarbeit mit moderaten 
Kräften innerhalb der Sozialdemokratie. 
Blieb es in Frankreich beim verordneten Ab- 
würgen von halbspontanen Massenstreik- 
bewegungen, kam es in Spanien zur gewalt- 
samen Zurückdrehuna weit verbreiteter Kol- - 
lektivierungstendenzen. 
Das Resultat warjedoch das gleiche. DerAn- 
sporn für einen konsequent antifaschisti- 
schen,persönlichen Einsatz breiter Bevölke- 
runasschichten.für viele immanent verbun- < 

den mit der Hoffnung auf eine bessere,sozi- 
alistische Welt anstelle des Beharrens auf 
dem starus quo (ante), schwand allmählich 
dahin. Die französische Volksfront befand 
sich schon ein knappes Jahr nach ihrem 
Wahlerfolg im Prozess der fortschreitenden 
Auflösung. In Spanien nahm diese Phase der 
Politik der dreißiger Jahre ein nur allzu be- 
kanntes blutiges Ende. Sechs Monate nach 
dem Sieg Francos begann - offiziell - der 
Zweite Weltkrieg.Die allerletzten Hoffnungs- 
schimmer der europäischen Linken schmol- 
zen dahin. 

*** 
Herkömmliche Interpretationen der politi- 
xhenGeschichtederdreißigerJahrein Europa 
zeichnen nichtzu Unrecht das Bild eines schier 
unaufhaltsamen Siegeszuges faschistischer 
und anderer Diktaturen.ln derTat gibt dieGe- 
xhichtedieser Zeit,wenn man sieso betrach- 
tet,wie sie denn gewesen ist:keinen Anlass zu 
Optimismus oder gar Euphorie. Doch besteht 
Geschichte nicht nur aus Siegern sondern 
auch ausVerlierern und,was in diesem Zusam- 
menhang noch wichtiger ist,für vieleTeilneh- 
mer an diesen verlorenen Kämpfen galt die 
Niederlage keinesfalls als vorprogrammiert. 
Spätestens nach Einsetzen der Schockwirkung 
der Hitlerschen Machtübernahme setzte ein 
Prozessder Umorientierung all jener Kräfte ein, 
für die der Sozialismus nicht nur mit utopi- 
schen Plänen und Wunschträumen in Verbin- 
dung gebracht werden konnte,für aii diejeni- 
gen, denen eine kampflose Niederlage als 
schlimmeres Schicksal erschien als eine Nie- 
derlage im Kampf. 
Und gerade in diesem Spektrum der europäi- 
schen Öffentlichkeit erwiesen sich wichtige 
Teileder Sozialdemokratie - insbesondere die 
SAl-Linke -als bahnbrechende Wegbereiter 
und intellektuelle Vordenker einer ganzen 
Generation. Während sich der Pfundblock 
weigerte,sich den Umständen entsprechend 
nach neuen Strategien umzusehen,während 
die Komintern sich von einer zentral festge- 

legten Strategie nur mühsam und unter Aus- 
schluss selbst ihrer eigenen Mitgliedschaft 
fortbewegte,um sich dann,einmal zu einem 
Entschluss gekommen. ganz der jeweiligen 
neuen Strategie zu widmen, war es letalich 
von allen Parteien mit Masseneinfluss einzig 
und allein der SAl-Linksblockder sich flexibel 
den Realitäten dieser Welt widmetezum dort 
anzusetzen,woVeränderung möglich schien. 
Ono Bauer, Friedrich Adler und Theodor Dan, 
so unterschiedlich auch ihre jeweiligen Cha- 
raktereoder persönlichen Präferenzen,erwie- 
Sen sich als die intelligentesten und innova- 
tivsten Sozialisten mit Massenanhang der g e  
samten Zwischenkriegszeit, trotz mancher 
Unstimmigkeiten und unvermeidbarer Wi- 
dersprüche. 
Interessanterweise liegt bis heute keine um- 
fassende Biographie auch nur einer dieser 
drei Sozialdemokraten vor, genauso wenig 
wie es bisher eine k~nsequente~zusammen- 
fassende Aufarbeitung der verschiedenen in- 
terventionen dieser enorm wichtigen SAl-Lin- 
ken gibt. Das internationale Kommunikati- 
onsorgan dieses Linksbiocks, die von der ös- 
terreichischen Exilsozialdemokratie editierte 
Monatszeitschrift Der Kampf. ist weithin in 
Vergessenheit geraten. In Zeiten eines neuen 
Paradigmenwechsels in der Weltpolitik wäre 
eine eingehende Beschäftigung mit diesem 
Themenbereich sicherlich nicht ohne mögli- 
che ~osit ive Folaen auch auf die lheutiael so- . - .  
ZialdemokratiscGe Tagespolitik. 
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Länger arbeiten? Der falsche Weg! 
Von Steffen Lehndorff 

Trotz des in der jüngsten Metall-Ta- land tatsächlich sind, bevor über die Zweck- getragen (OECD 1998). Es ist jedoch zu be- 
rifrunde gefundenen Kompromisses wird in mäßigkeit oder Schädlichkeit ihrerverlänge- zweifeln,dass mit den Forderungen nach Ar- 
der veröffentlichten Meinung mit unvermin- rung gestritten wird. beitszeitverlängerung auf einen Abbau von 
derter Hartnäckigkeit gefordertdie Arbeits- Eine solche Bestandsaufnahme ist nicht Teilzeitarbeit abgezielt wird.Deshalb sollten 
Zeiten der Deutschen müssten verlängert zuletztdeshalbangebracht,weil in der aktu- die Arbeitszeitvergleiche seriöserweise auf 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 
Vollzeitbeschäftigung beschränkt werden. 

Tabelle 1: Durchschnittliche tarifvertraqliche Arbeitszeiten in der EU 

B DK D EL E F IRL I L NL P A FIN S UK EU 
39 37 37.7 40 38.5 35.7 39 38 39 37 39 38.5 39.3 38,8 37.2 38.5 
Quelle: Europäische Arbeitskräftestichprobe (vgi. auch European Commission 2003: 143) 

Tabelle 2: Durchschnittliche tatsächliche Arbeitszeiten von Volizeit-Arbeitnehmerlnnen in 
der EU (2002) 

EU B DK D EL E F IRL 1 L NL A P FIN S UK 
40 39.3 39.1 39,9 41 40,4 37,7 39.5 38.5 39.5 38.9 40.1 40.3 39.2 39.9 43.3 

Quelle: Europäische Arbeitskräftestichprobe (vgl. auch European Commission 2003: 143) 

werden.Gegenwärtig konzentriert sich die- ellen Debatte gelegentlich mit Durch- 
se Auseinandersetzung auf den öffentlichen schnittszahlen operiert wird,die die Arbeits- 
Dienst. im Unterschied zur Privatwirtschaft zeitenvonvollzeit- undTeilzeitbeschäftigten 
wird hier jedoch in dankenswerter Offenheit umfassen (vgl. 2.6. iwd 2003). Zwar hat die 
darauf hingewiesen,dass Arbeitszeitverlän- 
gerungen dazu dienen, den Personalabbau 
zu beschleunigen. Insofern ist das Für und 
Wider einer Arbeitszeitverlängerung im öf- 
fentlichen Dienst im Grunde eine Debatte 
um die Zukunft öffentlicher Dienstleistun- 
gen - und sollte am besten auch so geführt 
werden. Da die öffentlichen Dienstleistun- 
gen ein besonders wirksamer und nachhaiti- 
ger Motor für Dienstleistungsbeschäftigung 
in Deutschland werden könnten,ist eine sol- 
che Debatte überfällig (vgl. BoschIWagner 
2003). 
Mit Blick auf die Privatwirtschaft wird jedoch 
etwas anderes behauptet: Dort sollen Ar- 
beitszeitverlängerungen zur Wahrung der 
Wettbewerbsfähigkeit unabdingbar sein 
und somit Arbeitsplätze sichern oder ver- 
mehren. Dabei ist nicht klar, was eigentlich 
gefordert wird:Geht es um dieverlängerung 
der tarifvertraglichen Arbeitszeiten? Dann 
darf nicht von der Branche mit den kürzes- 
ten Arbeitszeiten -der westdeutschen Me- 
taliindustrie mit ihrer 35-Stunden-Woche - 
auf die gesamte Wirtschaft geschlossen wer- 
den.Oder geht es um dieverlängerung der 
tatsächlich gearbeiteten Stunden? Dann 
darf nicht einfach unterstellt werden, diese 
seien ebenso lang oder kurz wie die in den 
Tarifverträgen vereinbarten Arbeitszeiten. Zunahme der Teiizeitarbeit seit den 70er 
Vielmehr solltezunächst einmal geklärt wer- Jahren in bedeutendem Maße zum Rück- 
den. wie lang die Arbeitszeiten in Deutsch- gang der durchschnittlichen Arbeitszeit bei- 

Die tatsächlichen Arbeitszeiten sind 
wieder länger geworden 
Zunächst ein Blick auf die tarifvertraglichen 
Arbeitszeiten. Zunächst hatte es in West- 
deutschland im Zeitraum Mitte der 80er bis 
Mitte der 90er Jahre deutlicheVerkürzungen 
des tarifvertraglich vereinbarten Niveaus 
von 39,6 auf 37,4 Wochenstunden gegeben. 
in Ostdeutschland gingen diedurchschnin- 
lichen tarifvertraglichen Arbeitszeiten An- 
fang und Mitte der 90er von 40.2 auf 39.1 
Wochenstunden zurück.Mine der 90erJahre 
war jedoch das vorläufige Ende dieser Serie 
tarifvertraglicher Arbeitszeitverkürzungen 

Abbildunq 1: Gewöhnliche Jahresarbeitszeiten abhänaia Voilzeit-Beschäftiqter. 2002 (in 
Stunden) 

Quelle: Schief (2004) 

Dr. Sreffen Lehndorh: Institut Arbeit und Technik/ Wissenschaftszentrum Nordrhein-Westfalen, 
Direktor des Forschungsschwerpunkts Arbeitszeit und Arbeitsorganisotion. Kontakt: 
lehndorF@iatge.de 

erreicht. Seitdem liegen die tariflichen Ar- 
beitszeiten im gesamtdeutschen Durch- 
schnitt unverändert bei 37.65 Wochenstun- 
den (BMWA 2003: 50). lm EU-Vergleich liegt 
Deutschland damit rund eine Wochenstun- 
de unter dem Durchschnitt (Tabelle 1). 
In der Debatte um Arbeitszeitverlängerun- 
gen wird häufig auf diese tarifvertragliche 
Arbeitszeitdifferenz - sei es auf Wochen- 



Abbilduna 2: Gewöhnliche Jahresarbeitszeiten abhänaio Vollzeit-Beschäftiuter. 2002 lin 
Stunden) 
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oder auf Jahresstundenbasis - Bezug ge- 
nommen. Dabei wird gewöhnlich ver- 
schwiegen,dass die tatsächlichen Arbeitszei- 
ten länger sind. Dies zeigt eine Analyse der 
Daten des Mikrozensus des Statistischen 
Bundesamtes sowie der u.a.auf dem Mikro- 
zensus aufbauenden Europäischen Arbeits- 
kräftestichprobe. Die folgenden Daten zu 
den tatsächlichen Arbeitszeiten beruhen auf 
den Angaben der Befragten zur Selbstein- 
schätzung ihrer,,normalerweise" pro Woche 
gearbeiteten Stunden. Der Mikrozensus ist 
die umfangreichste repräsentative Haus- 
haltsbefragung, in der regelmäßig Fragen 
zur Arbeitszeit der erwerbstätigen Haus- 
haltsmitglieder gestellt werden. Da diese Art 
von Erhebung in allen EU-Ländern harmoni- 
siert durchgeführt wird, bietet sie zudem 
eine Basis für internationale Vergleiche. Die 
folgenden Ausführungen basieren auf Aus- 
wertungen des Mikrozensus durch Alexand- 
ra Wagner (Forschungsteam Internationaler 
Arbeitsmarkt, Berlin) und der Europäischen 
Arbeitskräftestichprobe durch Sebastian 
Schief (Forschungsschwerpunkt Arbeitszeit 
und Arbeitsorganisation im IAT). 
Die Analyse der amtlichen Statistik ergibt 
eine Differenz zwischen tarifvertraglicher 
und tatsächlicher Arbeitszeit in Deutschland 
von im Schnitt zwei bis zweieinhalb Wo- 
chenstunden. Ein Blick auf die Arbeitszeit- 
veränderungen in den 80er und 90er Jahren 
zeigt außerdem. dass diese Differenz in 
Westdeutschland im zurückliegenden Jahr- 
zehnt größer geworden ist (Abbildung 1). 
In den 80erJahren waren die Arbeitszeiten 
mit dem Beginn des Wirtschaftsauf- 
Schwungs zunächst angestiegen, folgten 
dann aber den tarifvertraglichen Arbeitszeit- 
verkürzungen wie an einem allmählich Iän- 

ger werdenden Gummiband. Diese Verkür- 
zungstendenz hielt während der gesamten 
Periode wirtschaftlichen Wachstums ein- 
schließlich des so genannten Vereinigungs- 
booms 1990 bis 1992 an. Nach Überwin- 
dung der Rezession von 1993 begannen die 
tatsächlichen Arbeitszeiten - wie in derarti- 
gen Situationen zunächst üblich -wieder 
anzusteigen. Im Unterschied zur Wachs- 
tumsphase der 80erJahre hielt jedoch dieser 
Anstieg in der zweiten Hälfte der 90er Jahre 
an,obwohl die wirtschaftlichen Wachstums- 
raten deutlich schwächer waren als in den 
80ern.Eine gewisseVerkürzung der tatsäch- 
lichen Arbeitszeiten trat erst mit dem Erlah- 
men des Wirtschaftswachstums in 2001 ein, 
parallel zum Rückgang der Beschäftigten- 
zahlen. Diese - wenn auch geringfügige - 
Arbeitszeitverkürzung ist für wirtschaftliche 
Stagnations- und Rezessionsphasen typisch 
und kommt auch in einem leichten Rück- 
gang der bezahlten Überstunden zum Aus- 
druck (Bach et al. 2002). 
In Ostdeutschland blieben die tatsächlichen 
Arbeitszeiten in der zweiten Hälfte der 90er 
Jahre weitgehend stabil,nachdem siezu Be- 
oinn der 90er Jahre im Gefoiae der tarifver- - - 
traglichen Arbeitszeitverkürzungen zu- 
nächst gesunken waren.lm Ergebnis näher- 
ten sich bis zum Ende der 90er Jahre die 
westdeutschen Arbeitszeiten dem höheren 
ostdeutschen Niveau an. 
Diese,,U-Kurve" bei der Entwicklung der tat- 
sächlichen Arbeitszeiten in den 80er und 
90er Jahren ist zunächst einmal im Zusam- 
menhang mit der konjunkturellen Entwick- 
lung zu sehen. Am Beginn von Aufschwung- 
phasen halten sich die Unternehmen ge- 
wöhnlich mit Neueinstellungen zurück, be- 
vor sie sich bei einer Stabilisierung des Auf- 

schwungs mit Neueinstellungen dieTeilnah- 
me am weiteren Wachstum sichern. Deshalb 
greifen sie zunächst auf zusätzliche Über- 
stunden zurück,die im weiteren Verlauf der 
Wachstumsphase wieder zurückgehen.Dies 
war in den 80er Jahren gut zu beobachten 
(StillefZwiener 1997). Das Neue in den 90er 
Jahren bestand jedoch darin, dass die für 
den Beginn der Wachstumsphase typische 
Arbeitszeitverlängerung über die gesamte 
Wachstumsphase des Zyklus hinweg fortge- 
setzt wurde. Damit korrespondierte der ge- 
ringe Beschäftigungszuwachs in diesem 
Zeitraum.Anders als in dem davor liegenden 
Wirtschaftsaufschwung setzte diesmal die 
tarifvertragiiche Arbeitszeitpolitik der Ge- 
werkschaften der Verlängerung der tatsäch- 
lichen Arbeitszeiten nichts mehr entgegen. 
Erst mit dem Beginn der gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Stagnationsphase sind die 
tatsächlichen Arbeitszeiten wieder leicht zu- 
rück gegangen.ln dieser konjunkturellen Si- 
tuation wird nun die Forderung nach Ar- 
beitszeitverlängerungen erhoben. Dies pro- 
voziert die Frage, ob damit etwa intendiert 
ist. die Arbeitszeiten .gegen den Markt" zu 
verlängern. Da die in der längeren individu- 
ellen Arbeitszeit zusätzlich erzeugten Güter 
angesichts der Binnenmarktschwäche keine 
Abnehmerfänden,wäre die marktkonforme 
Reaktion auf Arbeitszeitveriängerungen 
nichts anderes alseine weitere Zunahme der 
Arbeitslosenzahlen.Auch Einkommensredu- 
zierungen pro Arbeitsstunde. die auf dem 
Umweg über Arbeitszeitverlängerungen 
ohne Lohnausgleich angestrebt werden 
(Sinn 2003), würden an dieser Problematik 
nichts ändern. 
Die Notwendigkeit von Arbeitszeitverlänge- 
rungen wird des Weiteren mit dem Verweis 
auf die vermeintlich besonders kurzen Ar- 
beitszeiten Deutschlands im EU-Vergleich 
begründet.Wie verhält es sich nun damit? 
Die tatsächlichen Arbeitszeiten in Deutsch- 
land liegen im EU-Durchschnitt 
Wie die Europäische Arbeitskräftestichpro- 
be ausweist,entsprachen die durchschninli- 
chen tatsächlichen Arbeitszeiten der abhän- 
gig in Vollzeit Beschäftigten in Deutschland 
mit40Wochenstunden in 2001 und 39.9Wo- 
chenstunden in ZOO2 exakt dem EU-Durch- 
schnitt (Tabelle 2). 
Dies wird auch durch einen Vergleich der 
Jahresarbeitszeiten bestätigt,der in den Me- 
dien gewöhnlich unter grob irreführender 
Verwendung einer OECD-Statistik vorge- 
nommen wird (Schief 2004).Verwendet man 
für den Vergleich - anders als die OECD dies 
tut - nach einheitlicher Methode erhobene 
Ausgangsdaten und rechnet die Teilzeitar- 
beit aus den eingangs genannten Gründen 
heraus, dann bleibt von den Standard- Ge- 
wissheiten über die ,,Freizeitweitmeisterr' 
nichts mehr übrig (Abbildung 2). 
Während also die deutschen Jahresarbeits- 
Zeiten im unteren Mitteifeld der EU 15 lie- 
gen, haben andere Länder mit einer hoch- 



gradig leistungs- und wenbewerbsfähigen 
Wirtschaft wie Frankreich oder die Nieder- 
lande deutlich kürzere Arbeitszeiten als 
Deutschland. In Großbritannien dagegen 
mit seinen enorm langen Arbeitszeiten ist 
die Arbeitsproduktivität wesentlich niedri- 
ger als in den Ländern mit kurzen Arbeitszei- 
ten (Abbildung 3). 
Die Gegenüberstellung von Arbeitszeiten 
und Arbeitsproduktivität provoziert eine zu- 
gespitzte Schlussfolgerung: Kurze Arbeits- 
zeiten wirken als .Produktivitätspeitsche", 
während lanoe Arbeitszeiten offenbar An- > 

lass zur Zeitverschwendung geben. Auch 
mit Blick auf die internationale Konkurrenz- 
fähigkeit der deutschen Wirtschaft ist des- 
halb der Sinn längerer Arbeitszeiten in 
Deutschland nicht nachvollziehbar. 
Bei der Debatte um Arbeitszeitverlänaerun- 
gen geht es aber im Kern auch gar nicht um 
Arbeitszeitpolitiksondern um eine Senkung 
der Arbeitseinkommen pro Stunde über den 
Umweg von Arbeitszeitpolitik. Dabei wird 
übersehen, dass Arbeitszeitpolitik ein äu- 
ßerst ungeeignetes Instrument für Einkom- 
mensumverteilungen ist. Darauf verweisen 
bereits - mit umgekehrtemvorzeichen - die 
Erfahrungen der tarifvertraglichen Arbeits- 
zeitverkürzungen in den 80er Jahren,die im 
Ergebnis verteilungsneutral waren und fak- 
tisch aus dem Produktivitätsfortschrittfinan- 
ziert wurden. Falls heute der Versuch glü- 
cken würde, diesen Spieß gewissermaßen 
umzudrehen, gäbe es mit hoher Wahr- 
scheinlichkeit erneut einen Produktivitätsef- 
fekt - allerdingszu Lasten der Unternehmen: 
längere ~rbeitszeiten bei verlangsamtem 
Wachstum der Arbeitsproduktivität pro 
Stunde 

Zweckentiremdung der Arbeitszeitpoli- 
t ik  behindert Reformen 
In der gegenwärtigen Debatte um Arbeits- 
zeitverlängerungen findet eine Zweckent- 
fremdung von Arbeitszeitpolitik statt. Dies 
ist um so bedauerlicher, als es erheblichen 
Reformbedarf bei den Arbeitszeit gibt 
(Lehndorff 2001). Dieser Reformbedarf wird 
besonders deutlich durch eine Kontrastie- 
rung mit dem modischen Vorschlag einer 
"demografischen Arbeitszeit": Qualifizierte 
Beschäftigte sollen in jungem Alter, in dem 
sie als besonders leistungsfähig gelten, 
deutlich Iänger arbeiten,als es die vertragli- 
che Norm bislang vorsieht. Die dadurch ent- 
stehenden Guthaben auf Langzeitkonten 
könnten dann für Sabbatical, Ehrenamt oder 
den Surf-Urlaub in Australien genutzt wer- 
den, Iängerfristig für einen vorgezogenen 
Ruhestand. Diese Hochglanz-Modelle setzen 
allerdings unausgesprochen voraus, dass 
Arbeitszeitguthaben ausgerechnet in einer 
Lebensphase aufgebaut werden sollen, in 
der viele Paare (sollte man hinzufügen: 
noch?) kleine Kinder haben. Hier kommt 
durch die Hintertür das alte Modell der Rol- 
lenverteilung zwischen Männern und Frau- 

en.derVorrang der männlichen Erwerbsbio- 
graphie wieder ins Spiel. Die Frage, wie die 
Lebensarbeitszeit so aestaltet werden kann. 

d 

dass Männer und Frauen eine gleichrangige 
Erwerbsperspektive bekommen, wird gar 
nicht erst gestellt. 
Einen Hinweis auf die Richtung der stattdes- 
sen erforderlichen Reformen oeben die Ar- - 
beitszeitwünsche von Frauen. Sie tendieren 
besonders häufig zu einer 30-Stunden-Wo- 
che (BoschWagner 2002),also einer Art,,kur- 
Zer Vollzeit". Als Faustregel gilt (für Frauen 
noch ausgeprägter als für Männer):Vollzeit- 
kräfte wollen im Schnitt kürzer,Teilzeitkräfte 
dagegen Iänger arbeiten.ln der Praxis dage- 
gen bleibt Frauen in Deutschland häufig nur 
die Alternativezwischen klassischerVollzeit- 
undTeilZeitarbeit - wenn sie nicht sooar we- 

2 

gen fehlender Kinderbetreuungsmöglich- 
keiten zeitweilig ganz aussteigen müssen. 
Teilzeitarbeit aber ist in Deutschland immer 
noch gleichbedeutend mit begrenzten Ent- 
wicklungsmöglichkeiten im Beruf und mit 
einem Iängerfristig niedrigeren Einkommen 
(mit Konsequenzen für die Rente). Solange 
es in Deutschland in der Praxis wie im Den- 
ken eine chinesische Mauer zwischen Voll- 
zeit- und Teilzeitarbeit gibt und solange es 
faktisch kaum möglich ist, die Arbeitszeit 
selbst zeitweilig zu reduzieren,ohne im Be- 
ruf zurückstecken zu müssen, ist dies auch 
für Männer unattraktiv. 
Eine moderne, reformorientierte Arbeits- 
zeitpolitik wäre darauf gerichtet, diese star- 
ren Strukturen aufzubrechen,wie dies voral- 
lem in Schweden,z.T.auch in den Niederlan- 
den begonnen wurde.lm Schnittwürden die 
Arbeitszeiten dadurch kürzer, eine Arbeits- 
umverteiluna zuaunsten mehr Beschäfti- 

aktuelle Debatte um Arbeitszeitverlänge- 
rungen dagegen trägt nur dazu bei, alte 
Strukturen zu konservieren und die betrieb- 
lichen Arbeitsmärkte vom externen Arbeits- 
markt abzuschotten. F 3 1 2 m  
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Abbilduna 3: Arbeitszeit und Arbeitsproduktivität ie geleisteter Arbeitsstunde in der EU 15 
(2001; Kaufkraftparitäten; EU 15 = 100) 
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,, Flexible Arbeit, Prekarisierung und 
Ausgrenzung" 
Von Gudrun Hentges undJörg Flecker 

Seit Beginn der 1990er-Jahre tauch- 
te im Kontext der Rechtsextremismus- und 
Rechtsoooulismusforschunß immer wieder . , - 
die Frage auf,ob und in weichem MaßeVer- 
änderungen in der Arbeitswelt (Internatio- 
nalisierung der Prod~ktion~Verlagerung von 
Produktionsstätten, Flexibilisierung, Prekari- 
sierung, Massenerwerbslosigkeit) für die Er- 
klärung rechtsextremistischer Konjunkturen 
von Bedeutung sind.ln der Diskussion trafen 
zwei einander widersprechende Einschät- 
zungen aufeinander: Einerseits wurde argu- 
mentiert, dass rechtsextreme Orientierun- 
gen (Ideologien der Ungieichwertigkeit und 
Gewaltakzeptanz) das Ergebnis sozialer Mar- 
ginalisierung und Desintegration seien (Wil- 
helm Heitmeyer). Andererseits wandten Kri- 
tikerlinnen einsdass die Erfahrungen in der 
Arbeitswelt in dieser Hinsicht keine große 
Rolle spielten, sondern rechtsextreme Ein- 
stellungen und Meinungen vor dem Hinter- 
grund der politischen Kultur und Sozialisati- 
on zu erklären seien - ein Ansatz, der in der 
Diskussion unter dem Stichwort.Dominanz- 
kultur" (Birgit Rommelspacher) firmierte. 
Die Diskussionen der 1990er-Jahre wurden 
in der Fachwissenschaft, in sozialen Bewe- 
gungen und politischen Initiativen enga- 
giert und polarisiertgeführt,zeichneten sich 
iedoch mitunter durch einen Manoel an em- - 
pirischem Material aus.Seit drei Jahren be- 
fassen sich nun zwei Projekte mit der Frage 
nach dem Zusammenhang zwischen Um- 
brüchen in der Arbeitswelt, politischen Be- 
wusstseinsformen und rechtspopulistischen 
Tendenzen:Seit Herbst 2001 beschäftigt sich 
ein internationales Team, an dem Forscher1 
innen aus acht Ländern beteiligt sind. mit 
dem Zusammenhang zwischen sozio-öko- 
nomischen Veränderungen und der Anzie- 
hungskraft der extremen Rechten (nähere 
Informationen unter www.siren.at); seit 
Frühjahr ZOO2 geht das Forschungsinstitut 
Arbeit,Bildung,Portizipotion an der Ruhr-Uni- 
versität Bochum der Frage nach,welche Aus- 
wirkungen Flexibilisierung und Prekarisie- 
rung auf die Beschäftigten haben. Längst 

Dr. Gudrun Hentges undJörg Fleckerorbeiren im 
ten (Abteilung für Politikwissenschoft) der Uniw 

überfällig war ein erster Austausch über die 
Projektergebnisse, welcher in Recklinghau- 
Sen bei einem gemeinsamen Workshop 
stattfand. 
Das vom FIAB durchgeführte Projekt,,Prekä- 
re Beschäftigungsverhältnisse - Ursachevon 
sozialer Desintegration und Rechtsextremis- 
mus", dessen Ergebnisse von Klaus Dörre 
und Klaus Kraemer vorgestellt wurden,ori- 
entiert sich am Zonenmodell von Robert 
Castel. Befragt wurden Personen aus der 
.Zone der Integration", der ,,Zone der Ent- 
koppelung" und der .Zone der Prekarität". 
Bei den Interviewpartner(inn)n handelt es 
sich u.a.um Beschäftigte im IT-Bereich einer 
groRen in Frankfurt am Main ansässigen 
Bank und um Leiharbeiter einer großen Zeit- 
arbeitsfirma. In ihrer Vorstellung der Projekt- 
ergebnisse problematisierten Klaus Dörre 
und Klaus Kraemer (beide: FIAB) das 
Castel'sche Zonenmodell. Unter Einbezie- 
hung der Selbstwahrnehmung und subjekti- 
ven Deutung der Befragten sei, so ihr Fazit, 
feststellbar, dass es auch Desintegrations- 
Prozesse in der,Zone der Integration" und 
lntegrationsprozesse in der,,Zone der Preka- 
rität" gebe. Bei den Leiharbeitern bei- 
spielsweise wirke das desintegrierende Po- 
tenzial nicht in gleicher Weise desintegrie- 
rend, während Beschäftigte der IT-Branche 
in ihren Interviews zum Ausdruck brachten, 
dass vor dem Hintergrund betrieblicher Um- 
strukturierungen die Prekarisierung in die 
.Zone der Integration" Einzug halte. Im 
Spannungsfeld von Erwerbsbiografie, Ar- 
beitserfahrungen und individuellen Integra- 
tionsvorstellungen entstehe. so ihre These, 
der,,Problemrohstoff",der unter bestimmten 
Voraussetzungen zu rechtspopulistischen 
Orientierungen führen könne. 
In eineganzähnliche Richtung wiesen auch 
die Ergebnisse des EU-Projekts SIREN. Jörg 
Flecker,Manfred Krenn (beide: FORBA,Wien) 
und Gudrun Hentges (Universität Köln) stell- 
ten die Ergebnisse der qualitativen europäi- 
schen Studie vor sowie die in Deutschland 
und dsterreich durchgeführten Länderstu- 

Projekt SlREN om Seminar für Soziolwirsenschof- 
orsitätzu Köln 

dien.lm Rahmen dieses interdisziplinär aus- 
gerichteten europäischen Projekts wurden 
Personen interviewt,die a.) beruflich erfolg- 
reich sind. b.) einen sozialen Abstieg erfah- 
ren haben (oder diesen befürchten) und die 
C.) in prekarisierten Beschäftigungsverhält- 
nissen tätig sind.Die Anlage des Gesamtpro- 
iekts sah eine breite Branchenverteiluna vor. - .  
wobei ein Schwerpunkt im Bereich der 
nunmehr privatisierten ehemaligen Staats- 
betriebe sowie im Bereich der Informati- 
onstechnologien lag. Darüber hinaus wur- 
den innerhalb einer jeden sozialen Gruppe 
Personen mit und ohne Affinität zum 
Rechtspopulismus interviewt.Wie die quali- 
tative Studiezeigt,Iässtsich kein unmittelba- 
rer Zusammenhang zwischen der Lebensla- 
ge und der Übernahme rechspopulistischer 
Ideologien feststellen.Vielmehr konnten die 
Forscherlinnen eineTypologie präsentieren, 
in der sowohl der Rechtspopulismus der 
Selbstständigen und beruflich Erfolgreichen 
erfasst wird, aber auch jener der Arbeiter1 
innen,die sich in einem hohem Maße mit ih- 
rem Status und den von ihnen erbrachten 
Leistungen identifizieren und im Gegenzug 
Anerkennung und Protektionismus einfor- 
dern. Herausgearbeitet wurde auch der spe- 
zifische Zugang von Frauen zum Rechtspo- 
pulismus, deren Lebensalltag durch die 
,,doppelte Vergesellschaftung" (Regina Be- 
cker5chmidt) geprägt ist und dievon Seiten 
des Staates Schutz, Anerkennung und sozia- 
le Absicherung erwarten. Soziale Marginali- 
sierung, Ausgrenzung, Armut. Entwertung 
ihrer Qualifikation. das Gefühl von Bedro- 
hung. kultureller Enteignung und sexueller 
Belästigung wurden in ihren Deutungsmus- 
tern ursächlich mit Einwanderung,Migration 
und dem Aufeinandertreffen der Kulturen 
verknüpft; soziale Probleme wurden somit 
ethnisiert. 
DieThese,dass man sich bei Erforschung der 
Entstehungsbedingungen rechtspopulisti- 
scher Bewusstseinsformen keinesweos auf < 

die sog. Modernisierungsverlierer konzent- 
rieren darf, bestätigt auch die im Rahmen 
des Projekts durchgeführte repräsentative 
Untersuchung (5.800 Befragte),als deren Er- 
gebnis festzuhalten ist, dass sowohl Gewin- 
ner der Umstrukturierungsprozesse als auch 
Verlierer auf jeweils unterschiedliche Weise 
dem Rechtspopulismus anhängen können. 

Berichrvorn ~ o r k s h o ~ , , ~ l e x i b l e ~ r b e i t , ~ r e k o r i s i e r u n ~ , ~ u s ~ r e n z u n ~  -Nährboden fürrechtspo- Nicht zuletzt ist bei der Erforschung des Phä- 
pulisrischeOrienrierungen?. Recklinghousen, 16/17.April2004, veronslolter vom Forschungrin- nomens die poiitiscn brete Angeootrpalet- 
stirut Arbeit. Bildung, Portiziporion (FrAB on der Ruhr-i~niversitof Bochuml und te in den verschiedenen Staaten zu berucd- 



gung deseigenen Standorts bei der Heraus- Lang, damit einher, dass die Jugendlichen 
bilduna des Rechtsoooulismus? Leot das bei der Selbst- und Fremdbeschreibuno auf 

sichtigen, die in jeweils unterschiedlicher 
Weise und mit spezifischer Akzentuierung 
aufverschiedene oesellschaftliche Probleme 

. . . 2 - 
Prinzip der Konkurrenzfähigkeit des jeweiii- Mythen rekurrierten,z.B.aufden Mythos des 
gen lndustriestandortes rechtsextreme barbarischen Fremden. 
Denk- und Handlungsweisen nahe? Unter Ferdinand Sutterlüty (Institut für Sozialfor- 

- 
Bezug nimmt und z.T.widersprüchliche Lö- 
sungsangebote präsentiert. 
Vertieft wurden diese Fragestellungen in 
weiteren Beiträgen: Martin Kronauer (FHW 
Berlin) diskutierte in seinem Beitrag diever- 
hältnisbestimmung zwischen Erwerbsarbeit 
und sozialen Rechten - insbesondere vor 
dem Hintergrund derTatsache,dassdie nach 
dem 2. Weltkrieg vollzogene Integration in 
den Arbeitsmarkt - die faktische Vollbe- 
schäftigung - mit den daraus abgeleiteten 
sozialen Rechten der Beschäftigten eine his- 

welchen Bedingungen wird die Konkurrenz schung,Frankfurt am Main)fragte in seinem 
zwischen den Standorten unter Rekurs auf Beitrao nach den-Tiefendimensionen sozia- - 
rechtsextreme Ideologien ausgetragen? ler Ungleichheit" und stellte kategorial-ex- 
Ursula Birsl (Universität Göttingen) stellte ein kludierende Klassifikationsmuster bzw. Un- 
vor kurzem abgeschlossenes Projekt vor, gleichheitssemantiken vor,die zwischen An- 
welches (anti)egalitäre Gesellschaftsbilder gehörigen der Mehrheitsgesellschaft und 
und Einstellunoen von deutschen. britischen Miorant1inn)en eine Rolle soielen.Seine Aus- 

2 . .  
und spanischen lndustriebeschähigten zum führungen basierten auf 'einer ethnogra- 
Gegenstand hatte.Diese empirische Studie, phisch ausgerichteten Studie, die in einem 
die u.a.in der deutschen Automobilindustrie Stadtteil des Ruhrgebiets durchgeführt wird. 
durchgeführt wurde, kam zu dem Ergebnis, der dadurch zu charakterisieren ist,dass die 
dass zur Erklärung der Entstehung von Ge- vorwiegend turkischen Migranten u.a.durch 
sellschaftsbildern weitere Faktoren wie öf- lmmobilienbesitzgesellschaftiich aufgestie- 
fentlicher Diskurs oder politische Partizipati- gen sind und als ,,avancierte Fremde" von 
onschancen einbezogen werden müssen, der Mehrheitsbevölkerung wahrgenommen 
um einen Zusammenhang zwischen Gesell- werden.Diese Ungleichheitssemantiken be- 
schaftsbildern und der Verarbeitung von Ar- r u h e n , ~ ~  das Ergebnis seiner Untersuchung, 
beits- und Lebenserfahrungen herstellen zu auf einer Semantik der ethnischen Zugehö- 
können. Insbesondere mit Blick auf die in rigkeit nach Blutsverwandtschaft und auf 
Spanien und Großbritannien geführten In- der Vorstellung von ,,dreckig sein, sauber 
terviews wurde deutlich, so Birsl, von wel- sein". 
cher Bedeutung öffentliche Diskurse und die Abschließende Beiträge befassten sich mit 
gesellschaftstypische Einbindung von politi- Gegenstrategien: Angelo Lucifero (Ver.di 
schen Einstellungen sind. LandesbezirkThüringen) berichtete von Bei- 
Anknüpfend an die von Birsl geäußerte Fest- spielen aus der Praxis: Die Bürgerinitiative 
stellung. dass sich Fremdenfeindlichkeit gegen ,,Billiglohn und Sozialabbau - für 
nicht oder allenfalls nur schwer in den Inter- Gleichbehandlung" sorgte beispielsweise 
views erheben und mit Arbeitserfahrungen für Furore,als sie den Norma Lebensmittelfi- 
verknüpfen lasserstellte Susanne Lang (For- lialbetrieb (Zweigbetrieb Mittelhausen) mit 
schungsstelle für interkulturelle Studien, der ,,Goldenen Nase" auszeichnete. Diese 
Universität Köln) die von ihr durchgeführte Auszeichnung wurde dem Filialleiter über- 
qualitative Studie zur 
sozialen Repräsenta- 
tion von Jugendli- 
chen vor. Ausgangs- 
punkt dieser Studie 

Sozialistische Hefte 
für Theorie und Praxk 

war die Evaluation ei- 
nes Antirassismus- 

torisch einmalige Situation war.Die neue He- 
rausforderung,vor der die Demokratie heute 
steht. mache es erforderlich. über die Erwei- 
terung der Kriterien von Teilhabe und Aus- 
schluss nachzudenken.Kronauer arbeitete in 
seinem Beitrag heraus, dass Erwerbsarbeit 
und soziale Rechte aufeinander verweisen 
und eng miteinander verknüpft sind. Vor 
dem Hintergrund der Umbrüche in der Er- 
werbsarbeit werden zwar die Bürgerrechte 
nicht entzogen, aber sie verlieren an Sub- 
stanz.Kronauer warfdie Frageauf,obsich Er- 
werbsarbeit und soziale Rechte auf neue 
Weise miteinanderverbinden lassen.Kritisch 
diskutierte er das Modell der Grundsiche- 
rung, das seiner Meinung nach jedoch kei- 
nen Sinn ergibt,da neben dem Aspekt der 
über Erwerbsarbeit vermittelten materiellen 
Absicherung Erwerbsarbeit in unserer heuti- 
gen Gesellschaft nach wie vor das zentrale 
gesellschaftliche lntegrationselement ist. 
Die Diskussion über,,Soziale Exklusion und 
Prekarisierung" - so dervortragstitel- dreh- 
te sich um die Frage, ob eine (relative) Ab- 
kopplung der Erwerbsarbeit von der Teilha- 
be an sozialen Rechten nicht die adäquate 
Antwort auf die gesellschaftlichen Heraus- 
forderungen der Zukunft sein könne. 
Christoph Butterwegge (Universität Köln) 
wandte gegen DörresThese vomUreaktiven 
Nationalismus" einsdass Nationalismus - ab- 
gesehen von wenigen historischen Ausnah- 
men - immer abwehrend und damit reaktiv 
aufgetreten sei. Butterwegge vertrat in sei- 
nem Vortrag die These, dass bedingt durch 
Globalisierung, oder präziser: aufgrund der 
neoliberalen Modernisierung. neben den 
völkisch-traditionalistischen Nationalismus 
ein Standortnationalismus trete.Diesean die 

projekts,das im Rah- 
men der gewerk- 
schaftlichen Bii. 
dungsarbeit durch- 
geführt wurde. Sie 
aelanote in ihrer Un- 

Nr. 6 (Mai 2004): 
Bewegung braucht Strategien . - .- Dsniei Banssld über das Verhältnis von 

, ~m?!tJiir<heHenq~ Bewegung und politrscher Formierung 

, rn -. . - 
Sam Gindln über die Nohrrendigkeiit einer 

i . , ,  
i Strategischen Alternative - - 

tersuchung (Grup- 
pendiskussionen, 
teilnehmende Beob- 
achtung) zu dem Er- 
gebnis, dass keine 
klassenspezifische 
Artikulation des Ras- 
sismus zu erkennen 

Chrtstian Zeller iiber die Perspektiven 
geseilschafflieher Aneignung 
Alex Caillnicos plädiert für einen 
revolutionären Sozialismus 
Angela-Klein über die Grundlagen efnes 
neuen Ubergangsprogramms 
Werner lmhd und Chrlstoph Jünke streiten 
Ljber die UmveneilunE des Reichtums neuen Bedingungen angepasste Ideologie 

legitimiere die technologische Aufrüstung 
und werte den eigenen Wirtschaftsstandort 
auf. In der ldeoloaie eines modernisierten 

I John B. F a t s i  über die herrschende 
Umweltpolitiu -- . 

sei. Die von ihr be- Ni. 5 (Dezember 2003): 
fragten Jugendlichen Neuer Antikapitalismus in Europa? 
leuqneten die Hierar- ~ransoir vercammen uber d e  RUckkehr der radikalen Linken in Eurooa. ~ s n .  

- 
Nationalismus bildeten nicht mehrVolk,Füh- 
rer undVaterland die rechteWertetrias;diese 
werde abgelöst durch Markt, Profit und Kon- 
kurrenzfähigkeit des jeweiligen industrie- 
Standortes. 
Die hier von Butterwegge vertretene These 
provozierte eine lebhafte Debatte und be- 

rhicipriinnpn iind I nine. ~ 6 k e  Gber Italiens Rifondarione Cornunista Bemhard Schmld &er die 1 - . . . . . - . - . .= - . . - . . - 
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rührte die Kernfragen:Welche Rolle spielen 
Konkurrenz, Wettbewerb und die Verteidi- 

- - 
der Ausbildungs- 

gruppen. nung ging Diese jedoch, Lew- so 
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reicht,weil die Beschäftigten dazu gezwun- 
gen sind,von Montag bis Samstag die Ver- 
kaufsstellen alleine zu betreiben und sich 
demnach keine Pausen leisten können. 
Ohne jede Kompensation absolvieren sie 
eine Wochenarbeitszeit. die häufig 50 Stun- 
den überschreitet. 
Für heftige Kontroversen sorgte der Beitrag 
von Malte Meyer (Universität Köln),der sich 
mit rechtsextremen Tendenzen auf deut- 
schen Baustellen befasste. Meyer kritisierte 
in seinemvortrag insbesonderedie IG Bauen 
-Agrar - Umwelt (bzw.tonangebende Strö- 
mungen innerhalb dieser GewerkschaftLdie 
-so seine Einschätzung - aufgrund der von 
ihr gemeinsam mit der Polizei durchgeführ- 
ten Razzien und der von ihr protegierten 
protektionistischen Zuwanderungspolitik 
rechtsextremen Tendenzen eher Vorschub 
leiste. als sie wirkungsvoll zu bekämpfen. Er 
forderte abschließend, dass die IG BAU - 
statt Kollegen am rechten Rand zu organisie- 
ren -den politischen Kontakt zu Initiativen 
wie.Kein Mensch ist  illegal" suchen und Ille- 
galisierte organisieren solle, um wirksam de- 
ren Interessen vertreten zu können. Die sich 
daran anschließende grundsätzliche Debat- 
te drehte sich um das Verständnis von Ge- 

Eurospot 
Von Detlev von Larcher 

werkschaften. Ist es ihre originäre Aufgabe, 
wie Bodo Zeuner (FU Berlin) anmerkte, die 
Einhaltung desTarifvertrags zu sichern,oder 
is t  gewerkschaftliche Politik nur dann zu- 
kunftsfähig, wenn sie sich als internationalis- 
tische versteht und als solche agiert? 
Der abschließende Diskussionsblock befasste 
sich mit der gewerkschaftlichen Bildungsar- 
beit.Michaela Dälken (DGB Bildungswerk, Be- 
reich Migration),Julika Bürgin (DGB-Bildungs- 
werkThüringen) und Petra Wlecklik (IG Metall 
Bildungszentrum Sprockhövel) stellten die 
entsprechenden Institutionen und Aktivitä- 
ten des DGB und der IG Metall vor und reflek- 
tierten vor dem Hintergrund der Debatte die 
Bedeutung gewerkschaftlicher Bildungsar- 
beit.Als Antwortaufdie Frage,wie man Konti- 
nuität in der antirassistischen Bildungsarbeit 
schaffen könne,schlug Petra Wlecklikvor,An- 
tirassismus und Interkulturalität nicht (nur) in 
gesonderten Seminaren zu behandeln, son- 
dern dieseThemen zu einer Querschnittsauf- 
gabe zu machen, um sie in allen Seminaren 
thematisierenzu können. beispielsweiseauch 
in jenen Angeboten, die sich mit Konflikten 
am Arbeitsplatz befassen. Julika Bürgin ver- 
wies auf den soeben (in >.überarbeiteter Auf- 
lage) erschienenen,.Baustein zur nichtrassisti- 

Nun ziehen die Kandidatlnnen für das Europaparlament 
wieder durch das Land und werben für sich und die Europa- 
wahl. Warum nur, sind sie so weit von uns weg? Sicher, ihre 
Wahlkreise sind so groR,dass sie während einer Legislaturpe- 
riode höchstens ein- oder zweimal bei uns auftauchen. Aber 
das ist nur die eine Seite. Die andere: hören wir im Radio oder 
Fernsehen von Europa, so ist immer vom Ministerrat oder 
vom europäischen Gipfel die Rede. Kaum jemals hören oder 
sehen wir etwas vom Europaparlament. Nur wenn wieder ein 
Missbrauch anzuprangern ist, dann hören wir von unseren 
Abgeordneten in Brüssel.Wir wissen. Dass sie wichtig sind, 
wichtige Aufgaben haben,aber erfahrbar ist das nur mittel- 
bar. Und doch sollen wir sie wählen? Die Plakate sind inhalts- 
leer,aufWahlveranstaltungen müssen sie angesichts der mi- 
serabeln Politik und Lage der SPD über Innenpolitik spre- 
chen. 
Fragen wir sie doch nach der Europäischen Verfassung und 
nutzen wir den Wahlkampffür eine Kampagnefür dieTobin- 
Steuer! Lassen wir sie uns erklären, warum sie der Meinung 
sind, dass das Gezerre um die Verfassung ein Fortschritt ist 
und warum sie glauben, mi t  der Verfassung das Modell des 
sozialen Europas gegen die neoliberale Politik fast aller euro- 
päischen Regierungen retten zu können! 
Und legen wir ihnen folgende Erklärung zur Unterschrift vor: 
Erklärungzur Unterstützung einer Devisentransaktionssteuerzur 
Verhinderung von spekulationsbedingten Finanzkrisen,zur Ein- 
nahme von Geldernzur weltweiten Armutsbekämpfung undzur 
Verbesserung derdemokratischen Kontrolle der Finanzmärkte 

schen Bildungsarbeit", der die Bildungsarbeit 
des DGB in den letzten Jahren maßgeblich 
geprägt hat.Sie erinnerte daran,dass antiras- 
sistische Bildungsarbeit - und auch ihre Ak- 
teure - oft die problematischen Bedingun- 
gen vergessen, unter denen Bildungsarbeit 
betrieben wird,und plädierte für einen eman- 
zipatorischen Bildungsbegriff. Man könne mit 
denTeilnehmer(1nne)n di~kutieren~müsse je- 
doch den Anspruch aufgeben,sie durch diese 
Bildungsarbeit zu verändern. Im Mittelpunkt 
dürften nicht die Teilnehmerlinnen als Pro- 
blem stehen.vielmehr deren Probleme.In der 
Bildungslandschaft beobachtete sie zwei 
Wendungen der politischen Bildung: 
Einerseitsdie konstruktivistische Wende-das 
Reden darüber, wie Menschen die Wirklich- 
keitdeuten,nichtwiedieVerhältnissewirklich 
sind - und die modernistische Wende-die nur 
noch oder fast ausschließlich gewerkschaftli- 
che Bildungsarbeit im Kontext von Manage- 
ment-Strategien (,,Diversity Management") 
sieht. So sehr es auch zu begrüßen sei,dass 
antirassistische Bildungsarbeit über Program- 
me wie EN~YMON gefördert worden seiso müs- 
se man iedoch kritisch festhalten. dass zeit- 
gleich die Mittel für politische Bildung erheb- 
lich reduziert wurden. SV B I M M  

Angesichts derTatsache,dass - Der weltweite Handel mit Währungen sich mittlerweile 
auf über 1000 Mrd. Euro täglich beläuft. - Eine sehr kleine Abgabe auf den Handel mit Währungen 
(eineTobinTax -benannt nach dem Nobelpreisträger James 
Tobin,der diesen Vorschlag entwickelt hat) hohe Einnahmen 
bringen würde, die zur weltweiten Bekämpfung der Armut 
wesentlich beitragen könnten. 

Die Devisentransaktionssteuer deutlich erhöht werden 
könnte, falls spekulative Attacken auf eine Währung stattfin- 
den,sodass schwere Krisen verhindern werden können,wie sie 
in Mexiko (1994). Ostasien (1997), Russland (1 9981, Brasilien 
(1999) und Argentinien (2001) beobachtet werden konnten. 

Die Initiative sich mittlerweile der Unterstützung zahlrei- 
cher Regierungen auf der ganzen Welt erfreut: So hat das 
französische Parlament bereits 2001 ein Gesetz zur Einfüh- 
rung einer Devisentransaktionssteuer verabschiedet (unter 
der Voraussetzung, dass die Steuer in absehbarer Zeit sämtli- 
che Euro-Geschäfte erfassen wird); im belgischen Parlament 
ist ein entsprechendes Gesetz gerade auf dem Weg. 
erkläre ich,dass ich als KandidaVin zu den Wahlen zum Euro- 
päischen Parlament im Juni 2004 die Einführung einer Devi- 
sentransaktionssteuer auf alle europäischen Wahrungsge- 
schäfte zur Erzielung von Einnahmen für eine nachhaltige 
globale Entwicklung und zur Stabilisierung des Finanzsys- 
tems unterstützen werde. 
Diejenigen, die diese Erklärung unterschreiben, können wir 
unterstützen. 



Bildungsdiskurs in spw 
Von Ulf Banscherus 

In derletzten Ausgabe derspw haben wirous Anioß des,,lnnovotionsjohres 2üü4"einen Bildungsdiskurs begonnen. Den Auftokt hoben Tobios Gom- 
bert mit einem Beitrag zum Thema Weiterbildung undSonjo Stoock mit einem Artikelzur Froge des Proxisbezuges im Hochschulstudium gemocht. 
Die aktuelle ~ u s ~ o b ~ s t e h t ~ o n z i m  Zeichen d e ~ c h ~ l ~ o i i t i k .  Kotja Pelizäus und Christoph ~hmonn beschäftiien sich mitzweisehr untekchiedii- 
chen Frogestel1ungen:Chrisroph Ehmonn beleuchretdos Phänomen des,,Schulschwänzens:dos aus seinerSichtin Politik undöffentlichkeitzu sehr 
verharmlost wird. weilsich hinter dem scheinboren Kovoliersdeiikt schwerwieoende Foloen verberoen können. Häufio bildet das..Schulschwänzen" - - < - 
in der Grundschuleden Beginn für einen späteren sozialen Ausschluß. Ehmonn fordert desholb den Stoot out die Einhaltung der Schulpflicht durch- 
zusetzen undso einen Beitrog zur soziolen Gerechtigkeitzu leisten. Der Beitrog von Katjo Peiizäus kommentiert dogegen die oktuell in Nordrhein- 
Westfalen stattfindende Diskussion um das Zentralabitur. Hinter der vorgeblichen Diskussion um die Quolitöt von schulischen Leistungen stehen 
ihrer Sicht noch aber deutlich weitergehende Fragen wie die noch den Folgen für individuelle Färderonsätze und alternative Lehr- undLernformen. 
Peiizäus fordert deshoib eine derZukunft zugewandte Debotte um diejenigeSchulstruktur, die geeignet ist, das Ziel der Choncengleichheit zu errei- 
chen. SPD-Bildungsexperte Eckort Kuhiwein setzt sich kritisch mit den Weimarer Leitlinien zur Bildungspolitik ouseinonder, die der SPD-Porteivor- 
stand om 6.1.2W4 beschlossen hot und bemängelt, doss zwar viele richtige Frogen gestellt, ober kaum die angemessenen Antworten gegeben wer- 
den. Wir werden die Debone in den nächsten Heften fortsetzen. 

Ein erkämpftes Recht 
Vom leichtfertigen Umgang mit der Schulpflicht in Deutschland 

Von Christoph Ehmann 

Hat bislang in den Schulverwaltun- 
gen wirklich niemand zur Kenntnis genom- 
men. dass rund 90 Prozent aller Insassen in 
Jugendhaftanstalten notorische ,,Schul- 
schwänzer" waren, bevor sie straffällig wur- 
den, Schulversäumnisse also ein deutliches 
Warnsignal sind? 
Mit welchen der Kriegsdienstverweigerung 
auch nur annähernd vergleichbaren Grün- 

senheit in den verschiedenen Schulformen 
nicht systematisch ermitteln wolle.Sie weiß 
zwar nicht. was in den Schulen vorgeht oder 
wer überhaupt hingeht. Dafür sind die Be- 
hauptungen umso unbefangener. 
Wasaberander Aussage-dieso nicht nurin 
NRW, sondern ebenso in Schieswig-Holstein 
und einer Reihe anderer Länderzu finden ist 
- so eindrucksvoll ist, ist die Schlussfolge- 

gefährden. Daraus aber die Schlussfolge- 
rung zu ziehen,,,Schulschwänzen" habe es 
zu allen Zeiten gegeben,gehöre daher zum 
Schülerstatus und sei als ,,transitorisches". 
sprich:pubertäres Delikt zu vernachlässigen, 
ist ein Mittelschichtdenken. 

Schulpflicht -e in hart erkämpftes Recht 
Rein theoretisch gab es die Schulpflicht in 

den kann man von,Schulverweigerern" re- rung. dass ein pflichtgemäßer Schulbesuch Preußen seit etwa 1700. Faktisch wurde sie 
den? sich eiaentlich nicht aufden Schulerfola aus- nicht durchoesetzt.Kinder wurden zunächst - 2 

Wie ernst nimmt man die gesetzliche Schul- wirkt. Denn wie anders soll man den Satz le- 
pflicht,wenn ihre Nichterfüllungzwar mit bis sen,dass für ein,,verstärktes Schulversagen" 
zu 5000 € oder sechs Monaten Gefängnis das Fehlen kein Anhaltspunkt ist,Abwesen- 

< 

zur Arbeit in der Landwirtschaft.später dann 
auch in Fabriken benutzt.5elbst dergerings- 
teverdienst war für die Familien ein wichti- 
ger Beitrag zum Überleben. Erst im Nach- 
gang zur gescheiterten 1848er Revolution 
sah sich der preußische Staat veranlasst,den 
Kindern das Recht auf Bildung zu sichern. In 
der preußischen Verfassung von 1850 heißt 

(für Eltern und Ausbilder) bedroht wird, tat- heit sich also nicht signifikant auf den Schul- 
sächlich aber kein Gericht iemals eine höhe- erfola auswirkt? Es kann dann auch nicht - 
re Strafe als 200 €verhängt hat? mehr verwundern, wenn der Leiter einer 
Ist die Erkenntnis, dass Schulversäumnisse Schulabteilung in einem Länderministerium, 
größeren Umfangs möglicherweise des Er- mit offensichtlichem Stolzauf seine pädago- 
reichen eines Schulabschlusses gefährden, gische Leistung, berichtet, er habe seinem 
wirklich eine der Berliner Schulverwaltung Sohn in die Schultüte drei undatierte Ent- 
vorbehaltene Einsicht geblieben? schuldigungen getan,die er benutzen kön- 

ne. wenn er mal keine Lust habe zur Schule 
Schulschwänzen - ein Kavaliersdelikt? zu gehen. 

es in Artikel 21:,,Eltern und deren Stellvertre- 
ter dürfen ihre Kinder oder Pfleaebefohle- - 
nen nicht ohne den Unterricht lassen, wel- 
cherfür die ÖffentlichenVolksschulen vorge- 
schrieben ist." 
Die Durchsetzung dieser Pflicht gelang im 
wesentlichen dadurch, dass zum einen in 
den 50er und 60er Jahren des 19.Jahrhun- 
derts öffentliche Schulen gebaut wurden 
undzum zweiten 1888 das Schulgeld fürden 
Besuch derVolksschulen abgeschafft wurde. 
Bei den Musterungenzählte man zu Anfang 
des 20. Jahrhundert eine ,,Analphabeten- 
quote" von deutlich weniger als 1 Prozent. 
In der Weimarer Reichsverfassung von 191 9 
wurde dann aus dieser Unterrichtungs- 
pflicht eine.allgemeine Schulpflicht" (Artikel 
145). deren generelle Durchsetzung jedoch 
erst nach 1945 gelang. 

Das nordrhein-westfälische Schulministeri- 
um antwortete auf eine Kleine Anfraae nach Schulschwänzen als Kavaliersdelikt. 

2 

dem Zusammenhang von Schulversäumnis- Wer so redet und handelt,verkennt die Ursa- 
Sen und Schulerfolg am 1 &Januar 2001:,Für chen und Wirkungen der Schulversäumnisse 
ein verstärktes Schulversagen auf Grund in den verschiedenen sozialen Mi1ieus.E~ ist 
schulischen Absentismus gibt es keine An- sehr unwahrscheinlich, dass die drei - oder 
haltspunkte." Allerdings hatte sie wenige auch vier - Schulfehltage des Sohnes des 
Wochen zuvor mitgeteilt,dass sie die Abwe- Schulabteilungsleiters dessen Schulerfolg 

Christoph Ehmonn, Tätigkeiten beim Deutschen Bildungsrot, Fernuniversität Hogen, Bundesinsti- 
tut für Berufsbildung, 1986- 1994 Leiter des Amtes für Berufs- und Weiterbildung derSchulbehörde 
Homburg, 1994-1997Stootssekretärim Kuitusministerium Mecklenburg-Vorpommern 



auch nahe liegendain wessen Interessesolche 
Unterrichtsausschlüsse liegen. 

An diesem Erfolg haben die Sozialdemokra- 
ten einen hohen Anteil. Für sie war die kon- 
sequente Durchsetzung der Schulpflicht 
und der kostenlose Schulbesuch von Beginn 
an eine zentrale Forderung.DieVerankerung 
der Schulpflicht in Verfassungen und Geset- 
zen war für sie nicht eineZwangsmaßnahme 
zur Indoktrination der Kinder, sondern es 
war die rechtliche Form, wie man den Kin- 
dern das Recht auf Bildung gegen andere 
Ansprüche von Eltern und Arbeitgeber 
sichern konnte. 

sie konnten.Ganz offensichtlich ist eine sol- 
che Freiheit nur von jenen nutzbar,die sich 
in Bildungsfragen fürentscheidungskompe- 
tent halten. Deshalb hat sich zu Recht diese 
politische Forderung auch nicht lange hal- 
ten können. 
Zum zweiten wird die Durchsetzung von je- 
nen bedroht, die eigentlich für ihre Einhal- 
tung zu sorgen hätten, nämlich den Schul- 
verwaltungen und den Schulen und zwar in 
mehrfacher Weise. 
a.Aufjedem Zeugnis gab es - und gibt es 

Die Ausdehnung der Schulbesuchszeiten mittlerweile wieder - ein Rubrik, in der die 
aalt nach 1945 als eines der wichtiasten bil- Fehltaae. aetrennt nach entschuldiaten und < - - . -  - 
dungspolitischen Ziele. So wurden erst das unentschuldigten Fehltagen, eingetragen 
9.,danach das 10.Schuljahr durchgesetzt. In wurden bzw.werden. In den 80er Jahren war 
der Berufsschule wurde nach dem einen man in einer Reihe von Bundesländern dazu 
auch derzweiteschultag Wirklichkeit.Welt- übergegangen, auf jenen Zeugnissen, mit 
weit ailt die Zahl derJahre.die Kinderzum denen sich Schüler und Schülerinnen um - 
Schulbesuch verpflichtet sind,aIs ein wichti- 
ger Indikator für die Zukunftschancen der 
nachwachsenden Generation in den jeweili- 
gen Staaten. 

Schulpflicht - ein Relikt? 
Seit den 70er Jahren des letzten Jahrhun- 
derts hat die Schulpflicht zwei Gegner. 
Zum einen ist die staatliche Schule ins Gere- 
de gekommen. Schon bei dem OECD-Län- 
derexamen 1970 bekam das deutsche Bil- 
dungswesen die Note,,mangelhaft",eine Be- 
wenung,die die PISA-Erhebung dreißig Jah- 

eine Lehrstelle bewarben,diese Rubrik weg- 
zulassen.Das Signal war für die Schüler und 
Schülerinnen kaum miss zu verstehen. 
b. In den 70er Jahren wurden die Schulgeset- 
ze in einschneidender Weise geändert. Zwar 
blieb es bei der Androhung von hohen Stra- 
fen,wenn man Kinder und Jugendliche nicht 
zur Schule schickte. Aber nun erhielten die 
Schulen das Recht,Jungen und Mädchen den 
Schulbesuch zu verweigern, sie vom Unter- 
richtauszuschließen.5oetwas hattees immer 
gegeben:Wenn Kinder Läuse hatten oder an- 
steckende Krankheiten, konnte die Schule sie 

re später uneingeschränkt bestätigte. Ver- ausschließen. um die anderen Schüler und 
pflichtetzu werden, in Schulen zu gehen,die Schülerinnen nicht zu gefährden. Nun aber 
so schlecht bewertet werden, musste Wider- 
stand hervorrufen.50 forderte die Alternati- 
ve Liste in Berlin, der Vorläufer der,,Grünenf' 
inden frühen 80erJahren denn auch - kurz- 
zeitig - die Abschaffung der 5chulpflicht.Die 
Bildung der Kinder sollte den Eltern überlas- 
sen bleiben,die sich den geeigneten Ort su- 
chen sollten oder schaffen konnten. Wenn 

konnten auch Ausschlüssevom Unterricht als 
disziplinarische Maßnahmen erfolgen: Das 
Recht auf Bildung wurde den Kindern 
zeitweiseentzogen.Man muss nur genügend 
stören, dann bekommt man schulfrei. Vor 
1970 musste man dafür nachsitzen,also Iän- 
ger in der Schule bleiben - unter der Aufsicht 
eines Lehrers oder einer Lehrerin. Es ist denn 

Wer geht nicht zur Schule? 
Es gibt in Deutschland nur eine belastbare 
Untersuchung zu Schulversäumnissen, die 
im Winterschulhalbjahr 2001/2002 in Berlin 
durchgeführt wurde. Alle anderen Zahlen, 
insbesondere jene, die sich auf Deutschland 
insgesamt beziehen, sind frei erfunden. Die 
Berliner Zahlen machen allerdings nach- 
denklich und legen nahe, ernsthafter mit 
dem Problem umzugehen. Sie besagen im 
Einzelnen: 

Schulversäumnisse beginnen in den letz- 
ten Jahren derGrundschule,die in Berlin die 
5. und 6. Klasse einschließt. - In absoluten Zahlen ähneln die längeren 
Schulversäumnisse (über 20 Prozent der 
Schultage) in der Grundschule denen in den 
Haupt- und Sonderschulen in den höheren 
Klassen (7 und 8);das spricht für die Annah- 
me. dass sich Schulversäumnisse und damit 
die Gefahr des schulischen Scheiterns früh 
ankündigen. - Es gibt keinen Unterschied zwischen 
Jungen und Mädchen und zwischen Schü- 
lerinnen und Schülern deutscher oder nicht- 
deutscher Muttersprache. 

Die Zahl der Schülerinnen und Schüler 
ohne Schulabschluss und die Zahl derjeni- 
gen mit hohen Schulversäumnissen liegen 
nahe beieinander. 
Bei der Berliner Untersuchung wurde auf 
eine Differenzierung„entschuldigt"und,,un- 
entschuldigt gefehlt" verzichtet. Es ist für 
den Schulerfolg unerheblich.Zudem gelingt 
es vielenJungen und Mädchen,von ihren El- 
tern ,,Entschuldigungenw zu erhalten, falls 
nicht diese selbst das Fehlen veranlasst ha- 
ben. 

Fazit 
Es ist deshalb notwendig, Schulpflicht als 
Recht der Kinder auf Erziehung und Bildung 
wieder ernst zu nehmen.Schulversäumnisse 
sind eine Phänomen,dass in jenen sozialen 
Schichten besonders gravierend wird, die 
ohnehin am unteren Bildungsrand leben. 
Die Vernachlässigung der Wahrnehmung 
dieses Phänomens durch die Mittelschich- 
ten geprägten Schulverwaltungen ist ein 
Vergehen an den Kindern aus den sozial 
schwachen Schichten. Die Aktionen der 
Nürnberger Polizei, Kinder aufzusammeln 
und wieder in die Schulen zu bringen, die 
bundesweit Schlagzeilen gemacht haben, 
weil ein law-and-order-lnnenminister sie für 
sich zu nutzen versuchte, sind in der Realität 
eine außerordentliche sozialpädagogische 
Hilfestellung für Kinder,denen Schulen und 
Schulverwaltungen nicht helfen wollten. 
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Bildungschancen NRW - Zauberformel 
Zentralabitur?! 
Von Karja Pelizäus 

Die Diskussionen rund um unser Bil- 
dungssystem sind nichts neues.Auch nicht 
neu ist der Aufschrei nach Handlungszwän- 
gen im Zuge von internationalen Verglei- 
chen. Ein weiteres Erbe von PISA & Co i s t  die 
aktuell in Nordrhein-Westfalen geführte De- 
batte über die Einführung von zentralen Ab- 
schlussprüfungen - in den Jahrgangsstufen 
10 und 13 - und der Einführung des Abiturs 
nach zwölfJahren. 

Die Grundlagen der Debatte 
PISA. TlMMS und IGLU haben der Debatte 
um das deutsche Bildungssystem neuen 
Nährboden gegeben. Nachdem der erste 
Schock um die Ergebnisse der PlSA Studie 
überwunden war, kamen schnell Rufe nach 
Veränderungen auf, allesamt mit dem Ziel, 
Deutschland im internationalen Vergleich 
.bildungstechnisch" wieder an die Spitze - 
oder wenigstens in ihre Nähe -zu bringen. 
Das Zauberwort:zentrale Abschlussprüfun- 
gen.Und damit nichtgenug.Eineallgemeine 
Verkürzung der gymnasialen Schulzeit auf 
regulär zwölfJahre soll gewährleisten,dass 
auch deutsche Akademikerlnnen bzw.junge 
Menschen. die ihre Berufsausbilduna been- - 
det haben, früher der freien Wirtschaft zur 
Verfügung stehen,so, wie es in anderen Län- 
dern üblich ist und dem einzelnen Absolven- 
ten zum Vorteil gereicht. Dass ein Hand- 
lungszwang zur Reform besteht, kann und 
darf nicht bezweifelt werden. Jedoch kann 
und sollte bezweifelt werden.ob durch die 
Umsetzung der genannten Vorschläge 
erstens das Leistungsniveau der Schüler- 
innen und Schüler auch wirklich gesteigert 
werden kann und ob zweitens den bereits in 
den 60er und 70ern angegangenen Refor- 
men der Bildungsexpansion und dem damit 
verbundenen Ziel der Chancengleichheit 
nicht in Wirklichkeit entgegen gewirkt wird. 
Die damaligen Reformvorschläge der Bil- 
dungsexpansion verfolgten mehrere Ziele, 
die sich mit folgendem Anspruch begrün- 
oen lassen Bildunq ist e n Burgerrecnt (Dah- 
rendorf 196S.zitiert be. Hacketl So lasst sich 
festhalten,dass vor allem emanzipatorische 
und sozialpolitische Ziele einen breiten 
Raum eingenommen haben. Die bestmögli- 

bezogene Bildung sollten den Weg zu die- 
sen Zielen ebnen. 
Herkunftsbedingten Nachteilen sollten 
kompensatorische Maßnahmen innerhalb 
des Systems entgegen wirken. Die Strei- 
chung von Eingangsprüfungen an Gymna- 
sien und Realschulen und die Einführung 
einer Orientierungsphase in der Sekundar- 
stufe I sollten den Zugang zu höheren Qua- 
lifikationschancen bzw. höheren Bildungs- 
abschlüssen erleichtern. Zugleich wurden 
Curricula entfrachtet, um Schwellenängste 
beim Zugang zu einem höheren Bildungs- 
Wesen zu mindern. Eingereiht in konkrete 
Forderungen, das formale Ziel der Chan- 
cengleichheit zu erreichen, hat sich konse- 
quenterweise eine Steigerung der Bil- 
dungsausgaben (siehe Abb.1). Doch schon 
bald wurden diese wieder gesenkt und 
bleiben auch heute noch weit unter dem 
Niveau der sechziger und siebziger Jahre 
zurück. 

Zauberformel wirkungslos?! 
Heute zeigt der internationalevergleich stär- 
ker als je zuvor,was seit Jahren von der Kan- 
zel gepredigt wor- 
den ist. Höhere Ab- 
schlussquoten beim 
Abitur reichen nicht 
ausrum dem Ziel der 
Chancengleichheit 
gerecht zu werden. 
Der Handlungsbe- 
darf besteht unum- 
stritten in der Ver- 
besserung der Qua- 
lität, des integrati- 
ven Ansatzes und ei- 
ner früh beginnen- 
den Förderung von 
Fähigkeiten und Ta- 
lenten. Das derzeiti- 
ge deutsche Bil- 
dungssystem repro- 
duziert hingegen immer noch die Bildungs- 
biographien der Eltern.Kinder aus bildungs- 
fernen Schichten haben bislang wenig von 
den Effekten der Bildungsexpansion profi- 
tieren konnen. Der immer noch existierende 

der Eltern besteht weiterhin wie in Abbil- 
dung 2 zu sehen ist. 
Die Selektion setzt sich also weiter fort und 
dasZiel von mehr Durchlässigkeit ist immer 
noch kein elementarer Faktor unseres Bil- 
dungssystems - jedenfalls lassen sich in die- 
sem Bereich keine Erfolge in der Umsetzung 
beobachten. Viele Kritiker betonen immer 
noch, dass die selektiven Aussonderungs- 
Prozesse unseres Systems viel zu früh grei- 
fen. 
Zentrale Prüfungen, als Lösung des Pro- 
blems von hohen Abschlussquoten, aber 
mangelnder Qualität in Diskussionen oft auf 
dem silbernen Tablett serviert,tragen dage- 
gen wenig zu einer grundlegenden Verbes- 
serung bei. Realistisch betrachtet verschär- 
fen sie dieses Problem nur noch weiter und 
führen den Teufelskreis weiter fort. Denn 
zentrale Prüfungen schließen nicht nur die 
Möglichkeit einer individuellen Förderung 
aus, weil u.a.ein verständnisvolles,.erleben- 
des" Lernen durch die oberflächliche Abgra- 
sung großer Wissensbereiche - wofür 
zwangsläufig stupides Auswendiglernen er- 
forderlich ist - nicht möglich ist. In Fragezu 

stellen ist hierbei auch. ob stur auf zentrale 
Qualitätsüberprüfungen abzielende Curri- 
cula noch den dringend benötigten Spiel- 
raum lassen,.schlechtere" Schülerlnnen zu 
fördern und gleichzeitig schnellere Lernerln- 

che freie Entfaltung, eine auf das Handeln Zusammenhang mischen dem Schulbe- nen nicht zu unterfordern. Individuelle Po- 
der Menschen und nicht nur auf Fachwissen such der Kindern und den Schuiabschlüssen tentiale ienseits einschränkender Fächervor- 

gabe und das Konzept des dialogischen Ler- 
nens werden zumindest eingeschränkt. So 
hat die Platzierung von Schleswig- Holstein 

Katja Peiizäus ist Landessekrerärin der Landesschüierlnnenvertretung NRW sowie Mitglied im im Rahmen von PISA- E gezeigt, dass die 
Juso LandesvorstandNRW undlebt in Bochum Zauberformel Zentralabitur beispielsweise 



falen kommt zudem 

r o  noch ein weiterer 
Aspekt hinzu: Im 
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Neue Selbständig- 
keit erfordert auch 
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ventivals auch aktiv in die Bildungs" kraft" 
eingreifen, anstatt, wie bei zentralen Ab- 
schlussprüfungen, lediglich (ob nun mit 
oder ohne Druck) aufzuzeigen, wieviel in 
den ersten Jahren der Bildungsvermittlung 
falsch gelaufen ist. 
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Zukunftsfähig weiter denken 
Wie bereits oben festgestellt: zentrale Prü- 
fungen, eine schnellere Ausbildung und die 
damit einhergehende Beschränkung auf 
bloßes Fachwissen können nicht den Aus- 
weg aus der Bildungsmisere ebnen. 
Ein umfassendes Programm muss her: 
Sicherlich ist es wichtig und richtig die in- 
vestitionen in Bildung zu steigern,jedoch 
kann auch hier festgehalten werden,dass 
damit das.Spiei" nicht gewonnen werden 
kann. Die zuständigen Ministerlnnen, 
Fachpolitkerlnnen und bildungspoliti- 
schen Akteure müssen endlich wieder den 
Mut aufbringen,da anzupacken, wo es nö- 
t ig  ist: Die Debatte um die Schulstruktur 
muss neu begonnen und endlich anders 
gestaltet werden werden. Flickschusterei 
bringt uns weder heute noch langfristig 
weiter. 
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Zuge des Modellver- 
suchs ,,Selbstständi- 
ge Schule" wird den 
Schulen mehr Hand- 
iungsspielraum ein- 
geräumt. 
Die neu erworbene 
Autonomie der 

Späte  b i ldungspol i t i sche Erkenntnisse - 

Schulen, eröffnet 
in den naturwissenschaftlichen Bereichen sicherlich viele Chancen. sie birgt aber 
auch ohne Wirkung bleiben kann.Auch die genauso Ri~iken~dieesabzusichern gilt. 
Länder Mecklenburg- Vorpommern und Im Zuge der Dezentralisierung kann natür- 
Sachsen- Anhalt dürfen sich in diesem Kon- lich weit aus weniger sichergestellt werden, 
text mit ihren einheitlichen Prüfungen dass bestimmte Leistungsstandards erfüllt 
hinten anstellen. werden können.Schulen in Hünxe müssen 
Fasst man die Debatten und die daraus ge- aber das gleiche Leistungsniveau erreichen 
zogenen Konsequenzen zusammen. muss können, wie Schulen in Köln. In der Debatte 
man zu dem Ergebnis kommen, dass das um das Zentralabitur bzw,überzentrale Ab- 
Zentralabitur an der falschen Stellschraube schlussprüfungen in NRW gewinnt auch 
greift. IGLU hat gezeigt,dassder integrative dieser Aspekt an Bedeutung. Mit den Prü- 
Ansatz in der Grundschule zu besseren Er- fungen soll sicher gestellt werden, dass es 
gebnissen führt.Auch wenn es gerade nicht in der Umsetzung der Schulautonomie 
en vouge ist:die integrative Ganztagsschule nicht zu Gewinnern und Verlierern kommt. 
ist nicht nur ein verstaubtes Relikt aus den Die Auslegung des Zentralabiturs in NRW, 
ideologischen Debatten der siebziger Jahre, stellt zwar die Erfüllung, besser die Über- 
sondern eine sinnvolle Alternative, um dem prüfung. von Leistungsstandards sicher, je- 
sozialen Aspekt der Chancengleichheit ge- doch wird der genannte Risikofaktor nicht 
recht zu werden.Sie befördert die kompen- berücksichtigt.Ein erst kurzvordem Schul- 
satorische Wirkung, in dem nicht schon in abschluss greifendes Instrument der Leis- 
frühen Jahren der zukünftige Bildungsver- tungsstandards wirkt nicht präventiv und 
lauf und die spätere Erwerbsbiografievorge- schließt damit die Möglichkeit aus,frühzei- 
zeichnet werden. Sie fördert im Gegensatz tig erkannten Schwächen entgegen zu wir- 
zu selektiven Ansätzen die Integration der ken. Eine Art,,Quaiitätskontrolle" in der je- 
Risikogruppen. weiligenStufewürde hingegen sowohl prä- 

und halbherzige dazu 
Die,,Weimarer Leitlinien" s ind noch keine Strategie 

Von Eckart Kuhlwein 

Wenn der,,Genus Loci" ihn doch mit einer hinreißenden Kampagne ein- nur den Umbau des Sozialsystems. son- 
nur beflügelt hätte.Dann hätteder Partei- läuten können und alle unsere frustrier- dern auch eine Perspektive für eine bes- 
vorstand das ,,Jahr der Innovation" An- ten Wählerinnen und Wähler wüssten, sere Zukunft gibt.So aber erschöpfte sich 
fang dieses Jahres im klassischen Weimar dass es mit den Sozialdemokraten nicht das öffentliche Echo auf die "Weimarer 

Leitlinien" in der falschen Behauptung, 
die SPD habe jetzt endlich auch die,.Elite" 
entdeckt und löse sich von iiebgewonnen 

EckartKuhlwein warMdBvon 1976-7998.1994 bis 19985precherderPL.verschiedene bildungs- Konzepten der Gleichmacherei. Sieg der 
politische Funktionen in Regierung undFraktion, parlamenrarischerStaatssekretär. Vorsitzender ,,Modernisierer" über die ,,Traditionalis- 
des Bundestagsausschusses für Bildung Wissenschaft, lebt in Ammersbek ten" also. Dafür ein Flop bei der Stamm- 



kundschaft, die als Konsequenz aus dem 
PISA-Desaster weniastens deutliche bil- - 
dungspolitische Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Chancengleichheit erwartet 
hatte. 
Dabei ist es ja lobenswert. dass 35 Jahre 
nach dem Start der ersten Bildungsreform 
(Willy Brandt stellte 1969 die Bildung an 
die Spitze seiner ersten Regierungserklä- 
rung) eine sozialdemokratische Regie- 
rungspartei im Bund Bildung und Wissen- 
schaft als zentrale Aktionsfelder wieder- 
entdeckt. Das kommt zwar ziemlich spät, 
aber vielleicht nicht zu spät. Leider hat es 
in diesem Bereich 20 Jahre lang mehr oder 
weniger Stagnation gegeben.Und diever- 
Säumnisse lassen sich nicht allein bei Hel- 
mut Kohl abladen. Da waren immer auch 
sozialdemokratische Kultusminister 
dazwischen, die alles vergessen zu haben 
schienen, was die eigenen Bildungsrefor- 
mer in den Reoierunaen BrandtlSchmidt - - 
von Klaus von Dohnanyi über Helmut Roh- 
de,Jürgen Schmude biszu Björn Engholm 
zur Förderung der Chancengleichheit und 
Aktivierung der,,Begabungsreserven" ent- 
wickelt hatten. 
Das gilt nicht nur für den über die Jahre 
geschwundenen Mut zur Gesamtschule, 
das gilt auch für den Dornröschenschlaf 
der Ganztagsschule. die erst 2001 durch 
Kurt Beck in einer erfolgreichen Land- 
tagswahlkampagne wieder aufgeweckt 
wurde. Und das gilt für eine ganze Reihe 
anderer,,lnnovationen" (2.B. die,,autono- 
me Schule" des Deutschen Juristentags, 
die.Schlüsselkomoetenzen" der ab Ende 
der" 70er novellierten Ausbildungsord- 
nungen im Dualen System, die Öffnungs- 
politik für die Hochschulen. den Einsatz 
von Sozialarbeitern in der Schule), deren 
pädagogische und gesellschaftliche Wirk- 
samkeit längst erwiesen war, ohne dass 
sich davon die Kultusministerkonferenz 
hätte bewegen lassen. 
Seit Weimar befinden wir uns im Jahr der 
Innovation. Damit verknüpft war die stra- 
tegische Überlegung, dass.weichereThe- 
men" im öffentlichen Diskurs die .Hard- 
ware" des Umbaus der Sozialsysteme ab- 
lösen sollten. Dabei stimmt es gewachse- 
ne Bildungspolitiker nicht besonders 
fröhlich, dass die Semantiker der Moder- 
nisierung vor allem den ökonomischen 
Output im Kopf haben, wenn sie von ver- 
stärkten Bildungsanstrengungen reden. 
Das tun auch die Weimarer Leitlinien. 
Aber immerhin wird eingeräumt, Bildung 
sei,,auch ein eigenständiger Wert". Denn: 
..Möglichst viele und gut ausgebildete 
Menschen sind das Grundkapital für eine 
innovationsfähige Gesellschaft." Da hat 
wohl der Computer den schrecklichen Be- 
griff Humankapita1verweigert.mit dem in 
den letzten Jahren vielfach der Mensch 
und die Entwicklung seiner Fähigkeiten 
für den Standort Deutschland und für 

wirtschaftliches Wachstum instrumentali- 
siert worden sind. 
Konzentrieren wir uns auf den in den Wei- 
marer Leitlinien beschriebenen Zusam- 
menhang zwischen Bildung und Innovati- 
on. Das geht vom Vorschulalter bis zu 
Hochschule und Forschung. Für die Klei- 
nen sollen die Möglichkeiten erweitert 
werden, bereits vor der Schule Benachtei- 
ligungen durch die soziale Herkunft aus- 
zugleichen. Am besten durch Qualitäts- 
und Bildungsstandards.Wir erinnern: Der 
erste Bildungsgesamtplan 1973 sah 
bereits vor, dass der .Elementarbereich" 
Bestandteil des Bildungswesens sein soll- 
te. Damals wurde sogar formuliert, dass 
deshalb der E1ternbeitrag.z~ überprüfen" 
sei. Die Weimarer Leitlinien drücken sich 
um dasThema. wie auch materiell Chan- 
cengleichheit für Kinder aus unterschied- 
lichen Einkommensschichten hergestellt 
werden kann. Wäre es doch eigentlich 
eine logische Schlussfolgerung, dass Vor- 
schulerziehung. die Bildung ist, wie ande- 
re Bildung auch (z.B. der Schulbesuch), 
,,öffentliches Gut" sein sollte und deshalb 
kostenlos zur Verfügung gestellt werden 
müsste. Werden wir auf diese Konsequenz 
auch wieder 30 Jahre warten müssen? 
Spät kommt auch die Erkenntnis, dass 

Folgerichtig reduziert sich das,,lnnovati- 
onsprogramm Deutschland auf technolo- 
gische Veränderungen. auf das Internet, 
den Automobilbau und Verkehrstechnolo- 
gien,auf die elektronische Patientenkarte 
und die Brennstoffzellentechnologie. Das 
sind alles nützliche Pfade für die Zukunfts- 
fähigkeit unserer Gesellschaft, aber das 
Programm vernachlässigt Fragestellungen 
nach der Strategie für eine nachhaltige 
Entwicklung (Stichwort: Bildung für Nach- 
haltigkeit), dem Zusammenhalt der Gesell- 
schaft, nach dem notwendigen verstärk- 
ten Dialog der Kulturen in der Einen Welt, 
nach den Grenzen quantitativen wirt- 
schaftlichen Wachstums oder auch nach 
der Zukunft der Erwerbsarbeitsgesell- 
schaft. 
Und beantwortet wird auch nicht die Fra- 
ge, wie denn zusätzliche Anstrengungen 
in Bildung und Wissenschaft finanziert 
werden sollen. Der dürre Hinweis auf eine 
.verfassungskonform neu geregelte Erb- 
schaftssteuer" (die Initiative dazu soll 
nach bisheriger Lesart noch immer von 
den Ländern kommen) genügt als Ant- 
wort ebenso wenig wie dervorschlag von 
Gerhard Schröder. die bei einer Strei- 
chung der Eigenheimzulage frei werden- 
den Mittel dafür zu verwenden oder die 

noch immer zehn Prozent der Jugendli- Goldreserven der Bundesbank flüssig zu 
chen die Schule ohne ieden Abschluss machen. Die Praxis sieht iedenfalls eher 
verlassen. Diese Gruppe ist seit vielen nach weiteren Belastungen für Familien 
Jahren unverändert groß, gestiegen ist mit Schulkindern aus - Abschaffung der 
allerdings der Anteil der Migrantenkinder. Lernmittelfreiheit in einer Reihe von Län- 
Rezepte zur Beseitigung des Problems dern. Elternbeiträge zum Schülerverkehr 
sind seit lanoem bekannt. Die Weimarer - die Sanieruna der kommunalen Haus- - 2 

Leitlinien sagen nichts darüber, wo denn halte kümmert sich wenig um die neuen 
jetzt mit Hilfe des Bundes oder verstärk- Paradigmen der sozialdemokratischen 
tem Einsatz der Länder angesetzt werden Bildungspolitik. Der Kommentar von Wei- 
soll. mar zu solchen Sünden ist richtig:.Maro- 
Der Bereich der Weiterbilduna steht de Schulaebäude. zu aroße Klassen und - < . d 

spätestens seit Ende der 70er Jahre auf Unterrichtsausfall sind bei wachsendem 
der Agenda der Sozialdemokratie und privaten Reichtum auch ein Ausdruck 
ebenso lange hat es keinen wirklichen mangelnder gesellschaftspolitischer In- 
Durchbruch gegeben. Es wäre schade, novationsfähigkeit." Aber die überzeu- 
wenn auch die Weimarer Leitlinien eher aende Antwort fehlt. 
den bekannten Sonntagsreden gleichen 
würden, die in der Praxis der von rechts 
proklamierten Arbeitszeitverlängerung 
schnell wieder den angeblichen betrieb- 
lichen Notwendigkeiten untergeordnet 
werden.Von politischer Erwachsenenbil- 
dung übrigens ist überhaupt nicht mehr 
die Rede.Auch die Weiterbildung dege- 
neriert zum bloßen ökonomischen 
Standortfaktor. Es ist nur folgerichtig, 
wenn für den Hochschulbereich die ma- 
thematisch-naturwissenschaftlichen Fä- 
cher als strategischer Ansatz .für mehr 
qualifizierte Arbeitsplätze in Wissen- 
schaft, Forschung und Entwicklung" ge- 
nannt werden. Geistes- und Sozialwis- 
senschaften kommen in den Weimarer 
Leitlinien nicht vor, ihre Fragen und Ant- 
worten für die Zukunft interessieren of- 
fenbar zu wenig. 

2 

Immerhin haben wir es seit dem Berliner 
Parteitag am 21. März schriftlich, dass der 
Staat die Aufgabe behält.,,durch die Fi- 
nanzierung ausreichender Öffentlicher 
Güter und die Bereitstelluna von Mitteln 

2 

Chancengleichheit und Sozialstaat zu ge- 
währleisten".Nach den Steuersenkungen 
der letzten Jahre.die nicht immer hinrei- 
chend gerecht verteilt waren, ist dieser 
Anspruch nur schwer einzulösen. Aber 
die Erkenntnis nimmt zum Glück auch in 
der SPD zu, dass der Rückzug des Staates 
und der Marsch in Deregulierung und Pri- 
vatisierung ein Irrweg gewesen sein 
könnte. Jetzt fehlt nur noch eine Strate- 
gie, wie die finanzielle Handlungsfähig- 
keit der Politik in den wichtigsten gesell- 
schaftlichen Feldern wiederhergestellt 
werden kann. Und darüber wird es sich in 
der Partei zu streiten lohnen. 2,au 
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Marokko,Syrien - seine letzte Reise führte ihn 
im Sommer 2003 in den Libanon). 
Zuerst erinnert sich Lüders an seine Kindheialek- 
türe,,Durchs wilde Kurdistan"-andie Faszination, 
die die Exotik des Unbekannten und Sinnlichen 
des Orients bei ihm ausiöste.In dem Kapitel,.Die 
Gehenkten von Damaskus" wirft er einen Blick 
auf seine Erlebnisse.dieeralsStudentvormdan- 
zig Jahren an der Universität Damaskus hatte,als 
er arabische Geschichte und Literatur studierte. 
Damals wird er Zeuge einer Hinrichtungsszene. 
,,Warum tue ich mir~das alles an,frage ich mich 
täglich",fragt er in diesem Kontext.,,Die Leichen 
drehten sich lanasam im Wind.nicht unähnlich 

< 

fernöstlichen Bambusrohren." 
Arabien sei ein literarisch geprägter, klärt er den 
Leser akdem Englischen entlehnter Begriff aus 
dem 19.Jahhundertderdamals wie heuteiners- 
ter Linie eine mvthische Landschaft beschreibt. 
,,die Sehnsucht nach einem weiten Land, nach 
Wüste und Romantik irgendwo hinter SuezGeo- 
graphisch aber existiert keinArabien' ..." 
Er erzählt über die Facetten einer anderen Kul- 
tur:Beduinische Mentalitäten prägen auch heu- 
te noch die Alltagskultur,,Das istzum Beispiel an 
der Artund Weiseabzulesen,wie sich Araberbe- 
grüßen.lm IdealfallgelingtdieSyntheseausPhi- 
losophie und Schauspiel" Er versucht, die be- 
fremdliche Rolle der Gestezu begreifen:,,Wahr- 
scheinlich wäre derjenige, der zum Festmahl 
einlädt, entsetzt, wenn sein ueaenüber sauen 
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1 würde: Aber qerne Freund." ~erhaltensmuiter, 
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diedas Gegenteil von dem meinen,was sie vor- 
geblich ausd~cken:Dazu erzählt er eine Anek- 
dote: Nach einerTaxifahrt fraoterwas er zu zah- 

J .  

len habe,.Nichts,sagter.Du bistein Freund.Naja, 
dassagenTaxifahrergerne und berechnen an- 
schließend den doppelten Preis." Besonders 
spannend sind die.Nahaufnahmen" über vier 
Frauen: beispielsweisedie der Shirin Hamani,die 
in London und NewYorkstudlerte und bewusst 
in Saudi Arabien als Unternehmensberaterin 
lebt.Lüders berichtet über Bereiche,in denen es 
große Veränderungen gegeben hat - Beispiel 
Marokko:dort gibt es eine Geburtenkontrolle, 
seit 1992 sitzen Frauen sogar im marokkani- 
schen Parlament,vier Frauen wurden zu Staats- 
sekretären be~fen. 
Sein Hauptaniiegen ist esseinen Lesern im Wes- 
ten klar zu machen. dass es Gewalt es in allen 
Religionen gegeben habe.DieUrsacheder Ge- 
walt Iägejedoch nicht fatalistisch aus den religi- 
ösen Offenbarungstexten abzuleiten sei. Ent- 
scheidend seivielmehrdie Artund Weise,wiesie 
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gelesen werden,,,Dogrnatisch oder allegorisch, 
sinnbildlich oder wortwörtlich." Er betont.dass 
dieVerbreitung des lslam mitWaffengewalt und 

zurVerteidigung odervergrößerung des islami- 
schen Herrschaftsgebietes laut Koran zwar eine 
der Grundpflichten der muslimischen Gemein- 
schaft sei.,,ln der islamischen Geschichte j e  
doch war der Dschihad über Jahrhunderte 
eine ruhende Pflicht. Um den Frieden zu wah- 
ren, wurde nach nichtkriegerischen Lösungen 
gesucht." Der Dschihad gehöre zwar zum 
Grundkonzept aller militanten islamistischen 
Gruppierungen. In der islamischen Welt finde 
jedoch selbst ein Kampf um die Deutungsho- 
heit des Glaubens statt. Lüders zitiert eine Frau 
aus Marokko:.Diese Leute (gemeint sind die Is- 
lamisten,lngoZander) redenTals wäreder Islam 
ihr Eigentum. Doch die Religion gehört nie- 
mandem. Ich selber bin Muslimin und lasse 
mich nicht ausgrenzen. Die für Marokko ent- 
scheidende Frage lautet,welchen Islam wir le- 
ben wollen: einen Islam des Obskurantismus 
und der Intoleranz oder aber einen Islam. der 
fürOffenheit und Humanismus steht." 
Lüders ist überzeugt davon,dass der Westen 
-wenngleich auch ungewollt - die islamisti- 
schen Kräfte durch eine falsche Politikstärke: 
durch die Förderung korrupter pro-westlicher 
Regimes, durch kulturellen Hochmut und 
durch eine säkularevariante des Fundamenta- 
lismus wenlicherKulturkämpfer,,Nachdem l l. 
Sentemberschlua einmal mehr die Stundeder - 
Lordsiegelbewahrer des christlichen Abend- 
landes,diesich in ihrenvorurteilen Nndum be- 
stätigt sahen ... Als krassestes Beispiel möchte 
cn d e talien'sche Autorin Oriana Fallaci zitie- 
ren.deren B ~ c h  Die Wutundder SralzIM~ncnen 
2002) in mehreren europäischen Landernzu ei- 
nem Bestseller wurde ..Am liebsten würde Fal- 
laci &Co.die Religion des Propheten (mit allen 
Religionen?) im Sack des Fundamentalismus 
verschwinden lassen." 
Lüderswarntalsovorder Einteilung der Welt in 
,,Gut"und Böse";,Wer sich dieser Logikenhieht, 
gilt als Gegner der Zivilisation oder sieht sich 
demVorwurf des islamistischen Totalitarismus' 
konfrontiert.Mit anderen Worten:Wir schaffen 
uns unsere Feinde auch selbst." Dem Autor 
wirbt stattdessen für eine andere kulturelle 
Grundhaltung: immer wieder neugierig sein, 
die fremde kulturelle Welt der arabischen Län- 
der verstehen zu wollen und als Bereicherung 
zu nehmen.Das 1mnliziere.nicht mehrfest dar- 
an zu glauben,dasi nur unser Pfad der Moder- 
neder richtige sein könne..Kurzum,ich kenne 
nur zwei Möglichkeiten. wie Europäer oder 
Amerikaner auf ,Arabien' reagieren. Entweder 
mit Neugierde und Faszination oder aber mit 
Ablehnung und Misstrauen, wenn nicht Ver- 
achtung und Hass."DieletaeAntwort bewirke, 
dass islamistische Kräfte bestärkt würden.Die 
amerikanische Irak-Politik illustriert. wie der 
von Lüders kritisierte Bestärkungsprozessfun- 
damentalistischer Kräfte funktioniert. Dieser 
Politiksetzt Lüdersseine Auffassung entgegen, 
dass es letztendlich darum geht,,,Brücken zu 
bauen.Die Alternativewäredie LogikderExtre- 
misten, hier wie dort." 



Weltverbesserer: 
,,Ein Mensch in (der) 
Bewegung" 
Willi Hoss, Komm ins Offene, Freund. Autobi- 
ografie herausgegeben von Peter Kamme- 
rer, Verlag Westfälisches Dampfboot, Müns- 
ter2004, 19.90 Eura 

Im Jahr nachdem Willi Hoss im Alter von 
73 Jahren an Krebs verstarb, gab es im 
DeutschenTheater in Beriin eine Gedenk- 
veranstaltung mit dem Titel.Ein Mensch 
in (der) Bewegung". Zwei Schauspieler- 
innen - seine Frau Heidemarie Rohwed- 
der und seineTochter Nina Hoss - lasen 
Passagen aus seiner kurzzuvor erschiene- 
nen Autobiografie.Gezeigt wurde ein Do- 
kumentarfilm über Hoss und danach dis- 
kutierten Elmar Altvater und Oskar Negt 
über zentrale Aspekte des Lebens und 
Wirkens dieses außergewöhnlichen Men- 
schen, die mit prinzipiellen Fragen linker 
Politik wie Globalisierung, Betriebsarbeit, 
parlamentarisches Wirken und zivilgesell- 
schaftliches Engagement eng verknüpft 
sind. 
Beim Lesen dieser Autobiografie,von Hoss 
erzählt und von Kammerer herausgelockt 
und a~fgeschrieben~fällt auf, dass die Le- 
bensabschnitte ein extrem breites Spek- 
trum umfassen: Hitlerjugend, KPD-Aktivist, 
Landarbeiter, Schweißer, IG-Metaller, Pla- 
katgruppe bei Daimler, Friedensbewe- 
gung, Mitbegründer der Grünen, Bundes- 
tagsabgeordneter, Entwicklungsarbeit in 
Brasilien.Auffäilig ist zugleich,dass es die- 
ser Mensch trotz aller Widrigkeiten und 
teilweise massiver Widerstände oderTrick- 
sereien geschafft hat, seinen "aufrechten 
Gang" zu gehen, aus Fehlern zu lernen, 
Praxis undTheorie miteinander zu nutzen, 
die richtiae Mischuna von Prinzi~ientreue 
und ~rag~atismuszu-praktizieren,und vor 
allem immer offen zu sein und dazu zu ler- 
nen - für  die Realisierung von Menschen- 
würde und humanen Arbeits- und Lebens- 
bedingungen. Und er gab durch sein En- 
gagement unzählige konstruktive und 
progressive Impulse, gerade weil er fun- 
diert argumentierte, weil er sich auf Prinzi- 
pien bezog, weil er das Halbgare und 
SchiefederGegnerentlarvte.wei1 er die In- 
teressen und konkreten Utopien artikulier- 
te und ihre Umsetzung betrieb - und er 
riskierte mehrals viele Anderesging immer 
einen Schritt weiter, überwand Grenzen 
des Üblichen, wie z.B. bei seinen gewalt- 
freien Aktionen in derTürkei und Südafri- 
ka. 
Kammerer skizziert am Ende seines Vor- 
worts Fragen, die Willi Hoss mit seinem 
Wirken implizit oder explizit aufwarf:.Wie 
Iäßt sich ein Wissen erwerben, das dazu 
befähigt, angesichts der von der Mensch- 
heit verursachten Katastrophen zu han- 

deln? Wie arbeiten die Menschen, was 
stellen sie her, was passiert Neues in den 
Produktionsstätten? Wer trägt dafür Ver- 
antwortung? Können die Arbeiter mit ih- 
rer Bewegung und die Bürger mi t  ihren 
Parteien noch etwas anfangen? Wie aus- 
brechen aus dem Gefängnis des Betriebs, 
aus der komfortablen Enae orofessionel- 
er Poiiti*? Welcher ~reundlicnkeit bedarf 
es. um mite'nander Politk machen zu 
~onnen?  Wie aßt s ch aer Amaklauf 
durcn die hatur stoppen. der Raubbau 
~mkehren in Zusammenleben, 'daß der 
Erde Gr jn  von neuem E.ch slanzt'?" - 
(5.17) Hoss beschreibt seine differenzier- 
te und wohlüberlegte Haltung zu Fragen 
gewerkschaftlichen und betrieblichen 
Engagements, der Tätigkeit im Bundes- 
tag, der außerparlamentarischen Opposi- 
tion, schildert die Arbeit des Untersu- 
chungsausschusses zur Flick-Spendenaf- 
färe-erzählt von seinen Begegnungen mit 
führenden Grünen wie Rudi Dutschke, 
RainerTrampert, Rudolf Bahro,Joschka Fi- 
s~her~ausiändischen Persönlichkeiten wie 
Lula, Boff, Mandela. Und immer wieder 
vermeidet er Illusionen über die Möglich- 
keiten der jeweiligen Handlungsebenen, 
denkt er weiter und tiefer, als die meisten 
Kolleglnnen in der jeweiligen Organisati- 
on, in der er gerade wirkt: denkt über 
mehr Mitbestimmung, andere Produkte. 
über die Wirkungszusammenhänge der 
umweltzerstörenden Produktion und des 
Konsums nach,entwickelt eine dezidierte 
globale Perspektive - bei gleichbleiben- 
der ehrlicher Leidenschaft für die Men- 
schen und die Unterstützung bei der Ver- 
besserung ihrer Existenzbedingungen. 
Und er eckt und regt immer wieder an, 
treibt die Denkhorizonte weiter, z.B. in 
seiner IG Metall (in den Grünen wird er 
der ,,Vorzeigearbeiter"): ,,Nach der Ener- 
giekrise und der Schließung von Borg- 
ward in Bremen fragten wir uns nicht nur 
nach den Auswirkungen auf die Beschäf- 
tigung, sondern prinzipieller: Wie viele 
Autos verträgt unsere Gesellschaft 
überhaupt. Dahinter steht das Problem 
des Widerspruchs zwischen der Natur 
und der entfalteten Warenproduktion im 
Kapitalismus. Das Gewinnstreben nimmt 
keine Rücksicht auf die Natur. Die Masse 
der in den industrialisierten Ländern er- 
zeugten Waren wird zu einer Gefahr für 
den Planeten." (5.115) 
Durch die Zeilen schimmert das positive, 
liebende, sorgende Wesen dieses Weltver- 
besserers durch:Vertrauen,Verlässlichkeit, 
Ernsthaftigkeit, Leidenschaft, Disziplin und 
eine Portion Naivität. Seine Bescheiden- 
heit legt er nicht ab,freut sich riesig über 
die Erteilung der Ehrenprofessorenschaft 
der Bundesuniversität in Belem, über das 
Bundesverdienstkreuz,und ist doch ergrif- 
fen bei der Ehrung durch die Ka'apor-lndi- 
aner Amazoniens:sie nahmen ihn in einem 

archaischen Ritual als Ehrenhäuptling in 
ihren Stamm auf. Kammerer charakteri- 
siert Hoss im Gespräch mit dessen Frau 
und dessen Tochter im abschließenden 
Kapitel:,,Das Großartige war doch,dass er 
gelernt hatte, sich auf verschiedenen ge- 
sellschaftlichen Ebenen zu bewegen und 
immer er selbst zu sein." (5.217) 
Nicht zuletzt wegen des Ineinanderverwo- 
benseins seiner Lebens~hasen mit zahlrei- 
chen wichtigen Stationen der emanzipa- 
torischen Bestrebungen in der BRD,seines 
Habitus inklusive seines Interesses an Kul- 
tur lässt sich bei ihm ein ähnlicher radikai- 
emanzipatorischer Humanismus aufspü- 
ren, wie ihn Peter Weiss'in seinem lesens- 
und beherzigenswerten K1assiker.Ästhetik 
des Widerstands" so meisterhaft in seiner 
historischen Bewegung beschrieben hat. 
Der Erzähifluss des Buches ist einfach. und 
lädt zum Schmökern ein. Wenngleich die 
ein oder andere Schilderung etwas simpel 
daherzukommen scheint: der aufrichtige 
Stil reproduziert in seiner Gesamtheit eine 
Haltung des ernsthaften besser machen 
wollens. Das Buch wird sinnvoll abgerun- 
det durch zahlreiche Fotos,eine Liste mit 
wichtigen lebens- und zeitgeschichtlichen 
Daten, und eine Auswahlbibliografie. 
Wie wertvoll Menschen wie dieser Willi 
Hoss sind, zeigt sich gerade in diesen ge- 
schichtsvergessenen Zeiten, in denen die 
rosa-grünen Parteien zwar Alternativen 
zum,.Weiter so"aufzeigen müssten,aber - 
obzwar dauernd vollmundig aber ohne 
Herz und Hirn von Innovationen reden - 
vor wirklichen (strukturellen) Alternativen 
und deren Verwirklichung zurückschre- 
cken.Auch hieran erweist sich,was ein Ein- 
zelner - hier Willi Hoss - zu leistenlbewir- 
ken vermag. Kommt ins Offene, Freunde/ 
Freundinnen! 

Edgar GöII (Berlin) 




